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Abstract

Die Birgerbeteiligung ist das Herzstiick einer Demokratie. Die politische Partizipation zur Einbringung
der Interessen erméglicht Inklusion und die Gleichheit aller, legitimiert demokratische Entscheidungen
und Prozesse und gewéhrleistet die Reaktionsfahigkeit zwischen Bevodlkerung und Regierung. Aus
normativer Sicht ist eine breite und gleiche Birgerbeteiligung in einer Demokratie wiinschenswert.
Umso wichtiger ist die Frage, wer sich politisch beteiligt. Die bisherige Forschung hat gezeigt, dass in
herkdbmmlichen politischen Partizipationsformen Gruppen, wie beispielsweise Frauen, junge
Erwachsene, Personen mit einem formal tiefen Bildungsniveau und Personen mit
Migrationshintergrund untervertreten sind. Die Digitalisierung ist ein Treiber neuer Online-
Partizipationsmdoglichkeiten und kdnnte eine Chance fiur mehr Gleichheit in der Birgerbeteiligung
bedeuten. In einem ersten Schritt wird die Frage geklart, wer sich bei Online-Partizipationsformen
beteiligt und in einem zweiten wird der Frage nachgegangen, welche Faktoren das Online-Engagement
fordern.

Am Beispiel von ‘Zlri wie neu’, einer lokalen Online-Partizipationsmoglichkeit, bei der Mangel in der
Infrastruktur unkompliziert der Zircher Stadtverwaltung mitgeteilt werden kdnnen, wird in dieser Arbeit
die Veranderung der bekannten Ungleichheiten von der Offline- zur Online-Partizipation untersucht.
Durch die Analyse der soziodemographischen Struktur in Zurich, der Abstimmungsbeteiligung und den
‘Zuri wie neu’ Usern werden Hinweise fUr die Verstarkung der Ungleichheiten bei Frauen und Personen
mit Migrationshintergrund sowie die Mobilisierung der jungen Erwachsenen und Personen mit einem
tiefen Bildungsniveau beobachtet.

Das Civic Voluntarism Model (CVM) nach Verba, Schlozman und Brady (1995) beschreibt
unterschiedliches politisches Verhalten aufgrund von Ressourcen, Motivation und Netzwerke. Das
Modell angewandt auf die Beteiligung bei ‘Ziri wie neu’ zeigt, dass die traditionellen Einflussfaktoren
auf die politische Partizipation nicht ohne weiteres fiir die Online-Partizipation ibernommen werden
kénnen. Die Analyse weist darauf hin, dass das Geschlecht und das Alter erklarende Beitrdge zum
Online-Engagement einer Person leisten. Weitere Forschung zu Online-Partizipationsformen ist wichtig,
um die zugrundeliegenden Mechanismen zu erkennen und spezifische untervertretene Gruppen zu
integrieren.
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1 Einleitung

Die politische Partizipation als freiwillige Handlung von Burger*innen mit der Absicht, die
eigenen Interessen einzubringen, ist fur eine Demokratie zentral. Normative Theorien zur
politischen Partizipation unterstreichen deren Rolle fiir die Gleichheit und Inklusion der
Burger*innen, die Reaktionsfahigkeit einer Regierung und die Legitimation politischer
Entscheidungen und Prozesse (vgl. Dahl 1989; Verba und Nie 1974). Diese zentrale Rolle stellt
die Frage in den Vordergrund, wer sich politisch beteiligt. Obwohl in einer Demokratie die
Gleichheit aller vorausgesetzt wird, entstehen hier Ungleichheiten. Die politische Gleichheit
bedeutet nicht nur die gleichen Mdglichkeiten zu haben, sich einzubringen, sondern auch die
gleichen Fahigkeiten, dies zu tun. Ressourcen wie Wissen, Zeit und Geld sowie die
Involvierung und Vernetzung einer Person sind bestimmende Faktoren (Verba, Schlozman,
und Brady 1995). Je nachdem, welche Ressourcen zur Verfiigung stehen und welche Position
in der Gesellschaft damit verbunden ist, beteiligt sich eine Person mit einer grésseren oder
kleineren Wahrscheinlichkeit. Die ungleiche Verteilung von Einkommen, Wohlstand,
sozialem Status und Bildung entspricht der Ungleichheit politischer Ressourcen (Dahl 1971,
82; Verba und Nie 1974, 335), was wiederum zu einer ungleichen Vertretung der Interessen
fuhrt (Lijphart 1997).

Mehr Gleichheit in der Burgerbeteiligung kann durch die Einfiihrung neuer
Partizipationsmdglichkeiten erreicht werden (Barber 2009) *. Die Digitalisierung ist ein
Treiber neuer Online-Beteiligungsformen und konnte sich als eine Chance fiir mehr Gleichheit
in der Biirgerbeteiligung erweisen. Im Zuge dieser Entwicklung wurde 2013 die App ‘Ziiri wie
neu’ eingefiihrt, bei der Mingel in der Infrastruktur der Stadt Ziirich der Stadtverwaltung
unkompliziert mitgeteilt werden kénnen. Anhand dieser lokalen Online-Partizipationsform
wird in dieser Arbeit untersucht, welche Personen sich online beteiligen und welche Faktoren
das Online-Engagement fordern.

Die bisherige Forschung hat verschiedene Hinweise fur die Auswirkungen der
Digitalisierung fir die Birgerbeteiligung beobachtet (vgl. Escher 2013). Es gibt Hinweise
dafir, dass sich das politische Offline-Verhalten auf das Online-Verhalten Ubertragt und dass

der Status Quo der Ungleichheiten erhalten bleibt (Calenda und Meijer 2009; Einstein, Palmer,

1 Das Buch «Strong Democracy» von Benjamin R. Barber wurde erstmals 1984 von der ‘University of California Press’
verdffentlicht.
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und Glick 2019). Andere Studien finden Hinweise daflr, dass sich die Ungleichheiten
verstarken (Norris 2001; Schlozman, Verba, und Brady 2010). Gleichzeitig findet man auch
Unterstitzung fur die Mobilisierung untervertretener  Gruppen durch  Online-
Partizipationsformen (Rojas und Puig-i-Abril 2009; Gibson, Lusoli, und Ward 2005; Gibson
und Cantijoch 2013). Durch eine Analyse der soziodemographischen Struktur der Stadt Zrich,
der Abstimmungsbeteiligung und der ‘Ziiri wie neu” Usern wird die Verschiebung der
Ungleichheiten von der Offline- zur Online-Partizipation untersucht und die Forschungsfrage
beleuchtet, wer sich online beteiligt. Dabei werden sowohl Hinweise fur die Verstarkungsthese
als auch fiir die Mobilisierungsthese gefunden.

Damit neue Online-Partizipationsformen als Chance fir mehr Gleichheit in der
Burgerbeteiligung  genutzt werden konnen, missen die beteiligungsfordernden
Einflussfaktoren identifiziert werden. Das Civic Volumntarism Model (CVM) nach Verba,
Schlozman und Brady (1995) beschreibt unterschiedliches politisches Verhalten aufgrund
Ressourcen wie Zeit, Geld und Wissen, die einer Person zur Verfligung stehen sowie die damit
verbundene Position in der Gesellschaft. Basierend auf dem CVM wird ein Modell
ausgearbeitet, welches mittels einer negativen Binominalregression die Einflussfaktoren fur
das Engagement bei ‘Ziiri wie neu’ identifiziert. In der Diskussion der Ergebnisse wird
aufgegriffen, welches Potenzial ‘Ziiri wie neu’ fiir mehr Gleichheit in der Biirgerbeteiligung
hat und mit der Forderung welcher Faktoren die untervertretenen Gruppen mobilisiert werden
konnen. Diese Arbeit bietet schliesslich einen Beitrag zur Forschung neuer Online-
Partizipationsformen und deren Auswirkungen auf die Blrgerbeteiligung.

Im ersten Teil dieser Arbeit wird normativ hergeleitet, welche Bedeutung die politische
Partizipation in einer Demokratie hat. Die Leistung der normativen Auseinandersetzung liegt
in der Legitimation der Forschungsfragen. Nur wenn davon ausgegangen wird, dass eine breite
und gleiche Burgerbeteiligung in Demokratien wiinschenswert ist, besteht eine Legitimation
der Forschungsfragen. Dafur wird zunédchst begrundet, was eine Demokratie ausmacht und
wieso sie als winschenswertes politisches System angesehen werden kann (Kapitel 2).
Anschliessend wird die politische Partizipation genauer betrachtet und deren Bedeutung und
Funktion in Demokratien beschrieben (Kapitel 3). Der letzte Teil der normativen Herleitung
befasst sich mit der Frage, wer zum politischen VVolk gehtren soll und somit berechtigt ist, sich

im politischen Entscheidungsprozess einzubringen. In diesem Kapitel wird das Demos-
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Problem behandelt, welches sich mit der urspringlichen Konstitution des demokratischen
Volkes beschaftigt (Kapitel 4).

Nachdem aufgezeigt wurde, dass die politische Partizipation als wiinschenswert betrachtet
wird, wird auf die Ausgangslage und den Forschungsstand der Forschung eingegangen
(Kapitel 5). Die strukturelle ungleiche Birgerbeteiligung fihrt zu einem Spannungsverhaltnis
in der Représentation unterschiedlicher Interessen. An dieser Stelle wird das Civic Voluntarism
Model (Verba, Schlozman, und Brady 1995) besprochen und auf die strukturell
untervertretenen Gruppen Frauen, junge Erwachsene, Personen mit tiefem Bildungsniveau und
Personen mit Migrationshintergrund eingegangen. Das anschliessende Kapitel 6 beschaftigt
sich mit der Frage, welche gesellschaftlichen Veranderungen die Digitalisierung birgt und was
dies fir die politische Partizipation der untervertretenen Gruppen impliziert. Es wird mit der
deskriptiven Analyse abgeschlossen, bei der die soziodemographische Struktur der Stadt
Zirich mit der Abstimmungsbeteiligung und den ‘Ziiri wie neu’ Usern verglichen wird
(Kapitel 7). In der Diskussion wird die erste Forschungsfrage, wer sich online beteiligt, anhand
vom Beispiel ‘Ziiri wie neu’ beantwortet. Das Kapitel 8 beschaftigt sich mit der zweiten
Forschungsfrage, durch die Forderung welcher Faktoren eine Steigerung im Online-
Engagement erreicht werden kann. Das Online-Engagement wird durch die Anzahl Mangel
gemessen, die eine Person bei ‘Ziiri wie neu’ gemeldet hat. Die zu priifenden Hypothesen
basieren auf dem CVM und dem aktuellen Forschungsstand und werden anhand der
Umfragedaten zur ‘Ziiri wie neu’-Nutzung der Universitat Bern (2016) Uberprift. In der
Diskussion werden die Ergebnisse kritisch besprochen. In einem abschliessenden Fazit
(Kapitel 9) wird die Arbeit reflektiert, Limitationen aufgezeigt und einen Ausblick fur weitere

Studien gegeben.
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2 Demokratie

Die Untersuchung zur Ungleichheit in der politischen Partizipation setzt zwei normative
Annahmen voraus. Erstens wird grundlegend davon ausgegangen, dass Demokratie und somit
die Mitsprache des Volkes als geeignete Staatsform anerkannt ist. Zweitens wird eine rege
Beteiligung des Volkes als Voraussetzung flr eine funktionierende, qualitative Demokratie
gewertet. Bevor nun auf die eigentliche Fragestellung dieser Arbeit eingegangen wird, soll
dieses einfuhrende Kapitel die normative Grundlage bilden. Zun&chst wird beschrieben, was
eine Demokratie ausmacht und normativ dargelegt, welche Griinde fur Demokratie als
politisches System sprechen. Anschliessend werden die normativen Ziele und Prinzipien einer
Demokratie mit Augenmerk auf der politischen Partizipation dargelegt. Zum Abschluss gibt es
einen Exkurs Uber die Konstitution des politischen Volks einer Demokratie. Wer zum
demokratischen Volk gehort und einen Anspruch auf politische Rechte hat, ist ein normatives
Problem, das Demos-Problem. In einem ersten Schritt wird hier eine Definition von
Demokratie ausgearbeitet, um in einem zweiten Schritt eine normative Begriindung fir die

Demokratie als wiinschenswerte Staatsform darzulegen.

2.1 Was ist eine Demokratie?

Der Begriff Demokratie hat seinen Ursprung im griechischen Wort demokratia, das sich aus
den Begriffen demos, das Volk, und kratia, die Herrschaft, zusammensetzt und so viel bedeutet
wie die ‘Herrschaft durch das Volk’ (Dahl 1989, 3). Eine Demokratie zeichnet sich
grundsatzlich durch die gleichberechtigte und gleichwertige Mitwirkung des Volkes bei der
Regierung aus (Kronenberg 2017, 1071). Fur eine umfassende Betrachtung, was eine
Demokratie ausmacht, reicht diese Beschreibung noch nicht aus. Zundchst wird das Adjektiv
‘demokratisch’ genauer beleuchtet, um danach die politischen Prozesse aufzuzeigen, welche
ausschlaggebend fur eine Demokratie sind. Abschliessend wird versucht, eine Definition aus
den besprochenen Aspekten abzuleiten.

Fiur die Herleitung einer Definition von Demokratie soll in einem ersten Schritt das
Adjektiv ‘demokratisch’ untersucht werden. Es kénnen zwei Bedeutungen herausgearbeitet
werden. Einerseits beschreibt das Adjektiv ‘demokratisch’ in einem politikwissenschaftlichen
Sinn das Entscheidungsverfahren eines politischen Volkes, wobei das Volk eine ausgehende

und ausgeubte rechtlich-politische Autoritét darstellt. Nach dieser Bedeutung des Adjektivs
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kann eine Demokratie als eine Staats- und Regierungsform beschrieben werden, in der die
politische Gewalt vom Volk ausgeht und im Interesse des VVolkes handelt (Cheneval 2015: 18-
19). Am 19. November 1863 beschrieb der US-amerikanische Prasident Abraham Lincoln in
seiner Rede von Gettysburg eine Demokratie als «[...] government of the people, by the people,
for the people [...]» (Lincoln 1863), und legitimiert so die politischen Prinzipien einer
Demokratie. Die politische Macht wird direkt oder indirekt vom Volk zum Nutze des Volkes
ausgeiibt. Andererseits beinhaltet das Adjektiv ‘demokratisch’ eine normative Komponente
und beschreibt eine gesellschaftliche Lebensform auf Basis von Werten der Gleichheit und
Freiheit (Cheneval 2015: 19). Bei der normativen Begriindung im folgenden Kapitel 2.2, wieso
Demokratie als gewinschte Staatsform angesehen werden kann, wird detaillierter auf die
Bedeutung der beiden Werte furr eine Demokratie eingegangen. Durch die Aufschliisselung des
Adjektivs ‘demokratisch’ wird aufgezeigt, dass eine Demokratie politische Prinzipien der
Regierungsform sowie normative Prinzipien des gesellschaftlichen Zusammenlebens
beinhaltet (vgl. Arrhenius 2018, 96).

Bei einer Definition von Demokratie als Staatsform ist es sinnvoll, die politischen Prozesse
zu beleuchten. Bisher wurde festgestellt, dass die politische Macht in einer Demokratie vom
Volk ausgetibt wird. Wie diese Macht ausgetibt werden soll, wird durch politische Prozesse
bestimmt. Unterschiede zwischen Demokratien und autokratischen Staatsformen lassen sich
durch die Art dieser politischen Prozesse festmachen. Sie legen fest, wer befugt ist, kollektive
Entscheidungen zu treffen und welche Verfahren dabei anzuwenden sind (Dahl 1989, 107;
Bobbio und Bellamy 1987, 24; Dahl und Shapiro 2015, 36).

Kollektive Entscheidungsprozesse sind nach Robert A. Dahl folgendermassen aufgebaut:
Es bildet sich eine Gemeinschaft, welche gemeinsame Ziele verfolgt. Um die Ziele erreichen
zu konnen, missen Richtlinien aufgestellt werden, welche die Mitglieder zu koharentem
Verhalten verpflichtet. Diese Richtlinien werden in Form von Regeln oder einem Gesetz
ausgedriickt, wobei eine Strafe fiir das Nichteinhalten der Richtlinien vorgesehen ist. Da sich
die Mitglieder der Gemeinschaft dazu verpflichten, die Richtlinien einzuhalten, sind diese
bindend. Die Entscheidungstrager, welche bindende Entscheidungen treffen, bilden die
Regierung der Gemeinschaft. Demokratische Entscheidungsprozesse zeichnen sich dadurch
aus, dass diese bindenden Entscheidungen nur von Personen getroffen werden durfen, welche
der Entscheidung unterliegen, sprich von Mitgliedern der Gemeinschaft. Damit bei

Entscheidungen alle Mitglieder der Gemeinschaft politisch gleichgestellt und somit die
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demokratischen Prozesse gewahrleistet sind, muissen mindestens finf Kriterien in einer
Demokratie erfillt sein. Erstens muss das Kriterium der wirksamen Partizipation geben sein.
Damit ist gemeint, dass es wirksame Maoglichkeiten geben muss, sodass alle Mitglieder der
Gemeinschaft ihre Interessen einbringen und gleichermassen beriicksichtigt werden. Das
zweite Kriterium bezieht sich auf die Entscheidungsphase. Durch gleiche und wirksame
Moglichkeiten missen alle Mitglieder ihre Stimme einbringen kénnen. Jede Stimme muss bei
Entscheidungen gleichgewichtet sein. Drittens mussen alle Mitglieder ein aufgekléartes Wissen
uber die anstehenden Themen erlangen konnen. Um diesem Kriterium gerecht zu werden,
mussen Informationen Uber verschiedene Ansichten und Konsequenzen fiir alle zugénglich
sein. Das vierte Kriterium betrifft die Kontrolle der politischen Agenda. Damit die Macht beim
Volk ist und bleibt, muss es dartiber entscheiden kénnen, welche Themen auf der politischen
Agenda Platz finden. Die politische Agenda in Demokratien muss veranderbar sein.
Schliesslich muss die Inklusion aller erwachsenen, permanent sesshaften Personen gegeben
sein, um die politische Gleichheit zu gewéhrleisten. Das fiinfte Kriterium der Inklusion wird
im Kapitel 3.2 genauer betrachtet (Dahl 1989, 106-14; Dahl und Shapiro 2015, 37-39). Damit
das vierte Kriterium, die Kontrolle der politischen Agenda, garantiert werden kann, muss eine
demokratische Regierung reaktionsfahig sein. Eine Regierung muss auf die Praferenzen der
Burger*innen reagieren, um deren Interessen auf der politischen Agenda abbilden zu kénnen.
Es gibt drei Bedingungen, welche uneingeschrankt erflllt sein mussen, damit alle Praferenzen
des Volkes gleichermassen beriicksichtigt werden. Erstens missen alle Birger*innen ihre
Préaferenzen formulieren kdnnen, zweitens diese durch individuelles oder kollektives Handeln
signalisieren und drittens miissen alle Préferenzen gleichwertig behandelt werden (Dahl 1971,
2).

Abschliessend I&sst sich sagen, dass bei einer Demokratie die politische Macht beim Volk
liegt. Dies wird gewaéhrleistet, indem die politischen Prozesse zur Entscheidungsfindung den
funf Kriterien der wirksamen Partizipation, der Gleichheit der Stimmen, des aufgeklarten
Wissens, der Kontrolle der Agenda sowie der Inklusion der Erwachsenen gerecht werden. Eine
demokratische Staatsform muss reaktionsfahig sein und die unterschiedlichen Préferenzen der
Burger*innen gleichwertig behandeln. Schliesslich werden in einer Demokratie politische

Prozesse und normativen Prinzipien des gesellschaftlichen Zusammenlebens vereint.



Ungleichheit in der politischen Partizipation

2.2 Normative Begrindung fir Demokratie

Nachdem festgelegt wurde, was eine Demokratie ausmacht, wird geklart, welche Griinde
normativ fiir eine Demokratie als politisches System sprechen. Robert A. Dahl stellt fest, «{...],
when the idea of democracy is actively adopted by people, it tends to produce the best feasible
political system, or at any rate the best state, taken all around.» (1989: 84). Demnach ist eine
von Menschen aktiv ausgefuhrte Demokratie das bestmdgliche politische System. Seine
Aussage untermauert Dahl mit einer intrinsischen und mit einer instrumentellen Begriindung.
Die intrinsische Begriindung basiert auf dem Wert der Gleichheit und der Selbstbestimmung
einer jeden Person. Das intrinsische Argument basiert auf dem moralischen Standpunkt, dass
jede Person den gleichen inneren Wert hat und dementsprechend keine Person einer anderen
uberlegen ist (Dahl 2006). Mit Gleichheit ist hier nicht gemeint, dass jede Person objektive
Gleichheit anstrebt, sondern dass jede Person das Recht auf gleiche Bertcksichtigung ihrer
Anliegen hat. Genau diese Gleichheit wird durch demokratische Prozesse sichergestellt.
Demokratie als Staatsform bringt nicht dasselbe objektive Gliick fur alle. Viel mehr liegt das
zentrale Element im Bereitstellen der gleichen Mdéglichkeiten, um die subjektiven Anspriiche
im gemeinsamen Entscheiden einzubringen. Personen haben die Féhigkeit, selbstbestimmt
eigene Vorstellungen des Guten und Gerechten zu entwickeln. Das Kriterium ‘wirksame
Partizipation’ in demokratischen Prozessen stellt die Mdglichkeit zur Einbringung dieser sicher.
Es gibt daher eine intrinsische Motivation, sich zu beteiligen, welche in Demokratien
ermoglicht wird. Dementsprechend ist eine Person selbstbestimmter und gliicklicher, wenn Sie
sich bei einer Entscheidung beteiligen kann und das Ergebnis nicht ihrer Meinung entspricht,
als dass keine Beteiligungsmaoglichkeit besteht und das Ergebnis einem zuspricht (Dahl 1989,
84-88).

Die instrumentelle Begrindung besagt, dass durch Demokratie die maximal moégliche
Freiheit einer Person erreicht werden kann. In einer Demokratie ist die Wahrscheinlichkeit am
hochsten, dass mehr Menschen nach Gesetzen leben, denen sie frei zustimmen, als in
alternativen Regierungssystemen. Weiter beschreibt Dahl drei Bedingungen basierend auf dem
Prinzip der Gleichheit und Selbstbestimmung, welche ein Regierungssystem erfiillen muss:
grosstmogliche Freiheit, Forderung der persénlichen Entwicklung und Befriedigung
dringender Anspriiche. Die Bedingung der grosstmaoglichen Freiheit bezieht sich auf politische
Rechte und Mdglichkeiten, welche die Freiheit einer Person maximieren, wie das Recht auf

Meinungsfreiheit, Versammlungsfreiheit, freie und faire Wahlen und weitere. Diese
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fundamentalen politischen Rechte sind Teil von demokratischen Prozessen. Die Forderung der
personlichen Entwicklung beschreibt, dass erwachsene Personen Qualitdten, wie eigene
Interessen entwickeln und daflr einstehen, Verantwortung Ubernehmen, Konsequenzen
abwdégen und Rechte anderer berticksichtigen, aufweisen sollten. In Demokratien wird die
personliche Entwicklung gefordert, da diese F&higkeiten durch die demokratischen Prozesse
ausgelebt werden koénnen. Unter autokratischen Regierungsformen ist zum Beispiel das
Einstehen fiir eigene Interessen nur bedingt moglich. Die letzte Bedingung betrifft die
Befriedigung dringender Anspriiche. In Demokratien kdnnen dringende Anspriiche und
politische Anliegen durch verschiedene Partizipationsmoglichkeit eingebracht werden.
Gemass Dahl erfullt eine Demokratie diese drei Bedingungen besser als andere
Regierungsformen (Dahl 1989, 88-96).

Aufgrund der intrinsischen Begriindung, welche sich auf die Werte der Gleichheit und
Selbstbestimmung stiitzt und der instrumentellen Begriindung, welche auf den Werten der
Freiheit, personlicher Entwicklung und dem Schutz der eigenen Interesse basiert kann
abgeleitet werden, wieso Demokratie als praferiertes Regierungssystem angesehen wird.
Insgesamt lassen sich aus der intrinsischen und instrumentellen Begrindung sowie
empirischen Beobachtungen mindestens zehn Vorteile einer Demokratie gegeniiber anderen
Regierungssystemen zusammentragen (Dahl und Shapiro 2015, 45-61):

1. Demokratien helfen, ‘bosartige’ Autokraten von der Regierung fernzuhalten.

2. Demokratien gewahren den Biirger*innen eine Vielzahl an politischen Rechten, welche
in anderen Regierungssystemen nicht garantiert sind, wie zum Beispiel das Wahl- und
Stimmrecht.

3. Demokratien sichern ihren Birgern ein breites Spektrum an persénlichen Freiheiten.
Die Birger*innen sind moralisch autonom und konnen nach ihren eigenen
Vorstellungen eines guten Lebens handeln.

4. Demokratien helfen, dass jeder seine eigenen Interessen schiitzen kann.

5. In Demokratien lebt das Volk so selbstbestimmt wie nur mdglich, da sie bei der
Entscheidung tber verbindliche Gesetze involviert sind.

6. Nur demokratische Systeme verfuigen Uber ein Maximum an Mdglichkeiten, um
moralische Eigenstandigkeit zu fordern. Burger*innen konnen ihre eigenen

moralischen Vorstellungen entwickeln und danach handeln.
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7. Die personliche Entwicklung wird in Demokratien mehr gefordert als in anderen
Systemen.

8. Nur in einer Demokratie kann ein hoher Grad an politischer Gleichheit erlangt werden.

9. Moderne représentative Demokratien fiihren keine Kriege gegeneinander.

10. Lander mit demokratischen Regierungen tendieren dazu, wohlhabender zu sein, als

L&nder mit anderen Regierungsformen.

Die Auseinandersetzung mit der Frage, was eine Demokratie ist, zeigt, dass es keine eindeutige
Definition gibt. Zusammenfassend lasst sich eine Demokratie als eine reaktionsfahige
Staatsform beschreiben, bei der die politische Macht beim Volk liegt und die gleichwertigen
Interessen des VVolkes durch bindende Richtlinien angestrebt werden. Die politische Gleichheit
ist ein Grundelement von Demokratien. So dirfen bindende Richtlinien nur von Angehérigen
des Volkes beschlossen werden, die ebenfalls von ihnen betroffen und an diese gebunden sind.
Die politischen Prozesse, die zu diesen bindenden Entscheidungen fiihren, missen die
Kriterien der wirksamen Partizipation, Gleichheit der Stimmen bei Entscheidungen,
aufgeklartes Wissen des Volkes, Kontrolle der politischen Agenda und die Inklusion aller
Erwachsenen erflillen. Das gesellschaftliche Zusammenleben in einer Demokratie basiert auf
den normativen Werten der Gleichheit und Freiheit.

Eine Demokratie wird als wiinschenswertes politisches System erachtet, weil sie einerseits
die Gleichheit aller und die Selbstbestimmung fordert (intrinsische Begriindung) und
andererseits die politische und personliche Freiheit maximiert, die personliche Entwicklung
beglnstigt sowie den Schutz der eigenen Interessen garantiert (instrumentelle Begriindung).
Zusatzlich ist Demokratie ein Schutz gegen Tyrannei, erméglicht moralische Autonomie,
verhindert Kriege gegen andere Demokratien und generiert einen hoheren Wohlstand. Im

Gegensatz zu anderen politischen Systemen bringen Demokratien die meisten Vorteile.
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3 Die Rolle der politischen Partizipation

Im folgenden Abschnitt wird nun die Frage geklart, welche Rolle die politische Partizipation
in einer Demokratie einnimmt. Zundchst wird versucht, politische Partizipation zu definieren
und abzugrenzen. Anschliessend werden die Bedeutung und Funktion der politischen

Partizipation in einer Demokratie herausgearbeitet.

3.1 Was ist politische Partizipation?

Wie auch Demokratie, ist die politische Partizipation ein nicht eindeutig definierbarer Begriff.
Die Autoren Verba und Nie fassen unter politische Partizipation zusammen: «[...] activities by
private citizens that are more or less directly aimed at influencing the selection of governmental
personnel and/or the actions they take» (Verba und Nie 1974, 2). Damit legen sie fest, dass
politische Partizipation Handlungen sind, die von Privatpersonen ausgehen und darauf abzielen,
politische Amtstrager und staatliche Akteure oder deren Entscheidungen zu beeinflussen.
Ahnlich beschreibt van Deth politische Partizipation als «[...] soziale Vorgehen von
individuellen oder kollektiven Akteuren [...], wenn die politische Relevanz dieses Handelns
sichtbar oder zu erwarten ist» (Van Deth 1997, 293). Weiter betont Kaase, dass die Handlung
freiwillig ausgelibt wird (Kaase 2000, 473; 1991, 466). Es wird deutlich, dass politische
Partizipation Handlungen umfasst, die drei Faktoren beinhalten. Erstens werden die
Handlungen freiwillig ausgetibt, zweitens gehen die Handlungen von Individuen aus und
drittens verfolgen sie das Ziel, direkt oder indirekt einen Einfluss auf politische
Entscheidungen auszuiben (Lidemann 2001). Konkret umfasst politische Partizipation
Handlungen wie wéhlen, andere Personen mobilisieren durch beispielsweise das Sammeln von
Unterschriften oder Kampagnenarbeit, Produkte boykottieren, demonstrieren oder mit
Verwaltungen in Kontakt treten (Verba, Schlozman, und Brady 1995, 2; Van Deth 2009, 141).
Sich fir Politik zu interessieren oder sich politisch zu informieren werden jedoch nicht als
politische Partizipation angesehen (Van Deth 2009, 141).

3.2 Die Rolle der politischen Partizipation in einer Demokratie

Nachdem aufgezeigt wurde, was unter politischer Partizipation verstanden wird, gilt es nun,
deren Bedeutung und Funktion in einer Demokratie aufzuarbeiten. Eine umfassende politische

Partizipation wird in einer Demokratie als wiinschenswert erachtet. Diese normative Annahme
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leitet sich aus dem zentralen Element einer Demokratie ab, dass es sich um eine Regierung des
Volkes handelt (vgl. Kapitel 2.1). Nur durch den Einbezug der Birger*innen kann eine
Regierung durch Birger*innen erreicht werden. Die Notwendigkeit der politischen
Partizipation flir Demokratien ist daher gegeben (VVan Deth 2009, 141) und kann als normatives
Ziel betrachtet werden (Cheneval 2015, 13-15). Die politische Beteiligung fuhrt dazu, dass
politische Entscheidungen auf die BedUrfnisse und Wiinsche der Bevoélkerung abgestimmt sind
(Verba und Nie 1974, 4). Der Politikwissenschaftler Benjamin R. Barber vertritt die Ansicht,
dass je starker die politische Involvierung der Bevolkerung ist, desto stdrker ist eine
Demokratie. Er geht davon aus, dass bei rein représentativen Demokratien Konflikte ignoriert,
unterdriickt oder toleriert werden, wéhrend in einer starken Demokratie Konflikte zu
gegenseitigem Austausch fiihren. Die politische Partizipation geht demnach in einer starken
Demokratie (ber das Wahlen von Représentanten hinaus und betont die Bedeutung
unterschiedlicher Formen der politischen Partizipation (Barber 2009, 151). Ein demokratisches
System hat die Aufgabe, die Partizipation der Blrger*innen zu maximieren. Um dies zu
erreichen, muss als zweite Aufgabe das soziale Leben so ausgestaltet sein, dass die
Burger*innen politische Kompetenzen lernen und anwenden kénnen (ebd., 155).

Die politische Partizipation ist nicht nur eine Bedingung fiir Demokratien, sondern auch
deren Legitimation. Allgemein l&sst sich sagen, dass durch eine aktive Mitgestaltung der
politischen Entscheidungen die Legitimation einer Demokratie gesteigert wird (Kriesi 2005, 5;
Cheneval 2015, 22; Richter 2018a, 531). Weiter kénnen durch die Beteiligungsmoglichkeiten
die vorherrschenden Machtstrukturen infrage gestellt werden (Richter 2018a, 531).
Schliesslich wird durch die Beteiligung der Bevodlkerung auch eine Legitimation der
politischen Entscheide geschaffen, solange eine freie und zugéangliche Offentlichkeit und die
Anerkennung des Mitspracherechts der Birger*innen gegeben ist (Van Deth 2009, 144).
Schliesslich werden durch die Partizipation die demokratischen Werte erweitert, indem die
Bevolkerung informiert und zu personlichen und gesellschaftlichen Veranderungen befahigt
wird (Campagna 2006, 40).

Zusatzlich gibt es drei Funktionen, welche durch politische Partizipation erfillt werden:
Beeinflussung, Mitsprache sowie Meinungs- und Willensbildung. Die Beeinflussung bezieht
sich auf eine der Definitionskomponenten der politischen Partizipation, ndmlich die Absicht
Einfluss zu nehmen. Eine Demokratie ist ein reaktionsfahiges politisches System, das Uber die

Burgerbeteiligung mit den Burgerinteressen interagiert (Teorell 2006, 789). Durch die
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politische Partizipation kann nicht nur versucht werden, politische Entscheidungen zu
beeinflussen, sondern direkt an Entscheidungsprozessen teilgenommen werden (Sartori und
Wildenmann 1992, 123). Damit ist gemeint, dass Demokratien nicht nur reprasentative
Systeme (Wahlen) sein sollen, sondern zusatzlich Moéglichkeiten zur direkten Mitsprache
(direktdemokratische Partizipationsformen wie Abstimmungen) integriert haben sollten
(Teorell 2006, 790). So erflllen politische Partizipationsmdglichkeiten die Mitsprache der
Bevolkerung. Die letzte Funktion betrifft die Meinungs- und Willensbildung. Das Ziel einer
Demokratie besteht darin, die individuellen Interessen in der Bevélkerung zu einer kollektiven
Entscheidung zu aggregieren (Miller 1992, 75). Politische Partizipationsmdglichkeiten fiihren
dazu, dass die Qualitat der kollektiven Entscheidungen erhéht werden. Das Urteil einer jeder
Person wird als gleichwertig genommen, jedoch muss dieses in einer 6ffentlichen Diskussion
begriindet werden. Das wechselseitige Rechtfertigen der eigenen Interessen erhéht die Qualitat
der kollektiven Entscheidung (Cheneval 2015, 43). Zusétzlich wird so auch die Auspragung
der eigenen politischen Urteilskraft gefordert (Richter 2018a, 535).

Die politische Partizipation lasst sich auf verschiedene Arten definieren. Grundsatzlich
beinhaltet sie drei Elemente: Freiwilligkeit, individuelle Handlungen und die Absicht, Einfluss
zu nehmen. Alle Tatigkeiten, die freiwillig von Individuen oder kollektiven Akteuren
ausgefuhrt werden, um direkt oder indirekt auf politische Entscheidungen oder Akteure der
Regierung oder Verwaltung Einfluss zu nehmen, koénnen als Formen der politischen
Partizipation verstanden werden. Die Rolle der politischen Partizipation in Demokratien ist an
das Grundprinzip von Demokratien gebunden, dass es sich um eine Regierung des Volkes
handelt. Somit ist die politische Partizipation eine Bedingung sowie ein normatives Ziel.
Weiter bietet sie eine Legitimationsquelle fir das politische System und bindende
Entscheidungen. Schliesslich lassen sich drei Funktionen identifizieren. Die Beeinflussung
sowie die Mitsprache bei politischen Entscheidungen und die Meinungs- und Willensbildung.
Es lasst sich abschliessend sagen, dass eine breite und gleiche Partizipation fir die
demokratischen Prozesse fordernd und daher erstrebenswert ist. Ohne das Einbeziehen der
Bevolkerung fehlt es in einer Demokratie an Legitimation und treibender Kraft (Dalton 2008,
76).
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4 Das politische Volk und das Demos-Problem

Bisher wurde aufgezeigt, wieso eine Demokratie als préferierte Staatsform angesehen werden
kann und dass die politische Partizipation eine zentrale Rolle dabei spielt. Das zentrale Element
ist die Regierung durch das Volk und die zugrundeliegende Idealvorstellung ist die politische
Gleichheit aller Mitglieder der demokratischen Gemeinschaft. Es stellt sich jedoch die Frage,
wer einen berechtigten Anspruch hat, als Mitglied der Gesellschaft anerkannt zu werden.
Daraus leitet sich die normative Frage ab, wer sich in demokratischen Prozessen beteiligen
sollte (Dahl 1989, 115, 119). Dass die demokratischen Prozesse und Konstitution des
politischen Volkes zusammenhéangen, beschreibt Dahl folgendermassen: «For by the way in
which we define ‘the people’ we shall automatically determine the way in which they can ‘rule’;
and by the way in which we define ‘rule’ we shall necessarily set some bounds on how ‘the
people’ can be constituted» (Dahl 1970, 59). Um diesem Zusammenhang nachzugehen, wird
in einem ersten Schritt das politische Volk aufgeschlisselt. In einem zweiten Schritt wird auf

den Ursprung des VVolkes und das damit zusammenhangende Demos-Problem eingegangen.

4.1 Das politische Volk

Das politische Volk ist zentral fir die demokratischen Prozesse und wird daher in diesem
Kapitel umfangreich beschrieben. Zundchst wird besprochen, was das politische Volk ist.
Diese Frage lasst sich nicht ohne einen Blick auf die Staatsbirgerschaft kléren. Es wird
aufgezeigt, wie sich das Konzept der Staatsburgerschaft verandert hat. Je nach Verstandnis der
Staatsburgerschaft stehen Personen Rechte zu, welche die Beteiligung bei demokratischen
Prozessen ermdglichen. Das fuhrt zur n&chsten normativen Frage, wer sich bei diesen

Prozessen beteiligen soll.

4.1.1 Was ist das politische Volk?

Es gibt zwei Aspekte, welche bei der Konstituierung des politischen Volkes beachtet werden
sollen. Zum einen spielt die Regelung der Mitgliedschaft eine Rolle. Es muss festgelegt werden,
inwiefern sich das politische Volk von anderen sozialen Gruppen unterscheidet. Zum andern
muss die Handlungsféhigkeit berlicksichtigt werden, da in einer Demokratie das Volk als
Kollektiv wahrgenommen wird, welches mit Verstand zu bestimmten Handlungen fahig sein

muss. Unter Berlicksichtigung dieser beiden Aspekte ergibt sich folgende Definition: «Das
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[politische] Volk [...] ist eine Gruppe von Menschen, die durch eine gemeinsame institutionelle
Praxis allgemein verbindliche Regeln setzt und durchsetzt.» (Cheneval 2015: 88). Diese
minimalistische Definition bietet bereits drei Schlussfolgerungen, nach welchen Kriterien die
Mitglieder des Volkes bestimmt werden kdnnen. Erstens unterscheidet sich das politische Volk
von anderen sozialen Gruppen in der Fahigkeit, allgemeine verbindliche Gesetze zu erlassen.
Die Zusammensetzung des politischen Volkes muss in Hinsicht der Regierungsfahigkeit
vorgenommen werden. Zweitens bezieht sich die Definition ausschliesslich auf die politischen
Anspriiche und lasst inhaltlich offen, welche identitatsbezogenen Kriterien ein Volk
ausmachen. Drittens hélt die Definition fest, dass das politische Volk langfristig konzipiert ist
und durch Institutionen tber die Zeit stabil bleibt (Cheneval 2015: 86-90).

4.1.2 Das Konzept der Staatsburgerschaft

Die Definition des politischen Volkes flihrt automatisch zum Konzept der Staatsbiirgerschaft.
Grundsatzlich lassen sich ein historisches, vormodernes Konzept der Staatsbuirgerschaft von
einem modernen Konzept unterscheiden. Die vormoderne Staatsburgerschaft als Ursprung des
heutigen politischen Denkens geht zurlick auf das antike Griechenland (Mackert 2006, 18) und
charakterisiert sich durch drei Merkmale: Erstens war der Zugang zu politischen Rechten und
Gleichheit reserviert fir einen kleinen Teil der Gesellschaft. Nur Manner aus bestimmten
Familien, Ké&mpfer, Patriarchen und Meister (Sklavenhalter) waren
staatsburgerschaftsberechtigt (Pocock 2010, 6)2. Die Fahigkeit zu regieren und somit die
Staatsbirgerschaft hatten entsprechend einen exklusiven Charakter (Mackert 2006, 19).
Zweitens fuhrt diese strikte Hierarchie zu einem partikularistischen Anspruch, bei dem der
regierenden Gruppe Sonderrechte zustanden. Damit sich die Staatsburger® géanzlich den
regierenden Aufgaben widmen konnten, wurden sie von wirtschaftlichen Arbeiten entlastet.
Dies war nur durch den Einsatz von Sklaven fir die ékonomischen Erfordernisse méglich
(Pocock 2010, 7). Das dritte Merkmal bezieht sich auf die zu regierende Einheit. Im antiken

Griechenland bestand der Staat aus einer Vielzahl einzelner Stadtstaaten, welche ‘Polis’

2 Das Essay von J.G.A. Pocock «The Ideal of Citizenship Since Classical Times» wurde erstmals 1992 im
Wissenschaftsjournal ‘Queen’s Quarterly’ Ausgabe 99, S. 33-55 verdffentlicht.

3 Die exklusive Staatsbiirgerschaft war Minnern vorbehalten, weshalb hier bewusst nur die ménnliche Form ‘Staatsbiirger’
verwendet wird (Pocock 2010, 6).
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genannt wurden. Jeder Stadtstaat hatte seine eigene regierende Gruppe von Personen, welche
die Staatsbiirger der ‘Polis’ bildeten (Mackert 2006, 19).

Der Ubergang zu einem modernen Konzept der Staatshiirgerschaft wurde durch zwei
historische Entwicklungen eingeleitet. Einerseits fuhrte die Industrialisierung zur Etablierung
des kapitalistischen Marktsystems, welches die bis anhin geltenden exklusiven, hierarchischen
Strukturen untergrabt. Um dem Konkurrenz gepragten Wirtschaftssystem gerecht zu werden,
mussen Individuen als «freie und gleiche Biirger auf dem Markt gegeniibertreten kdnnen, um
Vertrége zu schliessen» (Mackert 2006, 21). Andererseits hat die Entstehung des modernen
Nationalstaats dazu gefihrt, dass Staaten als geographische und geopolitische Einheiten mit
klar abgegrenztem Territorium verstanden werden (Mackert 2006, 21). Aus diesen
Entwicklungen folgte, dass sich die moderne Staatsburgerschaft durch drei Merkmale
kennzeichnet. Erstens hat die Staatsbirgerschaft einen inkludierenden Charakter, da prinzipiell
keinem Mitglied der Gemeinschaft die Staatsbiirgerschaft vorenthalten wird. Die Realitét zeigt,
dass dieses Merkmal als Idealvorstellung bewertet werden muss. Die spéte Einfiihrung des
Stimm- und Wahlrechts fur Frauen ist ein offensichtliches Beispiel fir die Diskrepanz
zwischen Theorie und Empirie. Mit diesem Merkmal verbunden ist auch die normative Frage,
wer sich beteiligen sollte, welche im folgenden Abschnitt diskutiert wird. Zweitens besteht bei
der modernen Staatsbiirgerschaft ein universalistischer Anspruch. Alle Personen, die als
Staatsbirger*innen eines Staates anerkannt werden, haben den Anspruch auf die gleichen
politischen Rechte. Es gibt keine Hierarchie zwischen den sozialen Gruppen innerhalb der
Staatsbirger*innen, welche mit Sonderrechten einhergehen. Das dritte Merkmal ergibt sich
aus der Entstehung der Nationalstaaten, welche die zu regierende Einheit von der ‘Polis’ auf
territoriale Nationalstaaten verschiebt (Mackert 2006, 24). Als Kern der modernen
Staatsburgerschaft identifiziert Dahrendorf das Spannungsverhéltnis zwischen den formal
gleichen Rechten aller Staatsbiirger*innen (universalistischer Anspruch) und den real
bestehenden Ungleichheiten. Fur die Umsetzung der formalen Gleichheit sind gleiche
Partizipationsrechte fundamental. Staatsblrger*innen sollen innerhalb verschiedenerer
Maoglichkeiten individuelle Entscheidungen treffen und einbringen kdnnen (ebd., 62). Er
definiert diese beiden Seiten als Verhaltnis von Anrechten und Ansprichen und betont, dass
die historische Dynamik der Staatsblrgerschaft in jenen gesellschaftlichen Kédmpfen zum
Ausdruck kommt, die auf die Durchsetzung formaler Gleichheit gerichtet sind. Diese Konflikte

bringen die ,,scheinbar unauthaltsame Expansion einer sozialen Rolle zum Ausdruck, zu der
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der Zugang ursprunglich hochgradig eingeschriankt war* (ebd., 138). Das Austragen dieser
Konflikte fihrt zu einer breiteren Inklusion der Birgerrolle. Diese ist durch ein Set
fundamental gleicher Rechte auf Partizipation definiert und garantiert Chancengleichheit, auf
deren Grundlage der Birger in einem Universum von Wahimdglichkeiten individuelle
Entscheidungen zu treffen hat. Das vormoderne sowie das moderne Konzept der
Staatsbirgerschaft bezieht sich auf das politische Recht, sich bei den regierenden Aufgaben zu
beteiligen. Eine demokratische Staatsbiirgerschaft impliziert nicht nur das Recht auf politische
Partizipationsmdglichkeiten, sondern flhrt zu einer Norm der Beteiligung als zentraler
Bestandteil. Demokratische Prozesse ohne die Einbindung der Bevolkerung sind
bedeutungslos (Dalton 2008, 78).

Tabelle 1: Merkmale der vormodernen und modernen Staatsbirgerschaft (Mackert 2006, S. 24)

Vormoderne Staatsblirgerschaft Moderne Staatsbiirgerschaft
Charakter exklusiv inklusiv
Anspruch partikularistisch universalistisch
Einheit ‘Polis’, Stadtstaat territorialer Nationalstaat

Quelle: Mackert 2006, S. 24

Diese moderne Ansicht bietet die Basis flr eine demokratische Staatshiirgerschaft, kann
jedoch noch ausgeweitet werden. Die soziale Staatsbirgerschaft nach T.H. Marshalls
«Citizenship and Social Class» von 1949 erweiterte das Konzept um gesellschaftliche und
soziale Rechte (Mann 2010, 27; Turner 1990, 190-92). Die gesellschaftlichen Rechte beziehen
sich auf die individuelle Freiheit und umfassen Rechte wie die Meinungsfreiheit oder das Recht
auf Gerechtigkeit. Die sozialen Rechte sind mit der Entstehung des Wohlfahrtstaates
entstanden und fordern die Bekdmpfung sozialer Ungleichheiten (Marshall und Bottomore
1992, 28-34). Mit dem Konzept der sozialen Staatsbirgerschaft ist es Marshall gelungen,
politische, gesellschaftliche und soziale Rechte als Voraussetzung fiir eine ganzheitliche
Staatsbirgerschaft zu verstehen. Die Funktion der drei Komponenten ist die Sicherstellung,
dass alle Mitglieder der Gemeinschaft vollwertig und gleichwertig behandelt werden
(Kymlicka und Norman 1994, 354). Weiter bietet das Konzept der sozialen Staatsbirgerschaft
die Entkoppelung der formalen Burgerschaft eines Staates von substanziellen Rechten in
gesellschaftlichen Bereichen (Hess und Lebuhn 2014). Konsequenterweise muss die formale

Staatsbirgerschaft keine notwendige Bedingung mehr fur substanzielle Rechte sein. Auch
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ohne formale Staatsbirgerschaft konnen den Mitgliedern einer Gesellschaft Teilhaberechte in
allen gesellschaftlichen Bereichen zugesprochen werden. Dies ist nicht nur flr die Einbindung
von Migrant*innen in eine Gesellschaft wichtig, sondern auch fir Personen, welche aufgrund
von Rassismus, Sexismus, Homophobie oder anderen Kategorisierungsprozessen von der
Ausubung ihrer formalen Rechte abgehalten werden (Appadurai und Holston 1999, 4).
Schliesslich fuhrt Marshalls Interpretation der Staatsbirgerschaft zu einer Starkung der
Bevolkerung als Gemeinschaft. Einer Gemeinschaft, in der allen Mitgliedern substanzielle
Rechte zur Teilhabe im gesellschaftlichen Leben zustehen unabhéngig des Biirgerstatus’
(Marshall und Bottomore 1992, 33).

Das politische Volk in einer Demokratie setzt sich zusammen aus den Staatsbirger*innen.
Diese soziale Gruppe grenzt sich von anderen durch ihre Regierungsfahigkeit ab und ist
langfristig konzipiert. Die moderne Auffassung der Staatsbiirgerschaft ist inkludierend,
universalistisch und bezieht sich auf einen territorialen Nationalstaat. Das Konzept der sozialen
Staatsbirgerschaft erweitert die moderne Auffassung um zwei Komponenten, sodass eine
ganzheitliche Staatsbirgerschaft politische als auch gesellschaftliche und soziale Rechte
umfasst, um den Birger*innen die Einbindung in allen gesellschaftlichen Bereichen zu
ermoglichen. Die formale Staatsblrgerschaft wird von den gesellschaftlichen Teilhaberechten
entkoppelt, sodass die Einbindung in die Gesellschaft auch ohne formale Staatsbiirgerschaft
mdglich ist. Dies fuhrt zu einem gemeinschaftlichen Verstandnis der Bevolkerung. Trotz des
universalistischen Anspruchs bleibt die normative Frage offen, wer sich beteiligen sollte. In

dem folgenden Kapitel 4.1.3 wird diese Frage diskutiert.

4.1.3 Wer soll sich beteiligen?

Ein Kriterium flr demokratische Prozesse ist, dass diejenigen, die Uber bindende Regeln
entscheiden, von diesen betroffen sein mussen und im Umkehrschluss, dass es wirksame
Madglichkeiten geben muss, sich bei bindenden Entscheidungen zu beteiligen, wenn diese einen
betreffen (vgl. Kapitel 2.1). Im ersten Moment scheint diese Bedingung die Frage, wer sich
beteiligen soll und dementsprechend Mitglied des politischen Volkes (Demos) ist, zu klaren.
Die Realitat hat gezeigt, dass die Umsetzung dieses Grundsatzes unterschiedlich ausgelegt
werden kann. So bezeichneten sich auch die sudlichen US Staaten als demokratisch, als
Schwarze vom politischen Volk ausgeschlossen wurden und tber keine politischen Rechte

verfugten. Ein solcher Staat ist demokratisch in Relation zu seinem Demos, jedoch nicht in
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Bezug auf die schwarze Bevolkerung (Dahl 1989, 121). Der entscheidende Unterschied liegt
darin, ob ein System demokratisch im Verhéltnis zum Demos oder zu jedem, der seinen Regeln
unterliegt, ist (ebd., 122). So gibt es Gruppen, welche vom Demos ausgeschlossen werden,
ohne dass es als problematisch erscheint, was wiederum dem demokratischen Grundsatz
widerspricht. Ein anschauliches Beispiel sind Kinder. Sie werden vom Demos ausgeschlossen,
obwohl sie den Regeln des Systems unterliegen. Ihr Ausschluss wird damit gerechtfertigt, dass
Kinder nicht kompetent genug sind, sich selbst oder eine Gemeinschaft zu regieren (ebd., 123).
Durch den Ausschluss von Kindern aufgrund ihrer Regierungsfahigkeit entsteht ein
Spannungsfeld zwischen universalistischem Anspruch der Staatsburgerschaft und dem
Anspruch der Regierungsfahigkeit. Diesen Widerspruch wird von Dahl als das
Inklusionsproblem identifiziert. Aus dem Widerspruch ergeben sich zwei konkurrierende
Prinzipien (ebd., 124):

-  KATEGORISCHES PRINZIP: Jeder Erwachsene, der dem System und dessen Gesetz
unterliegt, hat ein uneingeschrénktes Recht, Mitglied des Demos zu sein.

- BEDINGTES PRINZIP: Nur Personen, die regierungsfahig sind, sollten Mitglied des
Demos sein.

In klassischen Demokratietheorien wie zum Beispiel von Rousseau, Schumpeter, Locke und
Mill wird das bedingte Prinzip priorisiert und die Konstitution eines Demos, der aus einer
Minderheit der Bevolkerung besteht, gerechtfertigt. Diese Interpretation widerspricht dem
starken Prinzip der Gleichheit, welches ein entscheidendes Kriterium fiir eine Demokratie ist.
Dahl schlagt daher eine abgewandelte Form des kategorischen Prinzips vor (ebd., 127):

-  MODIFIZIERTES KATEGORISCHES PRINZIP: Jeder Erwachsene, der dem System
und dessen Gesetzen unterliegt, muss als regierungsfahig angenommen werden und hat
ein uneingeschranktes Recht, Mitglied des Demos zu sein.

Das modifizierte kategorische Prinzip hat zwei Schwachstellen. Einerseits ist die Grenzziehung
zwischen Kind und Erwachsen willkirlich. Es handelt sich eigentlich um einen
kontinuierlichen Prozess des Erwachsenwerdens. Andererseits gibt es Einzelfélle von
erwachsenen Personen, welche aufgrund personlicher Einschrankungen nicht regierungsfahig
sind. Daraus schliesst Dahl, dass ein Urteil tber die Regierungskompetenzen erforderlich ist,
um Willkir zu vermeiden und eine moglichst breite Inklusion zu ermdglichen. Daraus ergibt
sich folgender Grundsatz, welcher als das flinfte Kriterium der demokratischen Prozesse gilt:

«The demos must include all adult members of the association except transients and persons

18



Ungleichheit in der politischen Partizipation

proved to be mentally defective» (Dahl 1989, 129). Dieser Grundsatz schafft eine breite
Inklusion, indem alle Erwachsenen Personen als Mitglied des politischen Volks verstanden
werden und sich in den politischen Prozessen beteiligen sollten. Der einzige Ausschluss vom
Demos betrifft Kinder, Durchreisende und Personen mit geistigen Einschrankungen (ebd., 127-
30). Unter Durchreisenden werden Personen verstanden, welche bereits eine andere
Staatsbirgerschaft besitzen. Die Staatsbirgerschaft ist demnach nicht nur ein territoriales
Konzept, sondern vielmehr ein langfristiger personlicher Status, der trotz Abwesenheit im
eigentlichen Staat nicht entzogen wird. So ist auch der Staat nicht nur ein territorial
abgegrenztes Gebiet, sondern eine Mitgliederorganisation der Personen mit der
entsprechenden Staatsblrgerschaft (Brubaker 1992, 21).

4.2 Die Konstitution des VVolkes — das Demos-Problem

Die demokratische Konstitution des politischen Volkes bringt die Demokratietheorie an ihre
Grenzen. Die ursprungliche Frage nach der Grindung eines politischen Volkes kann durch
verschieden Herangehensweisen besprochen werden. Ausgewéhlte Anséatze werden in diesem
Kapitel behandelt. Die Frage nach der urspringlichen Konstitution ist eine rein theoretische
Fragestellung, da in der Realitat das politische Volk bereits konstituiert ist. Wahrend das
Inklusionsproblem sich mit der Frage beschéftigt, welche Biirger*innen eines Staates sich bei
den regierenden Aufgaben beteiligen sollen und demnach dem Demos angehdren, liegt nun die
Frage auf der Konstitution des Volkes. Es ist eine schwer fassbare Frage, da die bestehenden
Volker sich bereits selbst konstituiert haben — Schweizer*innen sind Schweizer*innen,
Deutsche sind Deutsche und Italiener*innen sind Italiener*innen. Die urspringlich
Konstituierung dieser VVélker wird als gegeben hingenommen (Dahl 1970, 60-61). Die Frage
nach der ursprunglichen demokratischen Griindung des Volkes und dazugehorige legitime
Kriterien der Zugehorigkeit bleibt offen (Abromeit und Schmidt 1998, 197). In der
Demokratietheorie ist dieses Phanomen unter den Begriffen ‘Grenzproblem’ (boundary
problem nach Whelan 1983) oder Demos-Problem bekannt. Das Demos-Problem kennzeichnet
sich durch seine unlésbare Zirkularitat. In anderen Worten bedeutet das, «Das Volk kann nicht
das Volk demokratisch konstituieren, ohne dass bereits vorausgesetzt werden muss, wer zum
Volk gehort» (Cheneval 2015: 90). Man wiirde annehmen, dass die Konstitution des VVolks der
erste Schritt ist, um eine Demokratie zu formen. Diese Annahme ist nur tempordr zutreffend.

Denn fur die Konstitution des VVolkes braucht es eine Wahlerschaft, die vor der Konstitution
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des Volkes noch nicht existiert. Es ist inkohérent, das Volk durch eine Abstimmung unter
Wahlern zu konstituieren, die nur aufgrund des Ergebnisses dieser ersten Abstimmung
wahlberechtigt wéren (Goodin 2007, 43). Whelan ist in seiner Analyse dieser Schwierigkeit
zum Schluss gekommen, dass die urspriingliche Griundung des Volkes nicht demokratisch
geldst werden kann: «the boundary problem is one matter of collective decision that cannot be
decided democratically» (Whelan 1983, 22). Zusammenfassend charakterisiert sich das
Demos-Problem durch die unldsbare Zirkularitdt und die Schwierigkeit der Bestimmung
demokratischer Kriterien bei der Griindung des Volkes. Es flhrt sogar zu einem Begriindungs-
und Legitimationsproblem von Demokratien (Arrhenius 2018, 92).

Es gibt verschiedene Losungsansétze, welche sich mit dem Demos-Problem beschaftigen.
Obwohl in den klassischen Demokratie-Theorien das Demos-Problem nicht prominent
behandelt wurde, gab es in den vergangenen zehn Jahren immer mehr Versuche, verschiedene
Losungsansatze zu diskutieren (Arrhenius 2018, 90). Sie lassen sich zusammenfassen auf
wirkungsbasierte, akzeptanzbasierte und kompetenzbasierte Losungsversuche (Cheneval 2015,
89). Zu den wirkungsbasierten Ansédtzen gehort das Betroffenheitsprinzip, welches die
Betroffenheit einer Entscheidung zum Kriterium der Volkskonstitution nimmt. Eine
akzeptanzbasierte Losung basiert auf der individuellen wechselwirkenden Anerkennung der
Mitglieder. Ein Beispiel fur einen kompetenzbasierten Ansatz ist das Condorcet-Jury-Theorem,
welches das VVolk danach konstituiert, wie mdglichst oft eine richtige Entscheidung getroffen
wird. Diese drei Vertreter des jeweiligen Ansatzes bieten das héchste Potenzial, das Demos-
Problem zu l6sen und werden im Folgenden diskutiert. Auf die Analyse von weiteren

Losungsversuchen wird verzichtet.

4.2.1 Das Betroffenheitsprinzip

Ein Losungsversuch des Demos-Problems stitzt sich auf dem Betroffenheitsprinzip (All
Affected Principle). Dieses besagt, dass all diejenigen sich bei einer kollektiven Entscheidung
beteiligen sollen, deren Interessen moglicherweise davon betroffen sein werden. Nach diesem
Prinzip konstituiert sich das Volk aus der Menge an Personen, deren Interessen von
Entscheidungen potenziell betroffenen sind (Marti 2006, 2; Goodin 2007, 49; Dahl 1970, 64;
Owen 2012, 131-33). Das Problem der Zirkularitat wird dadurch geldst, dass die mogliche und
nicht die faktische Betroffenheit ausschlaggebend ist. Bei der faktischen Betroffenheit ware es

nicht maoglich, das Volk vor der Entscheidung zu konstituieren. Da die Entscheidung noch
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nicht gefallen ist, ist unklar, wessen Interessen effektiv davon betroffen sein werden.
Dementsprechend ist ebenfalls unklar, wer sich bei der Entscheidung beteiligen soll (Goodin
2007, 52). Durch die Konstituierung des Volks mittels der moglichen Betroffenheit muss die
Entscheidung nicht abgewartet werden. Es dirfen sich alle bei der Entscheidung beteiligen,
denn je nach Ergebnis kénnte jede*r betroffen sein (ebd., 55).

Nach Dahl ist das Betroffenheitsprinzip die beste Variante, um eine generelle Inklusion zu
gewahrleisten (Dahl 1970, 64). Trotzdem sieht Dahl zwei Schwierigkeiten bei der Umsetzung.
Erstens haben Personen, welche von einer Entscheidung betroffen sein werden, nicht immer
ein  Mitbestimmungsrecht. Auch nach der Beriicksichtigung des kompetenzbezogenen
Kriteriums der Inklusion (Regierungsfahigkeit), gibt es Betroffene ohne politisches Recht,
namlich Auslander*innen. Zweitens variiert bei jeder Entscheidung, welche Personen
betroffen sind (Dahl 1970, 64-67), auch wenn alle méglicherweise betroffenen Personen
miteinbezogen werden. Eine mogliche Betroffenheit lasst sich einerseits nicht objektiv
bestimmen. Andererseits lasst sich so kein langfristig stabiler Demos konstituieren (Cheneval
2015, 95).

Weitere Schwierigkeiten ergeben sich in folgenden Punkten. Die politische Macht wird
durch das Betroffenheitsprinzip weg von den Burger*innen hin zu den Personen, welche Gber
die mogliche Betroffenheit der Interessen urteilen, verschoben. (Gould 2004, 175). Dieser
Aspekt spricht gegen den demokratischen Grundsatz, dass die politische Macht beim Volk liegt.
Wenn man den Grad der moglichen Betroffenheit Offnet, entsteht das Problem der
unbegrenzten Reichweite (vgl. Abizadeh 2008, 45). So wiirde sich ein globales Volk
konstituieren, bei dem Regierungsféhigkeit sowie die Durchsetzungsféhigkeit eines
kollektiven Entscheids infrage gestellt sind (Cheneval 2015, 95). Daraus ergibt sich ein
weiteres Problem, welches in der Reprasentationsfahigkeit des heterogenen, globalen Volkes
liegt. Der Einbezug von strukturell benachteiligten Volkern in einen globalen Demos kdnnte
dazu fuhren, dass der Schutz vor kollektiven Entscheidungen weniger gut gegeben ist, als wenn
sich diese politisch eigenstandig, gemeinschaftlich organisieren (ebd., 96). Eine letzte Kritik
lasst sich in Bezug auf das Mitbestimmungsrecht erkennen. Die Problematik zeigt sich an
folgendem Beispiel: Person X ist verliebt in Y und Y ist wiederum in Z verliebt. Person Z ist

ebenfalls in Y verliebt. Person Y und Z wollen heiraten. Da Person X in Y verliebt ist, ist sie

4 Das Mitbestimmungsrecht nach Robert Nozick (vgl. 1974, 268-71)
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emotional von der Hochzeit betroffen. Nach dem Betroffenheitsprinzip hatte Person X ein
Mitbestimmungsrecht, obwohl dieser Anspruch bei dieser Entscheidung moralisch nicht
gegeben ist. Das Betroffenheitsprinzip kann daher nicht als Voraussetzung des
Mitbestimmungsrechts betrachtet werden. Damit man bei einer Entscheidung mitbestimmen
kann, missen weitere Kriterien wie die Verbindung durch einen Vertrag gegeben sein (ebd.,
96-97). Es wird deutlich, dass weitere Bedingungen als nur die Betroffenheit fur ein
Mitspracherecht erfillt werden massen.

Abschliessend lasst sich sagen, dass das Betroffenheitsprinzip als Lésung des Demos-
Problems demokratischen Prinzipen grundsatzlich entspricht, eine hohe Inklusion des Volkes
anstrebt und einen Ausweg aus der Zirkularitit bietet. Die Formulierung des
Betroffenheitsprinzip ist unprézise und lasst den Grad der Betroffenheit und die Art der
Beteiligung bei Entscheidungen offen. Das ermdglicht Interpretationsspielraum und
verschiedene Prézisierungsmoglichkeiten (Arrhenius 2018, 104). Je nach Auslegung entstehen
Schwachstellen wie die Exklusion von Betroffenen, kein langfristig stabiler Demos mdglich,
Machtverlagerung zu den Betroffenheitsentscheider, grenzlose Reichweite und die
Regierungs-, Représentations- und Minderheitsschutz-Schwierigkeiten des globalen Demos.
Diese zeigen, dass das Betroffenheitsprinzip als Losungsansatz fur die Konstitution des VVolkes

unvollstandig ist.

4.2.2 Die wechselseitige Anerkennung

Der akzeptanzbasierte Losungsansatz der wechselseitigen Anerkennung von Individuen beruht
auf einer individualistischen Selbstkonstitution des Volkes. Es sollen nur Personen zum Volk
gehdren, die von keinem anderen Mitglied abgelehnt werden. Goodin bringt diesen Grundsatz
folgend auf den Punkt: «[...] the demos, [...], ought consist of all and only those persons each
of whom is not rejected by any of the others as a member» (Goodin 2007, 41-42). Die Basis
fur die Konstitution des Volkes bildet daher die wechselseitige Anerkennung anderer
Mitglieder. Dabei verflgt jedes Mitglied des VVolkes uber ein Veto in Bezug auf jedes weitere
Mitglied (Cheneval 2015, 90). Da dieser Losungsansatz auf einer individualistischen
Selbstkonstitution beruht, entgeht er dem Problem der Zirkularitat. Diese entsteht nur, wenn
man bei der Konstitution des Volkes von einem kollektiven Entscheidungsverfahren ausgeht
(ebd., 89).
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Die grosste Schwierigkeit des akzeptanzbasierten Ldsungsversuches liegt in seiner
Grundidee der individuellen wechselseitigen Anerkennung. Aus rationalistischer Sichtweise
braucht es objektive allgemeingultige Kriterien, nach welchen andere Mitglieder abgelehnt und
eingeschlossen werden. Diese bietet die individuelle wechselseitige Anerkennung nicht,
weshalb der Ldosungsversuch aus rationalistischer Sichtweise unvollstdndig ist. Noch
deutlicher wird die Schwierigkeit aus voluntaristischer Perspektive. Die voluntaristische
Sichtweise verlangt keine objektiv allgemeingultigen Kriterien zur Ablehnung oder
Einschliessung anderer Mitglieder. Die Mitglieder konnen willklrlich nach subjektiver Laune
uber die Anerkennung anderer Mitglieder entscheiden. Diese Herangehensweise bietet Flache
fur normativ problematische Entscheidungen. Mitglieder konnten zum Beispiel aus
rassistischen Motiven heraus abgelehnt werden. Solche Motivationen widersprechen den
demokratischen Prinzipien der Gleichheit und Nicht-Diskriminierung. Es wird Klar, dass der
akzeptanzbasierte Losungsvorschlag weder nach rationaler noch nach voluntaristischer
Sichtweise eine schlussige Losung flr das Demos-Problem bietet (Cheneval 2015: 90-92). Ein
weiterer demokratischer Widerspruch liegt in der Befurchtung, dass durch die
akzeptanzbasierte Konstitution viele Personen ohne Volkszugehdrigkeit zuriickbleiben
(Goodin 2007, 42). Das Volk ist exklusiv und widerspricht dem demokratischen Kriterium
nach Dahl, alle Erwachsenen miteinzubeziehen.

Zusammenfassend bietet der akzeptanzbasierte Ansatz den Vorteil, dass er das Problem
der Zirkularitdt umgeht, indem die Konstitution des Volkes auf individueller wechselseitiger
Anerkennung basiert. Weitere Vorteile lassen sich jedoch nicht ableiten. Viel mehr Giberwiegen
die Schwierigkeiten. Eine rationalistische Herangehensweise wirde nach objektiven
allgemeingultigen Kriterien der Akzeptanz verlangen. Wirde man dieser Bedingung
nachgehen, entsteht ein ahnliches Problem der Zirkularitat wie bei der kollektiven Konstitution
des Volkes. Fir die Konstitution des VVolkes braucht es allgemeingltige Kriterien, welche vor
der Konstitution des VVolkes noch nicht existieren. Es mussten diejenigen tber diese Kriterien
bestimmen, welche spater aufgrund dieser als Mitglied des Volkes akzeptiert oder abgelehnt
werden (vgl. Goodin 2007, 43). Um die Zirkularitat zu umgehen, kann eine voluntaristische
Perspektive eingenommen werden, welche keine objektiven Kriterien verlangt. Da diese
Herangehensweise zu diskriminierenden Entscheidungen flihren kann, steht sie im Gegensatz
zum demokratischen Prinzip der Gleichheit. Zusatzlich fihrt die individuelle Anerkennung zu

einer Exklusivitat des VVolkes, welche einer allgemeinen und breiten Inklusion widerspricht.
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4.2.3 Das Condorcet-Jury-Theorem

Bei den kompetenzbasierten Losungsvorschlagen des Demos-Problems ist die
Volksmitgliedschaft an Féhigkeiten gebunden. Es gibt zwei Herangehensweise mit
unterschiedlichem Fokus. Einerseits wird das Demos-Problem mittels dem Condorcet-Jury-
Theorems versucht zu lésen, welches auf der Wahrscheinlichkeit beruht, dass jemand eine
richtige Entscheidung trifft. Andererseits wird vorgeschlagen, dass die Konstitution des VVolkes
von der Fahigkeit, sich im 6ffentlichen Diskurs zu beteiligen, abhéngig sein soll.
Das Condorcet-Jury-Theorem besagt folgendes: Wenn jedes Mitglied einer Jury mit einer
hoheren Wahrscheinlichkeit die ‘richtige’ Entscheidung trifft als die Falsche, dann trifft die
Jury ebenfalls mit einer hoéheren Wahrscheinlichkeit die richtige Entscheidung; die
Wahrscheinlichkeit, die richtige Entscheidung zu treffen, steigt, je mehr Mitglieder die Jury
hat und 1&uft im Unendlichen auf 1 zu. Daraus folgt, dass im Unendlichen immer die richtige
Entscheidung getroffen werden wirde (List und Goodin 2001, 283). In anderen Worten
bedeutet dies, dass eine Gruppe nur dann fahig ist, kollektiv die richtige Entscheidung zu
treffen, wenn die Durchschnittswahrscheinlichkeit eines individuellen Mitgliedes die richtige
Entscheidung zu treffen, Giber 50 % liegt. Von diesem Grundsatz ausgehend steigt demnach die
Chance auf die richtige Entscheidung, je mehr Mitglieder der Gruppe angehoren, die mit einer
Wahrscheinlichkeit von tber 50 % die richtige Entscheidung treffen. Bei einer unendlich
grossen Gruppe bestehend aus solchen Mitgliedern wiirde die Wahrscheinlichkeit, die richtige
Entscheidung zu treffen, auf 100 % zulaufen. Fur die Konstituierung des Volkes lasst sich aus
dem Condorcet-Jury-Theorem demnach folgender Bestand ableiten: Es sollen nur Personen
Mitglied des Volkes sein, welche eine Wahrscheinlichkeit tber 50 % aufweisen, die richtige
Entscheidung zu treffen. VVon diesen Personen sollen wiederum so viele wie moglich dem Volk
angehdren, um die Wahrscheinlichkeit zu steigern, die richtige Entscheidung zu treffen (vgl.
Cheneval 2015, 92; Grofman, Owen, und Feld 1983, 264-65).

Im Gegensatz zum akzeptanzbasierten Ansatz bietet das Condorcet-Jury-Theorem ein
objektives Kriterium, nach dem sich das Volk konstituiert. Das Theorem fiihrt dazu, dass nur
Expert*innen dem Volk angehéren, da alle Personen mit einer Wahrscheinlichkeit kleiner als

50 % ausgeschlossen werden. Diese Folge widerspricht einer maglichst breiten Inklusion. Eine

5 Das Condorcet-Jury-Theorem geht zurtick auf Marquis de Condorcet und seine Arbeit von 1785 «Essay on the Application
of Analysis to the Probability of Majority Decisions».
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weitere Schwierigkeit der kompetenzbasierten Ldsung liegt darin, dass jedes politische
Problem eine eigene Expertise erfordert und sich das Volk somit fur jede
Entscheidungsfindung neu konstituieren muss. Dies widerspricht dem Grundsatz der Stabilitat
einer Demokratie, wie es beim Betroffenheitsprinzip ebenfalls der Fall ist (Cheneval 2015, 92—
93). Dieses Gegenargument konnte durch statistische und sozialwissenschaftliche
Untersuchungen entkréftet werden. Es konnte gezeigt werden, dass die Wahrscheinlichkeit, die
richtige Entscheidung zu treffen, nicht bei allen Gruppenmitgliedern gegeben sein muss.
Entscheidend ist, dass Uber die Halfte mit einer hoheren Wahrscheinlichkeit die richtige
Entscheidung trifft (List und Goodin 2001, 283). Das fiihrt zu einem angepassten,
inkludierenden Grundsatz des Condorcet-Jury-Theorems: Je mehr Personen dem Volk
angehoren und sich beteiligen, desto grosser ist die Chance, dass die richtige Entscheidung
getroffen wird (Arrhenius 2005, 23). Es gibt aber keinen Grund zur Annahme, dass die
Mehrheit der Individuen eine hohere Wahrscheinlichkeit aufweisen, sich fur die richtige
Option zu entscheiden (List und Goodin 2001, 284), was den angepassten Grundsatz infrage
stellt. Weiter ist die Anwendung des Condorcet-Jury-Theorems an die Bedingung geknpft,
dass es genau zwei Entscheidungsmdglichkeiten geben muss (List und Goodin 2001, 284).
Dies ist zum Beispiel bei Volksabstimmungen in der Schweiz der Fall, bei denen die
Burger*innen entweder fiir oder gegen eine Initiative stimmen konnen. Generell bei
demokratischen Entscheidungen ist es allerdings nicht gegeben, dass nur zwel
Entscheidungsmaoglichkeiten zur Auswahl stehen (ebd.). Diese Bedingung zeigt auf, dass es
sich bei diesem Lo6sungsansatz um eine epistemische Herangehensweise handelt. Das
Condorcet-Jury-Theorem ist ein Vorschlag, wie durch ein bestimmtes Verfahren moglichst
immer das richtige Ergebnis zustande kommt (ebd., 280). Eine epistemische
Demokratietheorie geht davon aus, dass in Demokratien bessere Entscheidungsregeln
angewandt werden wie in anderen Systemen, was zur Folge hat, dass Demokratien bessere
Entscheidungen treffen (Arrhenius 2005, 23).

Das zentrale Element des kompetenzbasierten Ansatzes des Condorcet-Jury-Theorem ist
die Kompetenz, die richtige Entscheidung zu treffen. Das zu verfolgende Ziel ist, dass
mdglichst immer die richtige Entscheidung resultiert. Wenn man davon ausgeht, dass der
Mittelwert aller Personen, die richtige Entscheidung zu treffen, tiber 50 % liegt, sollen so viele
Personen wie moglich in den Entscheidungsfindungsprozess involviert sein, sprich dem Volk

angehoren. Wenn dem nicht so ist, gibt es ein objektives Kriterium zur Exklusion. Nach einem
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epistemischen Verstandnis ist der Ausschluss dadurch gerechtfertigt, dass so die besseren
Entscheidungen getroffen werden (Arrhenius 2005, 24). Trotzdem widerspricht dieser Ansatz
einer generellen Inklusion und fihrt zu einem instabilen Demos aus Expert*innen. Weiter
unterliegt das Theorem der Bedingung, dass es exakt zwei Entscheidungsméglichkeiten gibt,
was in der Realitat nicht immer der Fall ist. Schliesslich wird kein Bezug auf das Problem der
Zirkularitat bei der Konstitution des Volkes genommen. Wenn sich das Volk nach dem
Condorcet-Jury-Theorem konstituieren soll, muss es zunéchst von einem noch nicht

konstituierten Volk als Konstitutionskriterium gewahlt werden.

4.2.4 Diskussion der verschiedenen Losungsanséatze

Die Analyse des wirkungsbasierten (Betroffenheitsprinzip), akzeptanzbasierten
(wechselseitige  Anerkennung) und des kompetenzbasierten (Condorcet-Jury-Theorem)
Ansatzes haben gezeigt, dass es keine eindeutige Losung beziiglich des Demos-Problems gibt
und die Frage nach der Volkszugehdrigkeit nach verschiedenen Prinzipien beantwortet werden
kann. Allgemein liegt die Problematik in den verschiedenen Losungsansatzen entweder in ihrer
Unvollstandigkeit, dem Widerspruch zu einem demokratischen Prinzip oder darin, dass das
urspriingliche Problem der Zirkularitat nicht gelost wird.

Die Konsequenz der Analyse ist, dass es keine demokratisch vertretbare Losung fur das
Demos-Problem gibt. Der Ursprung des Volkes kann nicht demokratisch legitimiert werden
(Cheneval 2015, 101; Whelan 1983; Dahl 1989, 207-9; Goodin 2007, 43). Oder wie Dahl
formuliert: «we cannot solve the problem [...] of democratic units from within democratic
theory» (Dahl 1989, 207). Diese Erkenntnis scheint im ersten Moment frustrierend zu sein und
hinterfragt die Legitimitat einer Demokratie ohne demokratischen Ursprung. Goodin halt
dagegen, dass das ungeltste Demos-Problem keineswegs die Kohérenz der Demokratietheorie
untergrabt. Sie ist zwar in Bezug auf die Konstitution des Volkes unvollstandig, verstosst
jedoch nicht gegen demokratische Prinzipien, indem der Demos in einer von dem Volk
gewahlten Weise organisiert wird. Daraus lasst sich schlussfolgern, dass jedes Volk,
unabhéngig seiner urspriinglichen Konstitution, einen vollkommenen und adéquaten Demos
bilden und nach demokratischen Prinzipien funktionieren kann (2007, 44).

Obwohl das Demos-Problem nicht gelést wurde, zeigt die Analyse dreier
Ldsungsversuche verschiedene Ansatze, nach welchen ein Volk konstituiert sein kann. Welche

sozialen Gruppen sich inwiefern politisch beteiligen sollen, kann mit diesen Losungsversuchen
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diskutiert werden. Der wirkungsbasierte Ansatz entspricht mit seinem Fokus auf der
Betroffenheit einer Entscheidung der normativen Begriindung ftr Demokratien. Sich bei einer
Entscheidung, die uns betrifft, beteiligen zu kénnen, liegt in der intrinsischen Motivation einer
Person. Durch die Mitsprachemdglichkeit kdnnen Entscheidungen leichter akzeptiert werden,
welche nicht dem eigenen Interesse entsprechen. Eine klare Starke des Ansatzes ist die Losung
des Zirkularitat-Problems mittels der Formulierung der moéglichen Betroffenheit und die
garantierte generelle Inklusion. Die grosste Kritik liegt je nach Interpretation des
Betroffenheitsprinzip im unstabilen Demos, in den Schwéchen des globalen Demos sowie der
unbedingten Verbindung von Betroffenheit und Mitspracherecht. Der akzeptanzbasierte
Ansatz ist keine geeignete Losung flr die Konstitution des Volkes, da es keine objektiven
Kriterien gibt und kein Schutz vor Diskriminierung geboten wird. Die Zugehdrigkeit zum
Demos ist entsprechend willkirlich und exklusiv. Interessant ist die Herangehensweise
trotzdem, da keine kollektive Konstitution begriindet, sondern ein individueller Ansatz gewahlt
wird. Ausgehend von der individuellen wechselseitigen Anerkennung entfallt das Problem der
Zirkularitat. Das Condorcet-Jury-Theorem als kompetenzbasierte Losung ist eine epistemische
Herangehensweise. Eine Demokratie soll nach demjenigen Verfahren organisiert sein, das die
besten Entscheidungen hervorbringt. Daraus leitet sich ein objektiv allgemeingultiges
Kriterium fur die Konstitution des Volkes ab. Je nach Auslegung des Theorems ist eine breite
Inklusion wiinschenswert. Nach anderer Auslegung kann es jedoch zu einem unstabilen und
exklusiven Demos fuhren. Es wird kein Bezug zur Zirkularitdt genommen und daher
diesbeziglich keine Losung vorgeschlagen. Die konsequente Anwendung des Theorems in der
Realitdt scheitert an der Bedingung, dass eine Entscheidung exakt zwei Mdglichkeiten anbieten
muss. Alle Losungsversuche bieten unterschiedliche Starken und Schwéchen. Wenn man
demokratischen Prinzipien gerecht werden mdochte, bietet das Betroffenheitsprinzip die
adaquateste Losung. Zusatzlich ist es der einzige Ansatz, der eine Losung fur das das Problem

der Zirkularitat anbietet.
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5 Ausgangslage und Forschungsstand

Die Aufarbeitung der normativen Sicht zeigt deutlich, dass die politische Partizipation ein
Grundpfeiler der Demokratie ist. Die politischen Rechte und das damit verbundene Recht
politisch zu partizipieren hat sich mit dem Verlauf der Geschichte ausgebreitet. Durch die
grossere Inklusion wird die politische Partizipation immer mehr dem Grundsatz gerecht, dass
denjenigen ein Partizipationsrecht zusteht, die von der Entscheidung betroffen sein werden.
Zusétzlich wird durch eine breitere Partizipation gewahrleitstet, dass alle Interessen des
politischen Volkes berticksichtigt werden.

Mit der Digitalisierung haben sich neue Online-Formen der politischen Partizipation
etabliert und eine weitere Ausbreitung ist zu erwarten. Durch die neuen Online-
Beteiligungsmdglichkeiten konnen einerseits eine grossere Inklusion geschaffen werden,
andererseits auch Personen mobilisiert werden, die aus strukturellen Griinden von Offline-
Beteiligungsformen fernbleiben. Denn obwohl in einer Demokratie sowohl die gleiche und
breite politische Partizipation als auch die Gleichheit Aller einen zentralen Wert haben, sind
die beiden Ideale nicht ohne weiteres vereinbar. Die Empirie zeigt, dass die politische
Partizipation von Ungleichheit geprégt ist (Lijphart 1997, 1). Dieses Kapitel beschaftigt sich
daher mit den Ungleichheiten der politischen Partizipation.

Zuerst wird aufgezeigt, wieso eine ungleiche Partizipation ein Problem fir eine
Demokratie darstellt und ein Lésungsvorschlag unternommen, welche die Relevanz dieser
Arbeit ergibt. Danach wird das Civic Voluntarism Model (CVM) vorgestellt, welches
unterschiedliche politische Beteiligung aufgrund von Ressourcen, politischer Involvierung und
Mobilisierung erklart. Das Modell wurde mehrfach empirisch Gberprift (vgl. Kriesi 1995;
Buhlmann und Freitag 2006) und dessen Relevanz fur die Partizipationsforschung als
erklarenden Beitrag bestétigt (Van Deth 2009, 153). Die Position in der Gesellschaft ist
ausschlaggebend dafur, wie viele partizipationsfordernde Ressourcen und Féhigkeiten einer
Person zur Verfligung stehen. Diese sind entsprechend entlang sozialer Gruppen ungleich
verteilt. Daraus resultieren soziale Gruppen, die strukturell untervertreten sind: Frauen, Junge,

Niedriggebildete und Personen mit Migrationshintergrund (MH).
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5.1 Problemstellung und L&sung

Eine tiefe und insbesondere ungleiche Wahlbeteiligung fuhrt zu einem Legitimationsdefizit fur
Demokratien. Zum einen sind die Wirkungen der politischen Partizipation durch eine
systematische, ungleiche Beteiligung verzerrt. Dies fuhrt zu einer Ungleichheit im politischen
Einfluss (Lijphart 1997, 1) und widerspricht dem demokratischen Kriterium der wirksamen
Partizipation. Zum anderen ist die politische Partizipation ein Instrument zur Reprasentation
des Volkes und den unterschiedlichen sozialen Gruppen (Dalton 2002: 47), um eine
gleichwertige Vertretung der Interessen zu garantieren (Richter 2018b, 534). Die Vielfalt des
Volkes und deren Interessen werden in der politischen Organisation jedoch nicht ad&quat
vertreten (Gerhardt 2007, 357). Eine tiefe Beteiligungsquote, bei der sich die Beteiligung
entlang allen sozialen Gruppen eines Volkes verteilt, ware an sich noch nicht problematisch
fur die Demokratie. Tatsachlich ist die Mehrheit der Personen, die sich nicht politisch
beteiligen, ungleichmassig auf bestimmte soziale Gruppen verteilt, was zu der ungleichen
Reprasentation flihrt (Whelan 2019, 227). Diese beiden Punkte fiihren zu einem
Demokratiedefizit, was aus normativer Sicht gegen die Qualitat einer Demokratie spricht. Im
Umkehrschluss bedeutet dies, dass die politische Beteiligung eine wichtige Dimension fur die
Qualitat einer Demokratie ist (Altman und Pérez-Lifian 2002, 88; Dalton 2002, 230). Je tiefer
die politische Partizipation ausfallt, desto starker ist die soziostrukturelle Ungleichheit und
desto grosser ist die Chance, dass die Interessen soziostruktureller Minderheiten nicht
gleichwertig berticksichtigt werden, was die Représentationsfahigkeit einer Demokratie
untergrabt. Dieses Argument stitzt sich auf der Annahme, dass Interessen mit sozialen
Merkmalen assoziiert sind. Empirische Studien konnten zeigen, dass dieser Zusammenhang
begriindet ist (Gilens 2005; Elséasser, Hense, und Schafer 2017). Soziale Ungleichheiten fuihren
zu politischen Ungleichheiten. An diesem Punkt stellt sich fur die Partizipationsforschung die
Frage, welche soziostrukturellen Umstdnde und psychischen Charakteristiken zu der
ungleichen Beteiligung fiihren (Verba und Nie 1974, 126). Die bisherigen Erkenntnisse aus
der Partizipationsforschung werden folgend besprochen.

Kann das Demokratiedefizit der tiefen und ungleichen Beteiligung geldst werden? Aus
einer pessimistischen Perspektive aus musste die Frage vermutlich mit nein beantwortet
werden. Eine verstarkte Mobilisierung der Birger*innen zur Teilnahme férdert die Beteiligung
derjenigen, die sowieso spontan aktiv werden wirden (Verba 1996, 7). Optimistisch betrachtet

gibt es sogar zwei Herangehensweisen, welche Losungen fir das demokratische Dilemma
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anbieten. Eine Idee ist, dass auf die grundlegendste Form der politischen Partizipation, die
Wahlen, fokussiert wird. Es soll versucht werden, eine Gleichheit in der Wahlbeteiligung zu
erreichen, wéahrend andere, weniger einflussreiche Partizipationsformen vernachl&ssigt werden.
Das demokratische Ziel soll nicht nur eine generelle Inklusion, sondern eine universelle
Wahlbeteiligung beinhalten, was durch die Maximierung der Wahlerbeteiligung erreicht
werden kann (Lijphart 1997, 1). Eine andere L6sung fur die gleichwertige Berlicksichtigung
der Interessen aller Birger*innen schlagt vor, diese durch ein umfassendes
Beteiligungsangebot zu erreichen (Richter 2018b, 534). Es soll nicht auf eine
Partizipationsform (wie zum Beispiel Wahlen) fokussiert werden, sondern moglichst viele
verschiedene angeboten werden. Besonders direktdemokratische Instrumente sollen gefordert
und ausgebaut werden (Barber 2009, 151). Der positive Effekt direktdemokratischer
Instrumente beschrankt sich nicht nur auf eine erhohte politische Partizipation. Zusétzlich wird
die politische Effizienz gefordert, politische Diskussionen werden angeregt und die
Burger*innen motiviert, sich zu informieren (Kriesi 2005, 12). Ein Beispiel fur eine neue Form
eines direktdemokratischen Instrumentes auf lokaler politischer Ebene ist die Applikation ,Ziiri

wie neu‘.

Was ist ‘Ziiri wie neu’?

Im Jahr 2013 wurde die Online-Plattform «ZUri wie neu» in der Stadt Zirich eingefuhrt. Die
App ist eine Schweizer Pionierin in Sache Online-Beteiligung und Burgernahe.

Ziel ist es, die Kommunikation zwischen Burger*innen und Verwaltung zu vereinfachen und
zu starken. Schaden an der stadtischen Infrastruktur kbnnen bequem per App oder am
Computer der Verwaltung mitgeteilt werden. Die Meldung wird innert einem Arbeitstag an die
zustandige Fachstelle weitergeleitet. Nach spatestens fiinf Arbeitstagen ist die Meldung
abschliessend bearbeitet.

Abb. 1: Was ist 'Zuri wie neu'?
Quelle: Website www.zueriwieneu.ch (Stadt Zurich o. J.) und Datenauswertung ‘Ziri wie neu’ (Universitat Bern,
Forschungsstelle Digitale Nachhaltigkeit 2016)

Eine tiefe und ungleiche Beteiligung kann aus normativer Perspektive als eine
Herausforderung fur eine Demokratie betrachtet werden. Die soziostrukturelle Verzerrung in
der politischen Beteiligung fuhrt dazu, dass der demokratische Grundsatz der Gleichheit
verletzt wird und ein Spannungsverhéltnis in der Représentation entsteht. Die verschiedenen

Interessen der Burger*innen werden nicht représentativ vertreten, was zu einem
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Legitimationsproblem der Demokratie fiihrt. Die Losung fur das Demokratiedefizit liegt in der
Maximierung der politischen Beteiligung. Entweder indem auf die Wahlbeteiligung fokussiert
wird oder durch ein moglichst umfangreiches Beteiligungsangebot. In dieser Arbeit wird
letzterer Ansatz verfolgt und die Beteiligungsstruktur bei der App ,Ziiri wie neu‘ untersucht.
Vorerst werden die Erkenntnisse aus der bisherigen Partizipationsforschung
zusammengetragen, um die soziostrukturellen Strukturen der politischen Partizipation

aufzuzeigen.

5.2 Das Civic Voluntarism Model (CVM)

Die Partizipationsforschung untersucht Faktoren, welche einen Einfluss auf die politische
Partizipation haben. Die Vielfalt der Formen politischer Partizipation und deren
unterschiedlichen Ziele und Zwecke fiihren zu einem Mangel an allgemein erklarenden
Einflissen. Ob jemand an einer Demonstration teilnimmt oder sich bei einer Wahl beteiligt,
kann durch unterschiedliche Faktoren begiinstigt werden (Van Deth 2009, 152). Es kdnnen
Einflussfaktoren auf der Makro- oder auf der Mikroebene angesiedelt sein. Die Makroebene
bezieht sich auf eine grdssere soziale Einheit wie ein Staat, ein politisches System oder eine
Organisation. Die Mikroebene bezieht sich auf Individuen und ihr Verhalten. Die beiden
Ebenen sind oft zusammenhédngend. Im Fall der politischen Partizipation zum Beispiel kann
das individuelle Verhalten (Mikroebene) einen Einfluss auf das politische System
(Makroebene) haben und umgekehrt (Milbrath 1965, 5).

Auf der Makroebene ist das dominierende Erklarungsmodell das ‘Political Opportunity
Structure’, welches spéter zur ‘Synthetic Political Opportunity Theory’ ausgearbeitet worden
ist (Van Deth 2009, 152). Die Theorie fokussiert sich auf die gesellschaftlichen und politischen
Strukturen, die Anreize und Herausforderungen fur die politische Beteiligung schaffen (vgl.
Tarrow 1994). Aufgrund von fehlenden empirischen Evidenzen hat sich der Schwerpunkt der
Partizipationsforschung auf die Mikroebene verschoben (Van Deth 2009, 153). Ein
entscheidender Einfluss hat der soziodkonomische Status (Verba und Nie 1974, 336).
Unabhéngig davon, ob der sozio6konomische Status mittels Bildung, Einkommen oder Beruf
gemessen wurde, konnte der Zusammenhang in verschiedene Studien aus verschiedenen
Landern bestatigt werden (Verba und Nie 1974, 125; Milbrath 1965, 114-28). Je hoher die
Bildung und oder das Einkommen, desto grosser ist die Chance, dass sich eine Person politisch

beteiligt (Whelan 2019, 235-37). Dieser Zusammenhang konnte fir verschiedene Formen der
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politischen Partizipation bestatigt werden (Van Deth 2009, 153). Das bedeutetet, dass die
Ungleichheit in der politischen Partizipation entlang des soziotkonomischen Status verlauft
und die Interessen der wohlhabenden sozialen Gruppe in einer demokratischen Regierung
starker vertreten sind (Whelan 2019, 235). Obwohl der soziotkonomische Status als
eindeutiger Einflussfaktor identifiziert werden konnte, fiihren nicht Einkommen, Bildung oder
Berufsstatus an sich zu einer hoheren politischen Partizipation. Viel mehr sind es die damit
verbundenen Ressourcen. Zum Beispiel féllt es Personen mit einem hdoheren
Bildungsabschluss leichter, politische Debatten zu verstehen und sich eine Meinung zu bilden
(Buhlmann und Freitag 2006, 16). Diese Erkenntnis wurde in dem Modell, welches im
folgenden Abschnitt behandelt wird, aufgenommen.

Das Civic Voluntarism Model (CVM) nach Verba, Scholzman und Brady (1995) geht von
der Frage aus, wieso Personen sich nicht beteiligen und bieten zugleich eine Antwort an:
«because they can’t; because they don’t want to; or because nobody asked» (ebd., 269). Daraus
werden drei Faktoren abgeleitet, welche die Erklarung fiir das Nicht-Partizipieren von
Burger*innen bilden. Wenn jemand nicht partizipieren kann, dann aufgrund von fehlenden
Ressourcen. Wenn jemand nicht partizipieren méchte, dann aufgrund fehlender Involvierung
in politische Angelegenheiten. Und wenn jemand nicht zur Partizipation aufgefordert wurde,
dann aufgrund eines fehlenden Netzwerks, welches einen politischen Zugang bereitstellt. Die
einzelnen Einflussfaktoren werden im Folgenden présentiert.

Der erste Einflussfaktor umfasst die individuellen Ressourcen Zeit, Geld und
Biirgerkompetenzen. Um sich politisch beteiligen zu kdnnen, braucht man Zeit. Aktivitaten
wie Unterschriften sammeln oder sich an einer Demonstration zu beteiligen sind zeitaufwendig.
Weiter braucht es Geld, um politische Anliegen finanziell zu unterstitzen. Schliesslich muss
man Uber Blirgerkompetenzen verfligen, um sich beteiligen zu kénnen. Organisatorische und
kommunikativen Kapazitaten erleichtern das Verstandnis von politischen Prozessen und
Institutionen. Das fuhrt dazu, dass eine Person weniger von den politischen Prozessen
abgeschreckt ist und sich mit einer grésseren Wahrscheinlichkeit beteiligt. Je nachdem wie
eine Person in den sozialen Institutionen und der Gesellschaft verankert ist, gibt es
Unterschiede in den zur Verfligung stehenden Ressourcen. Die Erfahrungen in der Familie,
Schule und am Arbeitsplatz sowie Aktivitaten in Vereinen oder religiésen Institutionen bilden
die sozial strukturierten Umstdnde eines Individuums. Diese bilden die Basis fir

Entscheidungen und Handlungen, welche zu unterschiedlichen Ressourcen fiihren. Die
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Lebensumstande beeinflussen, wie viel Zeit, Geld und Bilirgerkompetenzen jemandem fur die
politische Partizipation zur Verfiigung stehen (ebd., 270-72). Der zweite Einflussfaktor bezieht
sich auf die individuelle politische Involvierung einer Person. Dabei spielen politisches
Interesse; das subjektive Gefuhl, Einfluss zu nehmen; die Wahrnehmung der politischen
Partizipation als eine Burgerpflicht; ein Gefuihl der Verbundenheit mit dem Schicksal anderer;
Parteiidentifikation; und das Engagement, bestimmte politische Themen einbringen zu wollen.
Diese verschiedenen Auspragungen politischer Involvierung werden wie die Ressourcen von
den Lebensumstanden geprégt (ebd., 272). Der dritte Einflussfaktor beschreibt die politische
Mobilisierung. Ob jemand dazu aufgefordert wird, sich politisch zu beteiligen, hat einen
Einfluss. Aufforderungen durch die Arbeit, Organisationen, Familie oder Freunde haben eine
mobilisierende Wirkung. Der Zugang einer Person zu rekrutierenden Institutionen oder
Akteure bildet daher der letzte Einflussfaktor des Modells (ebd., 273).

Zusammenfassend beschreibt das CVM das individuelle Partizipationsverhalten in Bezug
auf den zur Verfligung stehenden Ressourcen (Zeit, Geld, Kompetenzen), die Motivation
(politisches Interesse) und die Mobilisierung durch Netzwerke. Das CVM geht Uber den
soziobkonomischen Status als Einflussfaktor hinaus, indem auf die Ressourcen fokussiert wird,
welche auf den sozibkonomischen Status zuriickfuhrbar sind. Das Model zeigt, wie der Zufall
der Geburt kombiniert mit Lebensentscheidungen tber Beruf, Familie und Involvierung in
Religion und Organisationen die Ressourcen (Zeit, Geld und Kompetenzen) determinieren, die
politische Partizipation fordern. Weiter bietet das CVM die Mdglichkeit zu untersuchen,
welche Ressourcen fur welche Formen der politischen Partizipation férdernd sind (Brady,
Verba, und Schlozman 1995, 271). Nachdem die Autoren feststellen konnten, dass das Modell
fur die Erklarung allgemeiner politischen Partizipation aussagekraftig ist, wurden spezifische
Aktivitaten untersucht. Formen der politischen Partizipation wurden in Aktivitaten eingeteilt,
die eine finanzielle Investition bendtigen (z.B. Unterstiitzung einer Kampagne) und Aktivitaten,
die zeitaufwendig sind (z.B. demonstrieren, eine Verwaltung kontaktieren oder fur einen
Wahlkampf arbeiten) und wéhlen (ebd., 282). Die Ergebnisse zeigen, dass der Einfluss der
Ressource je nach Art der politischen Partizipation unterschiedlich stark ist. Bei der
Wahlbeteiligung kam es zu dem tberraschenden Ergebnis, dass das Bildungsniveau keinen
signifikanten Einfluss hat. Daflr konnte gezeigt werden, dass politisches Interesse
ausschlaggebend ist. Politisches Interesse wiederum wird positiv beeinflusst durch das

Bildungsniveau. Die Wahrscheinlichkeit, dass jemand wahlen geht, ist abhdngig vom
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politischen Interesse, wéhrend andere Ressourcen wie Geld und Zeit vernachldssigt werden
konnen. Bei Aktivitaten, welche einen finanziellen Beitrag verlangen, kam es zu einem
eindeutigen Ergebnis. Die Hauptdeterminante fir solche Aktivitaten ist Geld. Auch hier spielt
das Bildungsniveau eine Rolle. Zeit und Birgerkompetenzen wiederum haben keinen Einfluss.
Aktivitaten, die zeitaufwendig sind, sind abh&ngig vom politischen Interesse, Zeit und
Birgerkompetenzen. Das Bildungsniveau hat nur einen geringen Einfluss, da
Burgerkompetenzen und politisches Interesse das Bildungsniveau bereits in ihrem Einfluss
abdecken. Das Bildungsniveau korreliert mit den Burgerkompetenzen und dem politischen
Interesse (ebd., 283-84).

Die Untersuchung konnte zeigen, dass unterschiedliche Formen der politischen
Partizipation unterschiedliche Ressourcen und mehr oder weniger politisches Interesse
verlangen. Ein hohes Bildungsniveau hat einen positiven Einfluss auf praktisch jede politische
Beteiligungsform. Einerseits weckt Bildung politisches Interesse und motiviert zur Beteiligung
(besonders bei Wahlen). Andererseits fordert Bildung Kompetenzen, welche die Beteiligung
bei Aktivitdten erleichtert (besonders bei Aktivitdten, welche Zeit beanspruchen).
Abschliessend zeigt das Modell, dass nicht der soziobkonomische Status an sich oder
motivationale Faktoren wie politisches Interesse ausreichen, um Unterschiede in der
politischen Partizipation zu erklaren. Die Ressourcen Zeit, Geld und Birgerkompetenzen sind
starke Erklarungsfaktoren auf einer allgemeinen Ebene, welche durch den sozio6konomischen
Status abgeleitet werden kdnnen. So kann gezeigt werden, inwiefern der soziokonomische
Status mit der politischen Beteiligung im Zusammenhang steht. Die verschiedenen Ressourcen
sind ungleich auf soziale Gruppen verteilt und beeinflussen politische Involvierung und
Mobilisierung. Gruppen, bei denen Zeit, Geld und Blrgerkompetenzen fehlen, sind in der
politischen Partizipation untervertreten (ebd., 285)¢. Welche sozialen Gruppen von dieser

politischen Ungleichheit betroffen sind, wird im folgenden Kapitel besprochen.

5.3 Welche Gruppen werden nicht gehort?

Im Folgenden wird die politische Offline-Partizipation von Frauen, jungen Erwachsenen,

Personen mit tiefem Bildungsniveau und Personen mit MH besprochen. Diese vier sozialen

6 Fir eine Ubersicht individueller und kontextueller Faktoren der Wahlbeteiligung vergleiche die Studie von Marc
Buhlmann und Markus Freitag «Individual and Contextual Determinants of Electoral Participation» (2006).
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Gruppen sind strukturell untervertreten, was dazu flhrt, dass lhre Interessen nicht gehort
werden. Es werden Grinde fur die geringe Beteiligung herausgearbeitet und empirische
Studien diskutiert. Diese unterrepréasentierten Gruppen bilden den Untersuchungsgegenstand
fir die Beantwortung der ersten Forschungsfrage, wer sich bei Online-Partizipationsformen
beteiligt. Im Folgenden werden die vier Gruppen zusammengefasst unter dem Begriff
untervertretene Gruppen.

5.3.1 Frauen

Das Geschlecht als struktureller Faktor ist ein wiederkehrender empirischer Befund: Frauen
beteiligen sich politisch signifikant weniger als Ménner (Milic, Rousselot, and Vatter 2014:
386). Weiter sind Frauen in demokratischen Institutionen unterreprésentiert. Weltweit nehmen
Frauen nur etwa einen Viertel parlamentarische Sitze ein und sind stark untervertreten in

politischen Fiihrungspositionen (Dahlerup 2018: 28). Der historische Verlauf des Frauenanteils

—[\ationalrat = = Standerat
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Abb. 2: Frauenanteil im nationalen Parlament der Schweiz von 1977 bis 2020
Quelle: Schweizer Parlament 2020

im nationalen Parlament der Schweiz, bestehend aus dem Standerat (Vertretung der Kantone)
und dem Nationalrat (Vertretung der Bevolkerung), widerspiegelt die ungleiche
Représentation und zeigt einen deutlichen ‘Gender-Gap’. Ein Grund fiir die besonders tiefe
Vertretung 1977 lasst sich auf die Ausweitung der politischen Rechte fiir Frauen zuriickfihren.
In der Schweiz wurde das Frauenstimmrecht 1971 auf Bundesebene und teilweise noch spater

auf  Kantonsebene eingefihrt. Zuvor wurden Frauen aus demokratischen
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Entscheidungsprozessen ausgeschlossen (Dahlerup 2018: 5). Die spéate Inklusion der Frauen in
die Demokratie hat einen negativen Einfluss auf die Beteiligungsbereitschaft von Frauen, die
zu dieser Zeit sozialisiert wurden. Jingere Generationen zeigen eine hdohere
Beteiligungsbereitschaft, wobei trotzdem noch eine Differenz zwischen den Geschlechtern
festgestellt werden kann (Milic, Rousselot, and Vatter 2014: 386). Die revisionistische
Sichtweise geht davon aus, dass sich die Ungleichheit durch die veranderten Arbeits- und
Lebensbedingungen von Frauen schliesst oder schliessen wird (Schmidt und Réser 2011, 6).
Diese Entwicklung lasst sich beispielsweise anhand des Frauenanteils im Schweizer Parlament
beobachten: Der Frauenanteil ist (iber die vergangenen Jahre gestiegen und die Ungleichheit
hat sich verkleinert (vgl. Abb. 2). Trotzdem ist die Vertretung noch nicht ausgewogen. Es gibt
verschiedene Thesen, wieso der ‘Gender-Gap’ bis heute existiert. Diese werden im folgenden
Abschnitt besprochen.

Der ‘Gender Gap’ in der politischen Partizipation ist nicht auf das biologische Geschlecht
zuriickzufuhren, sondern wie Westle beschreibt auf unterschiedliche Sozialisation,
geschlechterspezifisch unterschiedliche Lebenslagen und unterschiedliche strukturelle
Zugangsbarrieren (2001). Die unterschiedliche Sozialisation zeigt sich dadurch, dass Madchen
politikferner und mit Fokus auf den privaten Lebensraum sozialisiert werden, wéhrend Jungen
auf offentliche und berufliche Rollen vorbereitet werden (Albanesi, Zani, und Cicognani 2012,
279; Engeli, Ballmer-Cao, und Giugni 2006; Coffé und Bolzendahl 2010). Aus der
unterschiedlichen Sozialisation resultieren Geschlechterrollenvorstellungen, welche Frauen
bei der politischen Beteiligung hindern?. Um diese Ungleichheit zu mindern, mussten die
traditionellen Sozialisierungsmuster und damit verbundenen Geschlechterrollen gelockert
werden (Westle 2001, 131-32). Die geschlechterspezifischen unterschiedlichen Lebenslagen
beziehen sich auf objektive Unterschiede in der Lebenslage von Méannern und Frauen. Frauen
haben durchschnittlich ein geringeres Einkommen, sind weniger erwerbstétig und wenn dann
meist in schlechteren Positionen und haben ein tieferes Bildungsniveau als Mé&nner. Dagegen
sind Frauen haufiger fir Haushaltsarbeiten und die Familie zustandig. Arbeiten, welche keinen
Lohn generieren und gesellschaftlich wenig anerkannt sind. Der Fokus auf den

Reproduktionsbereich, welchen Frauen zugeschrieben wird, fuhrt zu einem geringeren

7 Die unterschiedliche Sozialisation zeichnet sich in der Berufswelt ahnlich ab. Frauen nehmen bis heute weniger als 40 %
der Flhrungspositionen in Unternehmen ein (BFS 2020b), verdienen weniger als ihre mannlichen Arbeitskollegen (BFS
2020c) und sind haufiger weniger als 50 % arbeitstatig (BFS 2020a).
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Interesse und weniger Wissen tber 6ffentliche und politische Angelegenheiten (ebd., 132). Die
unterschiedlichen strukturellen Zugangsbarrieren beschreiben Hindernisse im institutionellen
Bereich sowie einstellungsbezogene Voraussetzungen. In institutionellen Bereichen und
etablierten politischen Organisationen zeigt sich eine strukturelle Frauenfeindlichkeit dadurch,
dass diese auf den mannlichen Lebenslauf ausgerichtet sind. Die einstellungsbezogenen
Voraussetzungen beschreiben ein frauenfeindliches Klima wie zum Beispiel hintere
Listenplatze auf Wahlzetteln (ebd., 133). In ihrer Untersuchung kommt Westle zum Schluss,
dass soziostrukturelle Merkmale einen vernachléssigbaren direkten Einfluss auf die politische
Partizipation haben. Entscheidende Faktoren sind einstellungsbezogene Voraussetzungen und
Bedingungen der Sozialisation und Lebenslage, die partizipationsferne Voraussetzungen
schaffen (ebd., 163). Unabh&ngig des Bildungsniveaus weisen Frauen ein geringeres
politisches Interesse auf und schétzen ihre politischen Fahigkeiten und Einflusschancen
geringer ein als Manner (ebd.). Die Ergebnisse lassen darauf schliessen, dass bis heute
erschwerte Bedingungen fir Frauen vorliegen, sich politisch zu beteiligen (ebd., 164).

In einer anderen Untersuchung zu der Wahlbeteiligung von Frauen bei den nationalen
Wahlen in der Schweiz im Jahr 2001 von Stadelmann-Steffen und Koller (2014) werden
zwischen individuellen Ressourcen und ‘Haushalts’-Ressourcen als Einflussfaktor fiir
politische Partizipation unterschieden. Die individuellen Ressourcen als negativer Einfluss
basieren auf niedrigem soziodkonomischem Status, mangelnden Birgerkompetenzen und
geringem Interesse an Politik (ebd., 529). Die Studie zeigt, dass nicht nur die individuellen
Ressourcen im Zusammenhang mit der politischen Partizipation von Frauen stehen, sondern
auch ‘Haushalts’-Ressourcen. So haben Frauen mit einem hohen soziotkonomischen Status
durch eine hohe Stellung im Beruf weniger bei den Wahlen teilgenommen als Frauen mit
weniger angesehenen beruflichen Positionen. Eine Erklarung fur diesen Befund l&sst sich auf
die Ressource Zeit zurlckfihren. Denn auch bei einer hohen beruflichen Position Gbernehmen
Frauen mehr Haushaltsaufgaben und verfligen daher ber wenig Zeit. Weiter hat auch die
Stellung des Partners einen Einfluss. Wenn der Partner tber einen hohen Bildungsabschluss
verfugt, ist die Wahrscheinlichkeit hoher, dass sich die Frau bei der Wahl beteiligt hat. Einen
negativen Einfluss hat aber die berufliche Stellung. Je héher der Berufsstatus des Mannes,
desto geringer ist die Chance, dass die Ehefrau wéhlen ging (ebd., 542).

Eine weitere Untersuchung von Ruedin (2013) zeigt, dass Einstellungen gegentiber Frauen

in der Politik einen Zusammenhang mit deren politischen Vertretung in nationalen Parlamenten
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haben (ebd., 43). Die hdchste Vertretung weisen Parlamente in europdisch nordischen L&ndern
mit rund 40 % auf. Der Durchschnitt in Europa (ohne die nordischen Léander) liegt bei 20 %.
Mit nur 8 % sind in arabische Staaten Frauen am stérksten unterrepréasentiert im Parlament
(ebd., 45). Im nationalen Parlament der Schweiz sind 42 % Frauen im Nationalrat und 26 %
Frauen im Standerat (Stichtag: 19.06.2020) (Das Schweizer Parlament 2020). Das Wahlsystem
hat einen signifikanten Einfluss auf die Reprasentation von Frauen, kann deren Verénderung
uber die Zeit jedoch nicht erkldren. In den vergangenen Jahren steigen die
Reprasentationswerte der Frauen. Dies ist auf die Modernisierung zuruckzufiihren. Die
wirtschaftliche Entwicklung von L&ndern fuhrt zu einer ausgewogeneren Représentation
(Didier Ruedin 2013, 45). Eine positive Entwicklung Uber die Zeit konnte bei L&ndern
beobachtet werden, welche in ihrer Einstellung gegenuber Frauen in der Politik liberaler
geworden sind (ebd., 56). Dementsprechend fordert Ruedin nicht eine Veranderung des
Wahlsystems zum Erlangen einer ausgewogenen Représentation, sondern eine Verénderung in
den Einstellungen (2012, 98).

Der ‘Gender Gap’ in der politischen Partizipation ist demnach auf verschiedene Ursachen
zuriickzufiihren. Auf unterschiedlicher Sozialisationseffekte, Lebenslagen, die an Ressourcen
wie der sozio6konomische Status oder Burgerkompetenzen gebunden sind, sogenannte
‘Haushalts’-Ressourcen und liberale Einstellungen. Die spate Inklusion der Frauen in die
demokratischen Prozesse sowie traditionelle Rollenbilder pragen den ‘Gender Gap’ und fiihren
zu einer strukturellen Untervertretung in der politischen Partizipation. Der Einfluss des
Geschlechts verringert sich jedoch deutlich, wenn das Alter und das Bildungsniveau einer
Person berticksichtigt werden (Milic, Rousselot, and Vatter 2014: 387). In den folgenden

beiden Abschnitten werden auf die individuellen Merkmale Alter und Bildung eingegangen.

5.3.2 Junge Erwachsene

Das Alter hat einen Einfluss darauf, in welcher Form jemand sich politisch beteiligt und wie
héaufig. Bei konventionellen Partizipationsformen wie abstimmen und wahlen sind junge
Erwachsene strukturell untervertreten (vgl. Amadeo 2007; Blais 2007, 630). Die Jungen
konnen aber keineswegs als eine homogene, unpolitische Gruppe betrachtet werden (DEZA
2007, 7). Die jungen Erwachsenen haben unterschiedliche Praferenzen in der Art, wie sie sich
beteiligen. Die hdufigste Partizipationsform ist in der Schweiz laut CH@YOUTH Studie von
2012 die Beteiligung bei Abstimmungen mit 11.2 % gefolgt vom Unterschreiben von
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Abb. 3: Durchschnittliche Stimmbeteiligung nach Alter in St. Gallen von 2010 bis 2014
Quelle: Dachverband Schweizer Jugendparlamente (Odermatt 2018)

Referenden, Initiativen und Petitionen sowie die Beteiligung bei Wahlen. Obwohl die
Wahlbeteiligung eine eher préferierte Partizipationsform ist, sind die 18- bis 35-J&hrigen stark
untervertreten in der Schweiz, wie das Beispiel aus St. Gallen zeigt (vgl. Abb. 3).

Fur die Abstinenz bei Abstimmungen und Wahlen geben die Jugendlichen die
komplizierte Sprache der Politiker*innen und das Gefuhl, dass Abstimmungen Probleme nicht
I6sen konnen, als Hauptgriinde an (Jans u. a. 2017, 9). Die Beteiligung bei Abstimmungen ist
stark von der emotionalen Betroffenheit der Jugendlichen abhdngig. Je nach Thema und
Betroffenheit entscheiden sich die Jugendlichen, ob sie sich bei einer Abstimmung oder Wahl
beteiligen wollen, was zu einer selektiven Partizipation fuhrt (ebd., 11). Die Teilnahme bei
parteibezogenen Beteiligungsformen wie Mitglied einer Partei zu sein oder an Parteidiskussion
teilzunehmen, ist wiederum sehr gering. Allgemein l&sst sich sagen, dass Junge hé&ufiger
partizipieren, wenn die Aktivitat (Odermatt 2018) themenspezifisch, kurzfristig, individuell
und informell ist. Diese Beteiligungsformen werden von den Jugendlichen oft als
Freizeitaktivitat wahrgenommen (Rothenbdihler, Ehrler, und Kissau 2012, 14). Weiter féllt auf,
dass eine Vielzahl der bevorzugten politischen Partizipationsformen einen starken Bezug zu
neuen Medien aufweist. Die Nutzung von online-Partizipationsformen stehen im
Zusammenhang mit Offline-Formen. Junge Erwachsene, die sich Online-Mdglichkeiten
nutzen, beteiligen sich auch ausserhalb der digitalen Welt und umgekehrt (ebd., 16). Einen

positiven Einfluss auf die politische Partizipation von Jugendlichen haben steigendes Alter,
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Kontakt zu Politiker*innen, Mitgliedschaften bei Nichtregierungsorganisationen und die
Bewertung von Partizipationsformen als effizient (ebd., 39).

Trotz den unterschiedlichen Partizipationsmdglichkeiten sind die Interessen der jungen
Erwachsenen untervertreten. Das Alter hat ndmlich einen Einfluss auf das politische Interesse
(BFS 2015) und dementsprechend auf das politische Verhalten (Goerres 2007: 92). Eine
Untersuchung vom Bundesamt flr Statistik hat gezeigt, dass Schweizer Jugendliche das
schwachste politische Interesse aufzeigen im Vergleich zu anderen Altersgruppen. Das grosste
politische Interesse konnte bei der Altersgruppe der 64- bis 74-Jahrigen beobachtet werden
(BFS 2015, 3). Das politische Interesse sowie Kompetenzen, welche eine politische
Partizipation fordern, sind wiederum von dem Geschlecht und der Ausbildung abhangig. Junge
Manner haben ein hoheres politisches Interesse und verfiigen Uber ein tieferes Wissen tber die
Schweizer Politik als Frauen. Junge Erwachsene mit einer langer dauernden Ausbildung
verfiigen uber hohere politische Kompetenzen (Bieri Buschor und Forrer 2005, 277).

Erklarungsansatze fir das unterschiedliche Interesse und politische Verhalten bieten der
Lebenszykluseffekt, Kohorteneffekte und das individuelle Alter. Der Einfluss vom
Lebenszyklus beschreibt Verdnderungen im Leben, wie der Wechsel von einer Ausbildung in
die Arbeitswelt oder vom kinderlos Sein zum Eltern werden, welche das politische Verhalten
beeinflussen. Die Betroffenheit von politischen Entscheidungen kann sich mit einem solchen
Lebenswandel steigern. Zum Beispiel ist man als Elternteil von Entscheiden in der
Familienpolitik betroffen (Vinken 2007: 41-42; Goerres 2007: 93). Dieses Argument wird
unterstiitzt von der Annahme, dass durch die fehlende Betroffenheit politisches Interesse
gering ist und dementsprechend die Beteiligung tiefer (Goerres 2007: 93). Der Kohorteneffekt
beschreibt, dass die Zeit, in der eine Generation politische Rechte erlangt, das politische
Verhalten lebenslang beeinflusst. Diejenigen Werte, die in der Zeit der politischen
Sozialisation vorherrschen, bleiben im Individuum verankert. Wenn zum Beispiel wahrend der
politischen Sozialisation ein generelles Misstrauen gegenuber der Regierung in der
Gesellschaft herrscht, pragt dieses Misstrauen die politische Sozialisation der
heranwachsenden Generation. Erklart wird dieser Mechanismus damit, dass man zwischen 15
und 30 Jahren politischen Einflissen gegentber offener ist als mit 50 bis 65 Jahren. Ein
weiterer Kohorteneffekt ist, dass Generationen soziale Eigenschaften teilen. Zum Beispiel
haben altere Generationen generell einen tieferen Bildungsstand als Jiingere, da in den meisten

Landern sich der Zugang zur Bildung erst ab den 1970er Jahre 6ffnete (Goerres 2007: 92).
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Dem Einfluss des individuellen Alters kann am meisten Gewicht zugeschrieben werden. Mit
steigendem  Alter verstdrken sich zwei menschliche Eigenschaften, die die
Beteiligungswahrscheinlichkeit erhéhen, Routine und Erfahrung. Unter Routine wird
verstanden, dass je 6fter man etwas gemacht hat, desto héher ist die Wahrscheinlichkeit, dass
man es wieder tut. Je dlter man wird, desto grosser ist die Chance, dass man sich auf eine Art
politisch beteiligt hat und desto grosser wird die Chance, dass man es wieder tut. Die Erfahrung
beschreibt, dass man mit steigender Lebenserfahrung stetig mehr unterschiedliche Situationen
durchlebt. Dadurch wird mit steigendem Alter kontinuierlich Wissen aneignet, welches einem
hilft, Entscheidungen zu treffen. Je einfacher es einem fallt, eine Entscheidung zu treffen, desto
hoher ist die Chance, dass man sich politisch beteiligt (Goerres 2007: 93-94). Die jungen
Erwachsenen sind aufgrund dieser drei Prozesse strukturell unterreprasentiert. Insbesondere
der Lebenszyklus- und Kohorteneffekt haben eine kumulierende Wirkung. Ressourcen, sich
positiv auf die politische Partizipation auswirken, sind daher bei Jugendlichen besonders tief
(Fieldhouse et al. 2007).

Es gibt verschiedene Ldsungsvorschlage, wie die politische Beteiligung von Jugendlichen
gesteigert werden konnte. Zum Beispiel bieten nicht-institutionelle (z.B. Unterschriften
sammeln, Demonstrationen) und neue Formen (z.B. Applikation ‘Ziri wie neu) der
politischen  Partizipation Potenzial, welches mehr genutzt werden soll. Diese
Partizipationsformen bieten jungen Erwachsenen die Mdglichkeit, ihren Interessen Gehor zu
verschaffen und sie auf die politische Agenda zu bringen. So wiirden die Jugendlichen besser
in die demokratischen Prozesse integriert werden. Weiter gilt es, das politische Interesse zu
fordern. Da dieses stark von der politischen Bildung abhéngt, soll diese durch Initiativen wie
beispielsweise easyvote® (Rothenbiihler, Ehrler, und Kissau 2012, 48) ausgebaut werden. Ein
dritter Losungsvorschlag fokussiert sich auf Online-Abstimmungen und Online-Wahlen.
Durch die Vertrautheit mit der Internetnutzung in verschiedenen Lebensbereichen, wird das
formale Hindernis von Wahlen und Abstimmungen durch den Online-Zugang erleichtert (ebd.
16).

8 Vgl. www.easyvote.ch
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5.3.3 Tiefes Bildungsniveau

Die Bildung als Einflussfaktor auf politische Partizipation wurde bereits im Zusammenhang
des CVM und den sozialen Gruppen der Frauen und den jungen Erwachsenen angesprochen.
Es wurde aufgezeigt, dass ein hohes Bildungsniveau einen positiven Einfluss auf praktisch jede
politische Beteiligungsform hat und kann als einer der starksten Einflussfaktoren identifiziert
werden: «formal education is almost without exception the strongest factor in explaining what
citizens do in politics and how they think about politics» (Nie, Junn, und Stehlik-Barry 1996,
2). An ein hohes Bildungsniveau sind Fahigkeiten und Ressourcen gekoppelt, welche eine
politische Beteiligung begunstigen (Dalton 2017a). Beispielsweise wird durch einen hohen
Bildungsabschluss der Zugang zu Informationen, politischer Bildung, sozialem politischem
Austausch und einem stérkeren politischen Pflichtgefiihl erleichtert (Tawfik und Horber 2010).
Der Zusammenhang zwischen einem hoheren Bildungsabschluss und einer umfangreichen
politischen Beteiligung wurde empirisch eindeutig belegt (Persson 2015, 689; Fatke 2015;
Blais 2007, 630-31; Milic, Rousselot, und Vatter 2014, 2:285; Acik 2013, 1317). Die
Bildungsunterschiede in der Stimmbeteiligung sind auch bei Schweizer Volksabstimmungen
deutlich sichtbar (vgl. Abb. 4).

Fachhochschule/Uni/ETH

Maturitat/héhere Berufsbildung

Berufliche Grundbildung/Berufslehre

Ohne nachobligatorische Bildung

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70%

Abb. 4: Stimmbeteiligung nach Bildungsabschluss bei der eidg. Volksabstimmung vom 09.11.2020
Quelle: Eigene Darstellung der Ergebnisse der VOTO-Studie (Bernhard und Scaperrotta 2020)

Es gibt verschiedene Erklarungsansatze, welche den Zusammenhang zu erkldren
versuchen. Wie bisher angedeutet, kann das Bildungsniveau als indirekter Einfluss interpretiert
werden. Durch die hohere Bildung werden kognitive Fahigkeiten gefordert, welche fir die
politische Beteiligung relevant sind. Dazu gehdren unter anderem komplexe Informationen

verstehen, sich in der Birokratie und Verwaltung zurecht finden, um so seine Bedurfnisse
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mitzuteilen und bessere Kommunikationsfahigkeiten (Dalton 2017a). Zuséatzlich werden
weitere Blrgerkompetenzen gefordert, wie die Fahigkeit, sich Informationen zu beschaffen
oder die kritische Beurteilung verschiedener Optionen und der Performance der Regierung
(Whelan 2019, 237). Die politische Involvierung steigt ebenfalls mit dem Bildungsniveau.
Einerseits werden subjektive politische Kompetenzen wie das Vertrauen in das politische
System, die Wahrnehmung der eigenen Rolle als Birger*in sowie das Bilden einer politischen
Meinung durch Bildung geférdert (Dalton 2002: 47-48). Andererseits fordert Bildung das
Interessen und das Wissen Uber Politik, was wiederum einen positiven Einfluss auf die
politische Beteiligung hat (Wiedemann 2006; Delli Carpini und Keeter 1996). Schliesslich hat
ein hoheres Bildungsniveau einen Einfluss auf das soziale Netzwerk, und die politische
Mobilisierung. Eine Person mit hohem Bildungsniveau hat wahrscheinlicher eine politisch
engagierte Person in ihrem Umfeld von Freunden und Arbeitskollegen als eine niedriggebildete
Person. Weiter ist die Wahrscheinlichkeit bei Personen mit einem hohen Bildungsniveau
grosser, dass sie in Berlhrung mit politischen Kampagnen kommen. Diese beiden Punkte
haben einen positiven Effekt auf die politische Beteiligung (Sondheimer und Green 2010, 186).
Das Bildungsniveau beeinflusst demnach alle Einflussfaktoren des CVM: Ressourcen,
politische Involvierung und politische Mobilisierung. Innerhalb der sozialen Gruppe der
Personen mit einem tiefen soziobkonomischen Status sind Personen mit einem formal tiefen
Bildungsniveau noch starker untervertreten (Whelan 2019, 237).

Je nach Form der politischen Partizipation hat die Bildung einen unterschiedlich starken
Effekt. Nicht-institutionalisierte Beteiligungsformen wie Petitionen unterschreiben, in einer
lokalen Interessensgruppe mitarbeiten, Geld spenden oder politischer Konsum werden stérker
vom Bildungsgrad beeinflusst als institutionalisierte Formen wie wahlen (Marien, Hooghe, und
Quintelier 2010, 199-204; Rossel und Schenk 2018, 277). Weiter wird ein starker
Zusammenhang bei Online-Formen der politischen Partizipation beobachtet, was ebenfalls auf
kognitive Féhigkeiten zurlckgefiihrt werden kann. Es braucht internetspezifische Féhigkeiten,
welche durch Bildung gestarkt werden (Dalton 2017a). Es gibt verschiedene Modelle zur
Erklarung des Einflusses vom Bildungsniveau auf die politische Partizipation: Das absolute

Bildungsmodell, das relative Bildungsmodell und das Sozialisierungsmodell (vgl. Abb. 5).
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Soziodkonomischer Status

Soziotkonomischer Status der Familie Fahiakeiten
Politische Sozialisation in der Familie ——3> Bildung — — = Wisen — — = Politische Partizipation

Individuelle Charaktereigenschaften \/y
Das absolute Bildungsmodell

Das relative Bildungsmodell
—> Das Sozialisierungsmodell

Abb. 5: Theoretische Modelle zum Zusammenhang von Bildung und politischer Partizipation
Quelle: Eigene Darstellung nach Mikael Persson (2015, 690)

Das absolute Bildungsmodell reprasentiert eine konventionelle Sichtweise auf den
Einfluss der Bildung. Durch Bildung werden zivile Fahigkeiten und politisches Wissen
gesteigert, was wiederum die politische Partizipation erh6ht. Es wird davon ausgegangen, dass
die Lerninhalte der Schulzeit einen positiven Einfluss auf die kognitiven Féahigkeiten eines
Individuums ausuben (Persson 2015, 690). Zuséatzlich zu den Fahigkeiten und dem Wissen
wird durch die Bildung das Gefuhl der politischen Wirksamkeit gesteigert. Einerseits entsteht
die Uberzeugung, dass durch die Beteiligung Entscheidungen beeinflusst werden kénnen.
Andererseits wird die Selbsteinschdtzung beeinflusst, so dass man sich selbst als politisch
kompetent bewertet. Insgesamt wird durch Bildung das Gefuhl gesteigert, eine wirksame Rolle
in der Politik einnehmen zu kdnnen (Jackson 1995, 280). Das absolute Bildungsmodell ist auf
der Individualebene angesiedelt und beschreibt die individuelle Bildung als direkten Einfluss.
Je mehr Bildung eine Person hat, desto grdsser ist die Chance, dass sie sich politisch beteiligt
(Persson 2015, 691).

Das relative Bildungsmodell sieht den direkten Einfluss auf politische Beteiligung im
sozio6konomischen Status. Ein hoher soziotkonomischer Status fiihrt zu einer zentralen
Position in der Gesellschaft. Dadurch steigt die Chance, dass man durch sein Netzwerk zur
Teilnahme ermutigt wird (ebd., 693). Befurworter dieses Modells stiitzen ihr Argument auf die
unterschiedlichen Mechanismen auf der Mikro- und Makroebene. Auf der Mikroebene lasst
sich beobachten, dass bei hoherer Bildung die Beteiligung steigt. Ware die Bildung der direkte
Einfluss, wiirde das auf der Makroebene bedeuten, dass bei allgemein hoherer Bildung in der
Gesellschaft die allgemeine Beteiligung steigen muss. Dies konnte empirisch jedoch nicht
gepruft werden, weshalb das relative Bildungsmodell Bildung als direkten Einfluss ablehnt und
der soziobkonomische Status als urspringlicher Einfluss betrachtet (Pelkonen 2012: 68). Wie

stark der Einfluss der Bildung bzw. des soziotkonomischen Status auf die politische
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Partizipation ist, steht in Relation zum allgemeinen Bildungsniveau. In einem Umfeld mit
allgemein tiefem Bildungsniveau braucht es nur wenig Bildung, um eine zentrale Position mit
Verbindungen zu rekrutierenden Netzwerken zu erreichen. Gegensatzlich braucht es besonders
viel Bildung in einem Umfeld mit einem generell hohen Bildungsniveau, um eine solche
Position zu erlangen (Persson 2015, 693).

Das Sozialisierungsmodell beschreibt Faktoren aus der Kindheit als Ursache fir
unterschiedliche politische Partizipation. Der soziokonomischen Status der Familie, die
politische Sozialisation im familiaren Umfeld und individuelle Charaktereigenschaften
beeinflussen einerseits, welchen Bildungsweg eingeschlagen wird, und andererseits politische
Einstellungen und Verhaltensweisen. Die individuellen Charaktereigenschaften als Ursache
fassen Einflusse wie Intelligenz, genetische Faktoren und personliche Charaktereigenschaften
zusammen. Bildung wird demnach als stellvertretender Einfluss fiir die Erfahrungen aus der
Kindheit bewertet. Unterstiitzend fir dieses Modell ist der Befund, dass politische
Einstellungen und Verhaltensweisen sich friih im Lebensverlauf bilden und kaum veréndern
(ebd., 691).

Alle drei Modelle haben ihre Berechtigung und bieten drei verschiedene Zusammenhéange
fir den empirischen Befund, wieso niedriggebildete Personen strukturell politisch
untervertreten sind. Das Bildungsniveau zeigt sich als starker Einflussfaktor auf verschiedene
Arten der politischen Partizipation. Besonders die Beteiligung bei nicht-institutionalisierte
Formen wird vom Bildungsniveau beeinflusst. Durch die Bildung werden Fahigkeiten und
Ressourcen gefordert, welche die politische Partizipation begunstigen. Bildung ist in diesem
Sinn eine der wichtigsten Ressourcen fir die politische Partizipation, unabhangig von der

Beteiligungsform.

5.3.4 Personen mit Migrationshintergrund

Der negative Zusammenhang des Migrationshintergrundes und der politischen Beteiligung ist
ein etablierter Befund in der Partizipationsforschung (Cueni und Fleury 1994; Heusser 2001,
Morales und Giugni 2011). Zunachst wird definiert, welche Personengruppe unter Personen
mit Migrationshintergrund (MH) gemeint ist. Anschliessend wird aufgearbeitet, welche
Madglichkeiten in der Schweiz existieren und argumentiert, wieso eine politische Integration

wunschenswert ist. Abschliessend wird der aktuelle Forschungsstand besprochen.
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Die Bestimmung der Personen mit MH orientiert sich in dieser Arbeit an der Definition des
Bundesamts fur Statistik (BFS): «Personen ausléandischer Staatsangehorigkeit und
eingeblrgerte Schweizerinnen und Schweizer — mit Ausnahme der in der Schweiz Geborenen
mit Eltern, die beide in der Schweiz geboren wurden — sowie die geburtigen Schweizerinnen
und Schweizer mit Eltern, die beide im Ausland geboren wurden» (BFS o. J.). Damit fallen
beide, Personen mit und ohne Schweizer Staatszugehdrigkeit, in die Gruppe der Personen mit
MH. Wenn explizit von Personen ohne Staatszugehorigkeit gesprochen wird, wird die Gruppe
als ausléandische Bevdlkerung beschrieben. Weiter kann die politische Partizipation von
Personen mit MH aus zwei Perspektiven heraus betrachtet werden. Es gibt die
herkunftslandorientierte und aufnahmelandorientierte Partizipation (Wiedemann 2006). In
dieser Arbeit liegt der Fokus auf der Beteiligung im Aufnahmeland.

Die soziale Gruppe der Personen mit MH lasst sich in zwei Kategorien aufteilen. Auf der
einen Seite gibt es Personen mit MH mit Schweizer Staatsbirgerschaft und der damit
verbundenen Zugénglichkeit der demokratischen Prozesse. Auf der anderen Seite gibt es
Personen mit MH, welche keinen Schweizer Pass haben und nur bedingten Zugang zu
politischen Partizipationsformen haben. Im Allgemeinen nehmen die gleichen Faktoren auf die
politische Partizipation Einfluss, unabhéngig davon, ob eine Person einen MH hat oder nicht
(Didier Ruedin 2018, 256). Entscheidend fur die Untervertretung der Personen mit MH in den
demokratischen Prozessen ist die ungleiche Verteilung der Ressourcen. Die Griinde fir das
Nicht-Partizipieren kdnnen flr Personen mit MH analog zum CVM gezogen werden (vgl. S.
34): Personen mit MH beteiligen sich politisch nicht, weil sie nicht kénnen (fehlende politische
Rechte oder Ressourcen), weil sie nicht wollen (fehlendes Interesse) oder weil sie nicht
mobilisiert werden (fehlendes rekrutierendes Netzwerk) (Alpiger und Vatter 2017, 17).

Die Gruppe von Personen mit MH ohne Schweizer Staatsburgerschaft hat auf
Bundesebene keinen Zugang zum Stimm- und Wahlrecht. Die Diskussion zur Offnung dieser
politischen Rechte fir die auslandische Wohnbevoélkerung dauert bereits lange an. Im Kanton
Neuenburg wurde das Stimm- und Wahlrecht fur Auslander*innen auf Gemeindeebene bereits
1849 eingefiihrt. Bis heute haben sich verschiedene Gemeinden und Kantone dieser Offnung
angeschlossen. Auf kantonaler Ebene etablierten bisher Neuenburg und Jura das
Auslanderstimmrecht (vgl. Abb. 6). In anderen Kantonen wie Bern, Waadt und Basel Stadt, in
denen Vorstosse zur Offnung lanciert wurden, wurde das Auslanderstimmrecht in den

vergangenen Jahren abgelehnt (Rothenbuhler, Ehrler, und Kissau 2012, 44).
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Ubersicht des Stimm- und Wahlrechts fiir die ausliandische
Wohnbevdlkerung in den Schweizer Kantonen

In der Schweiz haben ausléandische Burger*innen kein Stimm- und Wahlrecht auf der
nationalen Ebene. Auf kantonaler und kommunaler Ebene haben die Kantone die
Kompetenz, das Stimm- und Wahlrecht auch fur die auslandische Bevélkerung zu 6ffnen.
Dabei gibt es Unterschiede bei dem Zugang zum aktiven (wahlen gehen) und dem
passiven (gewahlt werden) Wahlrecht.

Stimm- und aktives Wahlrecht auf Kantonsebene:
Jura (seit 1979), Neuenburg (seit 2000)

Stimmrecht und aktives und passives Wahlrecht in allen Gemeinden:
Neuenburg (seit 1849), Jura (seit 1979), Waadt (seit 2003), Genf (seit 2005, kein passives
Wabhlrecht), Freiburg (seit 2006)

Fakultatives Stimm- und Wahlrecht in den Gemeinden:
Appenzell Ausserrhoden (seit 1995), Graubiinden (seit 2003), Basel-Stadt (seit 2005, nur
Gemeinden Bettingen und Riehen)

Abb. 6: Ubersicht Stimm- und Wabhlrecht der ausléandischen Bevélkerung in der Schweiz
Quelle: Eigene Darstellung nach Rothenbuhler, Ehrler und Kissau (2012, 45; vgl. EKM 2019)

Diese Debatte lasst sich in eine generelle Offnung der Demokratie im historischen Verlauf
einbetten. Bis 1971 waren in der Schweiz weniger als ein Drittel der Bevolkerung wahl- und
abstimmungsberechtigt. Mit der Einfuhrung der politischen Rechte fir Frauen entstand eine
umfangreichere Inklusion der Bevdlkerung. Bis heute werden ungefahr ein Drittel der
Bevolkerung vom Stimm- und Wahlrecht ausgeschlossen (vgl. Abb. 7). Zu dieser Gruppe
gehoren Personen ohne Schweizerpass, Schweizer*innen unter 18 Jahren und unmindige
Personen (Luscher 2017). Die Exklusion dieser Gruppen entspricht dem demokratischen
Grundsatz, dass alle Erwachsenen in die demokratischen Prozesse einbezogen werden sollen,
abgesehen von Durchreisenden und Personen mit geistigen Einschrankungen (vgl. Kapitel
4.1.3).
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Abb. 7: Wahl- und Abstimmungsrecht in und Beteiligung in Prozent in der Schweiz von 1919 bis 2011
Quelle: Eigene Darstellung nach swissinfo.ch (Lischer 2017)

Formal ist die Frage geklart, wie lange eine Person in die Kategorie der Durchreisenden
fallt, bis zum Erhalt der Schweizer Staatsblrgerschaft. Normativ betrachtet entsteht jedoch ein
Spannungsfeld zum Prinzip der generellen Inklusion und der Idee, dass diejenigen
mitbestimmen sollen, welche von den Entscheidungen betroffen sind. Personen ohne
Schweizer Staatsbiirgerschaft befinden sich oft nicht wie Dahl formuliert auf ‘Durchreise’,
sondern sind permanent und langfristig in der Schweiz sesshaft. Weiter wiirde es auch im
Interesse des Staates liegen, das Partizipationsrecht auszuweiten, um die demokratische
Legitimierung zu erhéhen. Ein langfristiger Ausschluss fuhrt zu einer Herrschaft der Personen
mit Staatsbirgerschaft (ber diejenigen ohne (Walzer 2010) ° . Niedergelassene
Auslander*innen sind gleichermassen dem Rechtssystem unterworfen wie Einheimische und
sollten daher in der Rechtssetzung reprasentiert sein. Ein langfristiger Ausschluss vom Wahl-
und Stimmrecht ist daher nicht gerechtfertigt (Baubdck 2002, 2) Daraus lasst sich folgern, dass:
«Die Gewahrung von Partizipationsmdglichkeiten in einem angemessenen Zeitrahmen [...] den

Entscheidungsprozessen mehr Legitimitat [gibt]» (Cyrus und Vogel 2008, 18).

9 Das Buch «Spheres of Justice” von Michael Walzer erschien erstmals 1983 im Basic Books Verlag in New York.
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Neben dieser normativen Begriindung fiir die politische Integration von Personen mit MH
gibt es eine funktionelle und eine symbolische Begriindung. Die funktionale Begriindung stiitzt
sich darauf, dass Informationen (iber die Personen gegeben sein missen, die von Institutionen
und Entscheidungen betroffen sein werden. Fir die Informationsbeschaffung braucht es einen
Austausch zwischen den repréasentativen Regierungsmitgliedern und den Betroffenen. Diese
Funktion ist dann erfullt, wenn alle verschiedenen Interessen und Probleme im Austausch
integriert sind (Cyrus und Vogel 2008, 13). Die symbolische Begriindung geht davon aus, dass
durch eine politische Integration der Zusammenhalt in der Gesellschaft gefordert wird. Wenn
die auslandische Bevolkerung sich bei Entscheidungen beteiligen kann, steigt die
Identifikation mit der Gemeinschaft. Dieser Mechanismus wird durch das sichtbare
Einbeziehen von Personen mit MH begunstigt (ebd., 16).

Es gibt zwei Losungen, wie die Integration der auslandischen Bevolkerung gelingen kann.
Entweder durch die Offnung des Zugangs zur Staatsbiirgerschaft oder durch die Ausweitung
der Partizipationsmoglichkeiten wie beispielsweise durch das Wahlrecht auf Gemeindeebene
(Baubock 2002, 18) . Die Etablierung von neuen und zugéanglichen Partizipationsformen
erhoht die generelle Inklusion und kann aus normativer, funktionaler und symbolischer
Sichtweise als wiinschenswert betrachtet werden. Die Applikation ‘Ziiri wie neu’ ist ein
Beispiel fir eine neue Beteiligungsform, welche auch Personen ohne Schweizer
Staatsbirgerschaft zuganglich ist. Im Umkehrschluss birgt die Exklusion von Personen mit
MH negative Folgen fir eine Demokratie. Erstens wird das demokratische Prinzip der
Reprasentation und Verantwortlichkeit untergraben. Zweitens wird der Rolle der aktiven
Partizipation fiir die Bildung einer politischen Gesellschaft infrage gestellt. Drittens werden
dadurch Personen mit MH nachhaltig als Aussenseiter der Gesellschaft dargestellt. Und
schliesslich hat die politische Exklusion negative Folgen auf die soziale und 6konomische
Integration von Personen mit MH (Morales und Giugni 2011, 1). Die Vertretung von
ethnischen Minderheiten in demokratische Prozesse ist aus gerechtigkeitstheoretischer
Perspektive winschenswert, um ihre Interessen einbringen zu kénnen (Alpiger und Vatter
2017, 17).

10 Fir eine ausfiihrliche Aufarbeitung zur Integration von Personen mit MH in die demokratischen Prozesse vergleiche den
Bericht von Rainer Baubdck «Wessen Stimme zahlt?» (2002).
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Nachdem aufgezeigt wurde, welche politischen Zugénge in der Schweiz der auslandischen
Bevolkerung zur Verfligung stehen und wieso eine stdrkere politische Integration
wiinschenswert ist, wird nun auf verschiedene Erkenntnisse aus der Forschung zur politischen
Partizipation von Personen mit MH eingegangen. Die politische Integration von Personen mit
MH kann nach Morales und Giugni (2011) auf drei Ebenen untersucht werden, auf der Mikro-,
Meso- und Makroebene. Auf der Mikroebene spielen die individuellen Merkmale eine Rolle.
Auf der Mesoebene ist die Integration in soziale Netzwerke entscheidend. Auf der Makroebene
werden die Mdéglichkeitsstrukturen des Wohnortes betrachtet. Diese drei Einflisse missen in
der Forschung zur politischen Inklusion von Personen mit MH berticksichtigt werden (ebd., 5-
10). Die Studie zeigt, dass es einen grossen Unterschied in der politischen Partizipation
zwischen der einheimischen und ausléandischen Bevolkerung gibt. Am starksten dussert sich
dies in institutionell verankerten und formellen Formen der politischen Partizipation aufgrund
fehlender Rechte und Zugénge. Ein klares Ergebnis der Studie ist, dass die ausléandische
Bevolkerung generell ein geringeres Interesse an der Politik des Ankunftslandes hat als die
einheimische (ebd., 262-63). In der Schweiz zeigt sich dieser Befund beispielsweise an der
tiefen Wahlbeteiligung von Personen mit MH. Bei den eidgendssischen Wahlen 2015 haben
sich Personen mit MH deutlich weniger beteiligt (vgl. Abb. 8). Im Jahr 2019 zeichnet sich ein

ahnliches Bild ab und untermauert die Untervertretung (Tresch u. a. 2020).

Beide Eltern im Ausland geboren
Ein Elternteil im Ausland geboren
Beide Eltern in der Schweiz geboren
Im Auslang geboren I
Bei Geburt nicht Schweizer GG
In der Schweiz und als Schweizer geboren I

0 10 20 30 40 50 60
Abb. 8: Wahlbeteiligung in Prozent von Personen mit Migrationshintergrund bei den eidg. Wahlen 2015
Quelle: Bericht zur Wahlteilnahme und Wahlentscheid von Selects - FORS (G. Lutz 2016, 15), eigene Darstellung

Die oberen drei Merkmale beziehen sich auf den Migrationshintergrund der Eltern. Die unteren drei
Migrationsmerkmale beziehen sich auf das Individuum selbst.

Eggert und Giugin (2010) untersuchen in ihrer Studie den Einfluss von Mitgliedschaften
bei verschiedenen Organisationen auf das politische Interesse und die Partizipation

(Mesoebene). Untersuchungsgegenstand sind Personen mit italienischem, kosovarischem und
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tirkischem MH ohne Schweizer Staatszugehorigkeit in Zirich. Es werden verschiedene
Formen der politischen Beteiligung untersucht, deren Zugang auch ohne Schweizer Pass
moglich ist wie das Kontaktieren von Politikern, das Mitarbeiten bei einer politischen Partei
oder die Teilnahme an einer Demonstration. Die Organisationen werden in zwei Kategorien
unterteilt, die unterschiedliche Ressourcen fordern. Mitgliedschaften bei ‘ethnischen’
Organisationen starkt den Zusammenhalt innerhalb der ethnischen Gemeinschaft. Die
Zugehorigkeit bei einer ‘cross-ethnischen’ Organisation fordert die Verbindung zwischen
verschiedenen Gruppen. Die Autoren konnten zeigen, dass bei allen drei ethnischen Gruppen
ein positiver Zusammenhang zwischen der Mitgliedschaft bei einer Organisation und der
politischen Partizipation besteht. Die Mitgliedschaft bei Organisationen wie Verbénden fordert
die politische Integration. Die Autoren mussten jedoch feststellen, dass individuelle Faktoren
(Mikroebene) einen stérkeren Einfluss auf das politische Interesse haben. Vertrauen in
Institutionen, die ldentifizierung mit der Gesellschaft des Ankunftslandes sowie das Interesse
an der Herkunftslandpolitik sind entscheidende Einflisse (ebd., 198).

Auf der Makroebene wird der Einfluss der Mdoglichkeitsstrukturen der politischen
Partizipation auf die Beteiligung von Personen mit MH untersucht. Cinalli und Giugni (2011)
haben im Rahmen ihrer Studie die Strukturen verschiedener européischen Stadte untersucht
und dabei unter anderem Zirich genauer betrachtet. Die politische Beteiligung der
auslandischen Bevolkerung ist in Zirich mit rund 20 % relativ gering (Genf rund 40 %). Dies
ist Ausdruck der geringen Maglichkeiten und eingeschrankten Rechten. In Genf beispielsweise
hat die auslandische Bevélkerung Zugang zum aktiven Wahlrecht. Generell ist die Schweizer
Migrationspolitik so ausgelegt, dass der auslandischen Bevolkerung der Gastarbeiter-Status
zugeschrieben wird. Dies zeigt sich durch die hohen Barrieren zum Erlangen der Schweizer
Staatsburgerschaft und die strikten VVorgaben fir eine langfristige Aufenthalte. Diese Haltung
wird unterstrichen von Regelungen wie dem Minarett-Verbot oder dem Fehlen von
offentlichen Schulen fir Minderheiten. Es kann abschliessend gesagt werden, dass der
politische Kontext und die politischen Partizipationsmoglichkeiten einen Einfluss auf die
politische Partizipation der auslandischen Bevélkerung haben. Je besser diese ausgebaut sind,
desto hoher ist die Beteiligung (ebd., 43-61).

Eine verbreitete Annahme ist der Einfluss der sozialen Herkunft von Personen mit MH auf
die politische Beteiligung. Personen mit MH sind oft junge Erwachsene mit tiefem

Bildungsniveau und geringem Einkommen. Wie bereits besprochen sind dies Faktoren, die die

51



Ungleichheit in der politischen Partizipation

politische Beteiligung hindern. Der negative Einfluss wird verstarkt durch eine fehlende
soziale Integration im Ankunftsland. Das Gefuihl, ein vollwertiges Mitglied in der Gesellschaft
des Ankunftslandes zu sein, fordert das Interesse an politischen Fragen und das Gefiihl der
Betroffenheit. Schliesslich besagt die Sozialisierungsthese, dass Personen sich eher politisch
beteiligen, wenn ihre Eltern sich beteiligen. Diese Vorbildfunktion fehlt vielen Personen mit
MH (Didier Ruedin 2016).

Die normative Herleitung sowie die funktionale und symbolische Begriindung haben
aufgezeigt, dass aus demokratietheoretischer und gerechtigkeitstheoretischer Sichtweise die
politische Integration von Personen mit MH wiinschenswert ist. Grundsétzlich sind es die
gleichen Grunde, welche Personen mit MH von einer politischen Beteiligung abhalten, wie bei
Personen ohne MH. Diese werden jedoch durch eine fehlende politische Sozialisierung im
Ankunftsland und fehlendem Zugehorigkeitsgefuhl verstarkt. Die Ergebnisse der
besprochenen Studien haben gezeigt, dass die Ausweitung von Partizipationsmoglichkeiten
eine Losung fiir die Untervertretung sein kann. Neue, zugingliche Formen wie ‘Ziiri wie neu’
konnten das Potenzial haben, die politische Integration und die allgemeine politische

Beteiligung von Personen mit MH zu férdern.
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6 Veranderung durch Digitalisierung

Bisher lag der Fokus auf der Beteiligung bei politischen Partizipationsformen, die offline
stattfinden wie zum Beispiel abstimmen und wéhlen, bei Demonstrationen teilnehmen oder
Petitionen unterschreiben. Das CVM hat aufgezeigt, dass es unterschiedliche Ressourcen (Zeit,
Geld, Kompetenzen) gibt, welche die Beteiligung begiinstigen. Je nach Art der Partizipation
sind unterschiedliche Ressourcen entscheidend. Ein hohes Einkommen hat beispielsweise
einen positiven Einfluss auf die Spende-Beteiligung bei politischen Kampagnen (vgl. Kapitel
5.2). Aufgrund einer ungleichen Verteilung der partizipationsférdernden Ressourcen Uber
verschiedene soziale Gruppen kommt es dazu, dass Frauen, junge Erwachsene, Personen mit
einem formal tiefen Bildungsniveau und Personen mit MH untervertreten sind. Das ist fiir eine
Demokratie insofern problematisch, dass nicht alle Interessen gleichermassen vertreten sind
und unterschiedlich stark Einfluss auf kollektive Entscheidungen genommen wird. Eine
Losung fur dieses Demokratiedefizit ist die Erweiterung der Beteiligungsformen.

Der Einzug des Internets in das alltdgliche Leben hat zu einer Zunahme von
Partizipationsmdglichkeiten geflihrt. Besonders die Erweiterung von nicht-institutionelle
Formen wurde durch das Internet beginstigt (Zufiga u. a. 2010, 38; Dalton 2020). Neue
Online-Mdglichkeiten wie das Unterschreiben von Online-Petitionen, das Teilen von
Beitragen oder das Abonnieren eines politischen Newsletter haben sich in unserem Alltag
integriert (Zdfiga u. a. 2010, 38). Wie bereits angesprochen (vgl. Kapitel 5.3.2 hangen Offline-
und Online- Partizipation oftmals zusammen (Calenda und Meijer 2009, 888). Trotzdem haben
Online-Partizipationsformen das Potenzial, die Struktur der politischen Beteiligung zu
veréndern. Es stellt sich die Frage, ob neue Online-Formen die Ungleichheit in der Beteiligung
verringern kann oder ob diese noch verstarkt wird.

Es gibt verschiedene Sichtweisen auf die Beantwortung dieser Frage. Vertreter*innen der
Mobilisierungsthese (mobilization thesis) gehen davon aus, dass das Internet eine
mobilisierende Wirkung auf die untervertretenen Gruppen hat (Rojas und Puig-i-Abril 2009;
Gibson, Lusoli, und Ward 2005). Fir die Verringerung der Ungleichheit spricht, dass durch
die Erweiterung der Partizipationsformen mehr Personen mit unterschiedlichen Ressourcen in
den politischen Diskurs integriert werden kénnen (Dalton 2017a). Die Verstarkungsthese
(reinforcement thesis) wiederum warnt davor, dass durch das Internet bestehende
Ungleichheiten in der Partizipation verstarkt werden, da Zugang zum Internet und die damit

verbundenen Fahigkeiten je nach soziodkonomischem Status variieren (Norris 2001;
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Schlozman, Verba, und Brady 2010). Eine weitere Sichtweise ist, dass die Ungleichheit in der
politischen Partizipation durch das Internet unverandert bleiben. Nach dieser Perspektive
werden Online-Beteiligungsformen als Erweiterung der Offline-Mdglichkeiten betrachtet,
welche den Status Quo bewahren (Calenda und Meijer 2009; Einstein, Palmer, und Glick 2019).
In dieser Arbeit wird versucht, durch die Beantwortung der ersten Forschungsfrage, wer sich
bei ‘Ziiri wie neu’ beteiligt, unterstiitzende Argumente fiir eine der drei Sichtweisen
herauszuarbeiten. Zunéchst wird als Beispiel fur eine neue Online-Partizipationsmdglichkeit
‘Ziiri wie neu’ vorgestellt und in den E-Democracy und Open Government Kontext eingebettet.
Danach wird der Forschungsstand zu den Einflussfaktoren auf die politische Beteiligung bei
Online-Formen aufgearbeitet, um die relevanten Ressourcen zu identifizieren. Abschliessend
wird betrachtet, was diese Entwicklung fur die jeweilig besprochenen untervertretenen
Gruppen bedeutet. Daraus wird abgeleitet, welche Strukturen bei der Nutzung von ‘Ziiri wie
neu’ im Vergleich zu Abstimmungs- und Wahlbeteiligungen in der Stadt Zirich erwartet

werden.

6.1 ‘Ziiri wie neu’ im Kontext der E-Demokratie

‘Zuri wie neu’ ist eine lokale Méngelmelder App, deren Vorbild aus England stammt. Wéhrend
die englische Version ‘fix my street’** von der NGO ‘mySociety’*? erfunden und bereitgestellt
wird, wird ‘Ziiri wie neu’ von der Ziircher Stadtverwaltung betrieben (Stiirmer 2020). In einem
ersten Schritt wird nun die Idee und Funktionsweise von ‘Ziiri wie neu’ als Online-
Partizipationsform vorgestellt. In einem zweiten Schritt wird die App in die Entwicklung der

E-Government Bewegung eingebettet.

11 vgl. www.fixmystreet.org
12 vgl. www.mysociety.org
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‘i«‘f" Stadt Zurich

Zuri wie neu

Ungefdhre Adresse des Schadens
L . AP
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Stadtplan

Klicken Sie in die Karte um den Schaden zd
lokalisieren
<5 [ Cr '8 .

Abb. 9: Screenshot der App 'Ziri wie neu' [29.09.2020]

6.1.1 Was ist ‘Ziiri wie neu’?

‘Ziiri wie neu’ ist ein Méangelmelder der Stadt Ziirich und bietet eine Moglichkeit zur aktiven
Partizipation an der ¢ffentlichen Infrastruktur. Die Zusammenarbeit zwischen der Bevdlkerung
und der Stadtverwaltung soll durch die Plattform gefordert werden (Stirmer und Ritz 2014).
Mit ‘Ziiri wie neu’” mochte die Stadt Ziirich einen Schritt in die Richtung der digitalen Zukunft
gehen und ein starkes Signal fiir die Blirgerbeteiligung setzen (Stadt Zurich 2014). Im Rahmen
eines Ideenwettbewerbs der Stadt Ziirich ging ‘Ziiri wie neu’ als Sieger hervor.

Das Grundprinzip der Plattform ist, dass Personen einen Mangel in der Stadt Zurich wie
beispielsweise Schlaglocher, defekte Lichtinstallationen oder Beschadigungen durch

Vandalismus direkt der Stadtverwaltung melden kénnen. Durch die Nutzung der Smartphone-
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Applikation (vgl. Abb. 9) oder der dazugehtrigen Website www.zueriwieneu.ch (vgl. Abb. 10)
kdnnen Personen den Schaden lokalisieren, ein Foto davon hochladen und einen Kommentar

hinterlassen. Beim Melden eines Schadens miissen Personen ihre Telefonnummer und

Eine Meldung erfassan  Alls Maldungen Hilte

Melden Sie Schaden an der Infrastruktur von Zurich

Ungefahre Adresse des Schadens:

z.B. ‘Langstrasse’ oder ‘Basteiplatz’

Los

or use my location

Erfassen Sie eine neue Meldung: Kirzlich erfasste Meldungen:

1 Ungefédhre Adresse des Schadens Verbleichtes uraltes schi

11:59 heute

Lokalisieren Sie den Schaden auf der Karte
2 : : Graffiti an der Wand

11.08 heute

3 Beschreiben Sie den Schaden

l Verschmutzung
10:11 heute
62 3 52 Auf dem Trottoir der Seestr
10.04 heute
Meldun in der letzten bearbeitete Meldun im letzten ~
gev';och, Mo,mge“ An der Kreuzung Lavater-Breitlingstr.

Abb. 10: Screenshot der Internetseite ‘Ziiri wie neu’ [16.10.2019]
Quelle: www.zueriwieneu.ch

E-Mail-Adresse angeben. Die Kontaktdaten werden ausschliesslich intern genutzt, falls es
Rickfragen zur Schadensmeldung gibt. Um die Bearbeitung der Meldung mdglichst effizient
zu  gestalten, muss die  Schadensmeldung einer  Schadenskategorie  wie
«Signalisation/Lichtsignal» oder «Graffiti» zugeordnet werden. In einem ersten Schritt wird in
der Stadtverwaltung gepruft, ob die eingegangene Meldung tatsachlich eine Schadensmeldung
ist und nicht etwa ein Verbesserungsvorschlag oder eine diffamierende Ausserung. Bei
korrekter Schadensmeldung wird die Anfrage innerhalb eines Arbeitstages an die zustandige
Stelle weitergeleitet. Diese ibernimmt die inhaltliche Bearbeitung der Meldung innerhalb von
flnf Arbeitstagen und gibt der Person, die den Schaden gemeldet hat, ein Feedback. Nach
diesem Prozess wird die Meldung 6ffentlich in der App zugénglich gemacht. Die Behebung

des Schadens ist abhdngig von den Umstdnden. Zum Beispiel wird eine defekte
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Lichtinstallation mdglichst rasch repariert, Abfall wird mit der nédchsten regulédren
Entsorgungstour eingesammelt und Graffitis werden oftmals nicht entfernt, da sie sich nicht
auf stadtischem Boden, sondern auf Privatgrund befinden. Das Angebot ‘Ziiri wie neu’ wurde
im April 2013 eingefuhrt und bis Dezember 2016 gingen rund 10'000 Schadensmeldungen ein.
Pro Tag entspricht dies ungeféahr sieben Meldungen (Abu-Tayeh, Portmann, und Stiirmer 2017,
530-37). Im September 2020 gingen 351 Meldungen ein, was zirka 11-12 Meldungen pro Tag
entspricht (Stadt Zirich o. J.). Durch die laufend steigende Beliebtheit der Plattform konnte im
Juli ‘Ziiri wie neu’ um die Schadenskategorie ‘Schédlinge’ erweitert werden. Das Ziel der
Einflihrung dieser Kategorie ist, dass moglichst schnell auf unerwiinschte und gebietsfremde
Tierarten wie Tigermiicken reagiert werden kann, und die Verbesserung der Dienstleistung der
Schadlingspravention und -beratung fir die Bevolkerung (Stadt Zurich 2019).

Die Einordnung von ‘Ziiri wie neu’ als Online-Partizipationsform kann von der zu Beginn
gegebenen Definition der politischen Partizipation abgeleitet werden. Unter politischer
Partizipation werden Verhaltensweisen zusammenfasst, die einen Einfluss auf politische
Entscheidungen direkt oder indirekt beabsichtigen (Van Deth 2009, 141). Konkret umfassen
diese Handlungen beispielsweise wéhlen, andere Personen mobilisieren, Gemeinschaftsarbeit
oder mit Verwaltungen in Kontakt treten (Verba, Schlozman, und Brady 1995, 2). Durch “Ziiri
wie neu’ kann die Bevolkerung mit der Verwaltung in Kontakt treten und Einfluss auf
Entscheidungen (ber die Ausgestaltung des o6ffentlichen Raums nehmen. Weiter beteiligen
sich Einzelpersonen freiwillig bei der Mé&ngel-App. Die Beteiligung bei ‘Ziiri wie neu’ erfiillt
demnach die Komponenten der politischen Partizipation (vgl. Kapitel 3.1). Weiter kann ‘Ziiri
wie neu’ als eine Online-Beteiligungsform eingeordnet werden, da jegliche Formen vom
Teilen und zugéanglich machen von Inhalten dieser Kategorie zugeteilt werden kdnnen (C. Lutz,
Hoffmann, und Meckel 2014, 2). Die politische Online-Partizipation hebt sich zuséatzlich ab,
indem neben dieser ersten kreativen Dimension (Erstellen und Teilen von Beitragen) noch zwei
weitere relevant sind. Die soziale Dimension beschreibt, dass das Erstellen und Teilen von
Inhalten meist in einer Community eingebettet sind. Die motivationale Dimension bezieht sich
auf die Absicht der Online-Partizipation, welche einen sozialen Zweck verfolgt. Aus diesen
drei Dimensionen lassen sich eine Definition flr die politische Online-Partizipation ableiten:
Unter politischer Online-Partizipation wird das Erstellen und Teilen von Beitrdgen im Internet
verstanden, welches sich an eine bestimmte Community richtet und einen sozialen Zweck
verfolgt (Hoffmann, Lutz, und Meckel 2015, 696; Hargittai und Jennrich 2016, 201).
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Angewandt auf ‘Ziiri wie neu’ zeigen sich die drei Dimensionen der Definition fiir
politische Online-Partizipation folgendermassen. Fiir die Teilnahme bei ‘Ziiri wie neu’ miissen
die User eine Meldung erstellen und in der ‘Ziiri wie neu’-Community (andere User und
Stadtverwaltung) teilen. Dabei wird ein sozialer Zweck verfolgt, da die Méangel-Meldungen
zur Verbesserung des offentlichen Raumes beitragen. Bei ‘Ziiri wie neu’ handelt es sich
demnach um eine Mdoglichkeit, politisch auf lokaler Ebene online zu partizipieren. Auf der
lokalen Ebene ist die Bevolkerung direkt von politischen Entscheidungen betroffen, was den
Wunsch auf Beteiligung positiv beeinflusst (Gabriel und Norbert 2014, 82). Weiter kann ‘Ziiri
wie neu’ als eine kommunikative, beratende Form der Online-Blrgerbeteiligung eingeordnet
werden (Kubicek 2016, 14). Die Stadtverwaltung appelliert an die Expertise der Blrger*innen
und mochte in Form von Méngel-Meldungen tber das Verbesserungspotenzial des 6ffentlichen

Raums in der Stadt Zirich beratschlagen werden.

6.1.2 Einbettung im E-Demokratie Kontext

Online-Partizipationsmoglichkeiten wie ‘Ziiri wie neu’ gehdren zum Feld der E-Demokratie.
Mit E-Demokratie wird die Etablierung von Informations- und Kommunikationstechniken
(IKT) verstanden, welche die Bevolkerung dazu beféhigen sollen, Volksvertreter*innen fiir
ihre Handlungen im o6ffentlichen Raum zur Verantwortung zu ziehen. Mittels IKT sollen
politische Prozesse transparenter werden, die direkte Involvierung der Bevolkerung gefordert
(wie zum Beispiel durch ‘Ziiri wie neu’) und die Meinungsbildung durch neue Informations-
und Diskussionszugange gestarkt werden (Trechsel u. a. 2003, 3). Durch diese drei Funktionen
der E-Demokratie soll die Distanz zwischen den Regierenden und den Regierten tiberwunden
werden. Darlber hinaus kdnnen durch neue IKT Handlungen der Verwaltung transparenter
gestaltet werden und die Behdrdendienstleistung ausgebaut werden (Gasser u. a. 2010). In
diesem Kontext wird auch der Begriff E-Government (oder Open-Government) verwendet,
unter dem folgendes verstanden wird: «Die Verwaltungstatigkeit soll mit Hilfe der
Informations- und Kommunikationstechnik (IKT) so burgernah und so wirtschaftlich wie
mdoglich gestaltet werden» (BK 2011, 5).

Die Plattform ‘Ziiri wie neu’ kann im Bereich der E-Government eingeordnet werden. Die
Idee einer zuganglichen und integrierenden Verwaltung ist Teil des New-Public-Management-
Modells, welches als Gegenbewegung zum Burokratiemodell von Max Weber entstand. Das

Burokratiemodell beruht auf dem Grundprinzip einer steilen Hierarchie, bei der die
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Burger*innen dem Staat untergeordnet sind. Eine wichtige Rolle dabei spielen strikte
Regulierungen und definierte Prozessablaufe flr den Schutz vor Willkir, Ungleichbehandlung
und Korruption (vgl. Weber 1922). Das Modell wird kritisiert, da es wegen seinen fixen
Strukturen nicht auf die Komplexitat der Umwelt eingehen kann. Es wird eine intensivere
Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Verwaltungsabteilungen und externen Akteuren
sowie eine starkere Arbeitsteilung gefordert. Es kommt zur Abl6sung von Webers
Burokratiemodell durch das New-Public-Management-Modell. Der Hauptunterschied liegt in
dem Status der Bevolkerung. Im New-Public-Management-Modell werden sie nicht mehr der
Verwaltung untergeordnet, sondern werden als Kund*innen 6ffentlicher Leistungen angesehen
auf deren Bedurfnisse eingegangen werden soll. Die Kundenorientierung und die
Weiterentwicklung der IKT fiihren dazu, dass sich die Verwaltung 6ffnet und die Biirger*innen
stérker in ihre Prozesse miteinbezieht. Durch den Wechsel hin zum New-Public-Management-
Modell hat sich das E-Government Konzept etabliert. Die Regierung oder deren Verwaltung
fungiert als Dienstleistungsanbieter und ist daftr verantwortlich, dass alle Akteure, die in die
politischen Prozesse integriert werden sollten, zur Partizipation ermutigt werden. ‘Ziiri wie neu’
ist ein E-Government Instrument und ermdglicht eine aktive Partizipation der Bevélkerung in
der offentlichen Verwaltung (Abu-Tayeh, Portmann, and Stiirmer 2017: 532, 33).

Es kénnen drei Kernargumente identifiziert werden, wieso die Bevolkerung starker in die
Verwaltungsprozesse miteinbezogen werden sollte: Das normative, das substantielle und das
instrumentelle Argument. Die normative Begriindung basiert auf dem Betroffenheitsprinzip
nach Dahl und besagt, dass Burger*innen durch ihre eigene Betroffenheit die besten
Entscheidungen treffen. Das substanzielle Argument besagt, dass Laienurteile Gber Risiken
besser sind als Expertenurteile, da Laien Probleme und Losungen sehen, welche Experten
entgehen. Bezogen auf die Organisation eines Staates werden unter den Laien die
Burger*innen verstanden, die Situationen durch ihre Erfahrungen besser einschatzen kénnen
als die Verwaltung. Die instrumentelle Begriindung weist darauf hin, dass Partizipation die
Legitimitat von Verwaltungen und politischen Entscheidungen erhéht und das Vertrauen in

das System und Entscheidungstrager*innen steigt. Diese drei Argumente begrinden, wieso die
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partizipative Einbindung der Bevoélkerung in die Verwaltung positiv bewertet und zum Beispiel
vom Kanton Zirich®3, der Schweiz** oder der EU* angestrebt wird (Fiorino 1990, 227-28).

6.2 Einflussfaktoren der politischen Online-Partizipation

Es wurde bereits angesprochen, dass durch den Wandel des Verstandnisses, wie ein Staat
organisiert sein soll, und die Etablierung neuer IKT die Zugénglichkeit von Verwaltungen
vereinfacht wurde. Online-Partizipationsmdglichkeiten wie ‘Ziiri wie neu’ haben sich im Zuge
dieser Entwicklung etabliert. Durch die Erweiterung der Beteiligungsmdoglichkeiten fur die
Bevolkerung ist die Hoffnung entstanden, dass die politische Partizipation der Burger*innen
gesteigert und die Ungleichheit zwischen den sozialen Gruppen gemindert werden kann (BK
2011, 13). In diesem Kapitel wird zunéchst auf den Digital Divide eingegangen, welcher die
Ungleichheit im Zugang und der Nutzung von IKT beschreibt. Im darauffolgenden Kapitel
werden Einflussfaktoren der politischen Online-Partizipation behandelt. Es wird untersucht,
welche Ressourcen und damit verbundenen Fahigkeiten Frauen, jungen Erwachsenen,
Personen mit tiefem Bildungsniveau und Personen mit MH zur Verfuigung stehen. Bisher gibt
es nur wenige Studien, die sich mit den Einflussfaktoren auf der Mikroebene wie zum Beispiel
demographischen Merkmalen oder individuelle Motivationen und Einstellungen analysieren
(Steinbach, Wilker, und Schéttle 2020, 17). In diesem Kapitel wird daher ein Versuch
unternommen, die unterschiedlichen Erkenntnisse zusammenzutragen. Anschliessend werden
Annahmen abgeleitet, wie die Beteiligung der jeweiligen Gruppen im Vergleich zum Wahl-
und Abstimmungsverhalten bei ‘Ziiri wie neu’ zu erwarten ist. Gleichzeitig werden
Hypothesen abgeleitet, die den Zusammenhang zwischen individuellen Merkmalen und der

Intensitit der Beteiligung bei ‘Ziiri wie neu’ beschreiben.

6.2.1 Digital Divide

Digital Divide beschreibt die Ungleichheit in der digitalen Gesellschaft aufgrund

unterschiedlicher Zugange zum Internet. Dieser beschrankt sich jedoch nicht nur auf den

13 vgl. www.zh.ch/de/staatskanzlei/digitale-verwaltung-egovernment.html

14 vgl. www.egovernment.ch

15 vgl. www.ec.europa.eu/info/business-economy-euro/egovernment_de

16 Es werden individuelle Einflussfaktoren auf der Mikroebene untersucht. Fiir eine Ubersicht der Einflussfaktoren auf der
Meso- und Makroebene vergleiche die Studie «E-participation on the local level» von Steinbach, Wilker und Schéttle (2020,
17, 26-28).
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physischen Zugang, sondern beinhaltet operationale, formale,
informationsbeschaffungsrelevante und strategische Fahigkeiten. Eine ungleiche Verteilung
dieser Fahigkeiten entlang der Gesellschaft kann zu einer Verstarkung der bisher existierenden
Ungleichheiten fuhren. Ob die entsprechenden F&higkeiten vorhanden sind oder nicht, ist
abhangig von bestimmten Ressourcen (A. Van Deursen und Van Dijk 2011, 894; A. J. Van
Deursen und Helsper 2015, 4; Van Dijk 2005, 7). In der Schweiz hatten 2017 rund 7 % der
Haushalte keinen Internetanschluss. Als Grinde fiir den fehlenden Internetzugang zu Hause
wurde mehrheitlich angegeben, dass kein Bedarf besteht. Andere Grinde sind fehlende
Kenntnisse, zu hohe Kosten, dass der Internetzugang anderswo zur Verfligung steht und
Sicherheitsbedenken (absteigend in dieser Reihenfolge) (BFS 2018, 2). Es wird nun zunéchst
beschrieben, was unter den verschiedenen Fahigkeiten verstanden wird. Anschliessend wird
ein Uberblick der Digital Divide Forschung gegeben.

Die Fahigkeiten, die fur die Nutzung von IKT relevant sind, lassen sich in vier Kategorien
einteilen. Die operationalen Fahigkeiten beschreiben grundlegende Skills, die fur die Nutzung
von digitalen Technologien vorausgesetzt werden (A. Van Deursen und Van Dijk 2011, 895).
Beginnend beim Einschalten eines Computers bis hin zum Abspeichern eines Files in einem
Ordner (Warschauer 2003, 111). Die formalen Fahigkeiten beinhalten Kenntnisse tber die
formalen Merkmale und Strukturen eines Computers und dem Internet. Dazu gehdrt zum
Beispiel zu verstehen, was ein Hyperlink ist und wie damit umzugehen ist (A. Van Deursen
und Van Dijk 2011, 895). Die operationalen und formalen Skills sind weitgehend abhéngig
von mentalen Ressourcen wie Lernféhigkeit oder Beharrlichkeit, von materiellen Ressourcen
(physischer Internetzugang) und sozialen Ressourcen, die die Position in der Gesellschaft und
Beziehungen einer Person beschreiben. Das Alter hat einen entscheidenden Einfluss auf diese
Ressourcen (Van Dijk 2005, 79-80). Weiter sind Fahigkeiten zur Informationsbeschaffung
relevant, welche die Beschaffung bestimmter Informationen mittels des Internets beschreiben.
Fahigkeiten wie das Finden, Auswéhlen und Bewerten von Informationen im Internet gehdren
zu dieser Kategorie (A. Van Deursen und Van Dijk 2011, 895). Ob eine Person (ber diese
Ressourcen verfigt, ist abhédngig vom Bildungsniveau, der beruflichen Téatigkeit und die
Nutzungshaufigkeit von IKT (Van Dijk 2005, 88). Unter den strategischen Féahigkeiten wird
verstanden, dass eine Person das Internet zum Erreichen eines bestimmten Ziels nutzen kann.
Die Nutzung des Internets ist hier mit dem generellen Ziel verbunden, seine eigene Position in
der Gesellschaft zu verbessern (A. Van Deursen und Van Dijk 2011, 895). Zusétzlich zu den
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bisher genannten relevanten Ressourcen sind bei diesen Fahigkeiten weitere Faktoren wie
technisches und politisches Wissen. Personen, die beispielsweise tiber den Umgang mit ihren
personlichen Daten informiert sind oder sich politisch digital einbringen wollen, entwickeln
eher strategische Fahigkeiten (Van Dijk 2005, 89). Wahrend die operationalen und formalen
Fahigkeiten Medium-relevante  Skills  beschreiben,  fokussieren  sich  die
informationsbeschaffungsrelevanten und strategischen Fahigkeiten auf den Inhalt (A. Van
Deursen und Van Dijk 2011, 896). Welche der vier verschiedenen Fahigkeiten einer Person
zur Verfligung stehen, ist vorwiegend abhéngig von ihren Ressourcen. Diese wiederum héngen
mit der Position einer Person in der Gesellschaft zusammen (Van Dijk 2005, 24)*".

Bei unterschiedlichen Formen der Online-Partizipation wurden bisher unterschiedliche
Muster der Nutzung festgestellt. Beispielsweise ist die Beteiligung von Mannern bei
kooperative Plattformen wie Wikipedia viel hdhere als diejenigen von Frauen (Hargittai und
Shaw 2015), wahrend soziale Netzwerke wie Facebook, Instagram oder Twitter stérker in
urbanen Raumen wie in landlichen Gebieten genutzt wird (Alhabash und Ma 2017)@. Es wird
deutlich, dass die Beteiligung bei den verschiedenen Plattformen von Merkmalen der Benutzer
abhangig ist, wie beispielsweise das Geschlecht oder der soziokonomische Status. Diese
Erkenntnis ist wichtig, hilft jedoch nicht bei der Reduzierung von Ungleichheiten in der
Nutzung von Online-Partizipationsformen. Der Fokus auf die Fahigkeiten, welche fir die
Internetnutzung relevant sind, bieten hier einen vielversprechenderen Losungsansatz (Hargittai
und Jennrich 2016, 206). Bisherige Untersuchungen konnten zeigen, dass es einen positiven
Zusammenhang zwischen der Online-Beteiligung und Internet-relevanten Fahigkeiten gibt
(Rottinghaus und Escher 2020; Hargittai und Hinnant 2008; A. J. A. M. van Van Deursen
2012). Die Ergebnisse der verschiedenen Studien weisen konsistent darauf hin, dass Personen
mit einem tiefen sozio6konomischen Status weniger qualifizierte Féhigkeiten in Bezug auf die
Nutzung von IKT aufweisen (Hargittai und Jennrich 2016, 207) und in politischen Online-
Partizipationsformen untervertreten sind (Rottinghaus und Escher 2020, 281). Dies zeigt sich
wiederum in der politischen Online-Partizipation, bei der ahnliche Unterschiede in der
Partizipation festgestellt werden konnten wie bei Offline-Mdglichkeiten. Wie bei den Offline-

Partizipationsformen gibt es unterschiedliche Einflussfaktoren fir die verschiedenen Arten der

17 For einen Uberblick fur weitere Einflussfaktoren wie der soziale Support bei der Internetnutzung vgl. die Studie «Internet
skills and the digital divide» von Alexander van Deursen und Jan van Dijk (2011).
18 \gl. «The Online Participation Divide» von Eszter Hargittai und Kaitlin Jennrich (2016, 200-206).

62



Ungleichheit in der politischen Partizipation

Online-Beteiligung. Beispielsweise ist der Einfluss des soziotkonomischen Status bei der
Beteiligung bei politischen Online-Foren signifikant, wahrend bei anderen Formen ein weniger
starker Einfluss beobachtet werden konnte (Dalton 2017a).

Der Digital Divide beschreibt, dass der Zugang zum Internet und Fahigkeiten im Umgang
mit IKT einen entscheidenden Einfluss auf die Online-Partizipation haben. Trotzdem wirde
die Forderung dieser Ressourcen nicht automatisch zu einer ausgeglichenen Inklusion der
verschiedenen sozialen Gruppen in die politischen Prozesse flihren. Wie bereits angesprochen,
stehen die Offline- und Online-Partizipation im Zusammenhang. Personen, die sich fiir Politik
interessieren und Offline-Partizipationsmdglichkeiten nutzen, beteiligen sich eher auch bei
Online-Formen (Breindl und Francg 2008; Calenda und Meijer 2009). Es gibt entsprechend
Unterschiede in der Online-Partizipation jenseits des Digital Divides.

6.2.2 Untervertretene Gruppen und Online-Partizipation

Bei der generellen Nutzung des Internets gibt es zwischen Frauen und Mannern in der Schweiz
kaum einen Unterschied. Im Jahr 2017 haben 71 % der Frauen angegeben, das Internet taglich
zu nutzen, wahrend die tagliche Nutzung bei den Mannern bei 74 % lag (BFS 2018, 3). Auch
in Bezug auf digitale Kompetenzen®® gibt es nur einen geringen Geschlechterunterschied.
Frauen verfiigen zu 41 % und Manner zu 45 % Uber hohe digitale Fahigkeiten (ebd., 4).
Trotzdem kann in Bezug auf die politische Online-Partizipation ein Geschlechterunterschied
festgestellt werden: Die Ungleichheit der Offline-Beteiligung reproduziert sich bei Online-
Formen der politischen Partizipation (Calenda und Meijer 2009, 888).

Die Autoren Rottinghaus und Escher haben in ihrer Studie «Mechanisms for inclusion and
exclusion through digital participation» (2020) anhand von drei deutschen Stadten untersucht,
welche Personen bei lokalen Online-Formen politisch partizipieren. Es wurde gezeigt, dass
Frauen unterrepréasentiert sind. Dieser Effekt verliert auf der multivariaten Ebene jedoch an
Signifikanz durch das Einbeziehen des Umfangs der bisherigen Beteiligung bei nicht-
institutionalisierten Formen. Das bedeutet, dass nicht das Geschlecht entscheiden ist, sondern
das vergangene politische Engagement (ebd., 270). Weitere Studien haben ebenfalls gezeigt,

dass Frauen untervertreten sind in der Online-Partizipation. Besonders Hausfrauen beteiligen

19 Die digitalen Kompetenzen werden vom Bundesamt fiir Statistik (BFS) in vier Kategorien eingeteilt:
Informationsbeschaffung, Kommunikation, Problemlésung und VVerwendung von Software zur Erstellung und Bearbeitung
digitaler Inhalte (vgl. 2018, 4).
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sich kaum (Kubicek 2016, 89). Andere Studien wiederum belegen, dass Frauen bei der Online-
Partizipation nicht untervertreten sind (Ritzi und Wagner 2016, 323). Es kann daraus
geschlossen werden, dass das Geschlecht keinen signifikanten Einfluss auf die politische
Partizipation bei lokalen Online-Formen wie ‘Ziiri wie neu’ haben wird. Trotzdem ist zu
erwarten, dass die Beteiligung geringer ausfallt als bei Mannern. Grund daftr ist jedoch nicht
das Geschlecht, sondern die bereits geringere Partizipation bei Offline-Formen und deren
Einflussfaktoren (vgl. Kapitel 5.3.1). Da die digitalen Fahigkeiten bei Frauen dhnlich hoch sind
wie bei Ménnern, ist zu erwarten, dass Frauen bei ‘Ziiri wie neu’ zu einem ahnlichen Anteil
unterreprasentiert sind wie bei Offline-Formen wie nationalen Abstimmungen.

Junge Erwachsene sind im Gegensatz zu alteren Personen mit digitalen Medien
aufgewachsen. Das spiegelt sich in den digitalen Fahigkeiten (A. Van Deursen und Van Dijk
2011, 897). Der Unterschied in den digitalen Skills ist in der Schweiz deutlich erkennbar. Fast
70 % der 16- bis 24-Jahrigen verfligen Uber sehr kompetente digitale Fahigkeiten. Bei den 55-
bis 74-jahrigen Personen liegt dieser Wert nur knapp tber 20 %. Ein weiterer Unterschied ist
in der taglichen Internetnutzung beobachtbar. Wéhrend junge Erwachsene das Internet zu 95
% taglich nutzen, sind rund 65 % der 55-74-J&hrigen taglich online. Die Gruppe der Personen
zwischen 25 und 54 Jahren liegt bei der Nutzung sowie bei den Kompetenzen jeweils zwischen
den jungen Erwachsenen und der Personen tber 55 Jahren (tagliche Nutzung knapp 90 %, gute
digitale Kompetenzen knapp 50 %) (BFS 2018, 3).

Eine intensive Nutzung des Internets hat einen positiven Einfluss auf die politische Online-
Partizipation. Personen, bei denen die Internetnutzung in den Alltag integriert ist, beteiligen
sich mit einer grosseren Wahrscheinlichkeit bei Online-Partizipationsformen (Calenda und
Meijer 2009, 890). Da dies bei jungeren Personen eher zutrifft, ist ein Anstieg in der
Beteiligung bei ‘Ziiri wie neu’ im Vergleich zu der Beteiligung bei Abstimmungen zu erwarten.
Diese Annahme wird dadurch unterstiitzt, dass viele politische Aktivitaten junger Erwachsener
im Kontext von IKT stattfinden. Besonders interaktive Formen mit Kommentarfunktionen,
welche einen Bezug zum Hier und Jetzt herstellen, sind bei Jugendlichen beliebt (Rothenbuhler,
Ehrler, und Kissau 2012, 17). “Ziiri wie neu’ wird diesem Anspruch gerecht, da auf die Méangel-
Meldung sofortige Riickmeldungen der Stadtverwaltung folgt. In der Studie von Calenda und
Meijer wurde untersucht, ob junge Erwachsene sich bei Online-Partizipationsformen aufgrund
ihrer Technikaffinitat (technology deterministic explanation) oder ihrer Partizipation bei

Offline-Formen (voluntaristic explanation) beteiligen (2009). Die Autoren haben dafiir das
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Online-Verhalten von 2163 Studenten aus Italien, Spanien und den Niederlanden untersucht.
Die Ergebnisse zeigen, dass es keinen Zusammenhang zwischen der Zeit, die online verbracht
wird, und der Online-Partizipation gibt. Hingegen kann ein Zusammenhang zwischen der
Offline- und Online-Partizipation bestatigt werden. Die Art und Weise, wie eine Person
politisch offline partizipiert, wird in der digitalen Welt reproduziert (Calenda und Meijer 2009,
892; vgl. Einstein, Palmer, und Glick 2019).

Wenn die digitalen Fahigkeiten als alleinige Einflussfaktoren auf die politische Online-
Partizipation wirken wirden, wére zu erwarten, dass die jungen Erwachsenen stark
ubervertreten sind. Da andere Faktoren wie die politische Partizipation bei Offline-Formen
weiteren Einfluss nehmen, ist zu erwarten, dass junge Erwachsene bei ‘Ziiri wie neu’ knapp
untervertreten sein werden. Anders als bei Offline-Formen ist jedoch nicht zu erwarten, dass
die grosste Beteiligung bei der altesten Bevolkerungsgruppe zu beobachten ist, da alteren
Personen wahrscheinlicher partizipationsrelevante Fahigkeiten oder Zugange fehlen (Digital
Divide). Einhergehend mit Ergebnissen anderer Studien (vgl. Rottinghaus und Escher 2020,
273) zur Online-Partizipation wird daher angenommen, dass die mittlere Alterskategorie der
25- bis 54-Jahrigen Ubervertreten sein wird. Es ist zu erwarten, dass jungere Personen aufgrund
von fehlendem Interesse und &ltere Personen aufgrund von fehlenden technischen Kenntnissen
und Zugang unterreprasentiert sind.

Die Gruppe der Personen mit einem tiefen Bildungsniveau wurde bereits bei der
Auseinandersetzung mit dem Digital Divide angesprochen. Personen mit einem tiefen
soziobkonomischen Status werden weniger wahrscheinlich politische Online-Formen nutzen.
Dabei I&sst sich das Bildungsniveau als konsistenter und dominanter Einfluss auf die Nutzung
von IKT identifizieren (A. Van Deursen und Van Dijk 2011, 897). In der Schweiz lasst sich
diese Ungleichheit ebenfalls beobachten. Von den 25- bis 54-J&hrigen mit mittlerem oder
hohem Bildungsniveau (Sekundarstufe Il, Tertidrstufe) nutzen das Internet zu 90 % téaglich,
wéhrend die tagliche Nutzung bei Personen mit einem niedrigen Bildungsstand (obligatorische
Schule) bei rund 70 % liegt. Die Verteilung der digitalen Fahigkeiten nach Bildungsstand
untermauert die Ungleichheit. Knapp 70 % der Personen mit einem Tertidrabschluss verfiigen
uber hohe digitale Kompetenzen. Bei Personen mit einem Abschluss auf Sekundarstufe Il liegt
diese Zahl nur noch bei 40 % und bei denjenigen mit einem tiefen Bildungsniveau bei 21 %
(BFS 2018, 6).
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Diese Ungleichheit lasst sich auf die Partizipation bei politischen Online-
Beteiligungsmdglichkeiten tbertragen. Wenn die Internetnutzung im Alltag integriert ist, steigt
die Wahrscheinlichkeit, dass sich eine Person online politisch beteiligt (Calenda und Meijer
2009, 890). Die Ergebnisse verschiedener Studien untermauern diesen Zusammenhang und
weisen darauf hin, dass Personen mit einem Tertidrabschluss bei politischen Online-
Partizipationsformen Uberreprésentiert sind (Kubicek 2016, 89; Rottinghaus und Escher 2020,
274). Entsprechend dieser Ergebnisse ist zu erwarten, dass Personen mit einem hohen
Bildungsniveau bei der Teilnahme von ‘Ziiri wie neu’ libervertreten sind. Da sich die Offline-
Partizipation in der Online-Partizipation zusatzlich niederschl&gt, ist sogar eine noch starkere
Ungleichheit zwischen den Bildungsniveaus bei ‘Ziiri wie neu’ zu erwarten, wie bei Offline-
Formen wie Abstimmungen oder Wahlen.

Personen mit MH haben je nach Status der Staatszugehorigkeit unterschiedliche
Partizipationsmoglichkeiten. Die Beteiligung bei ‘Ziiri wie neu’ ist nicht an eine
Staatsbirgerschaft gebunden und ermdglicht die Inklusion aller Personen mit MH. Die
Internetnutzung von Personen mit MH in der Schweiz wurde bei der Erhebung 2017 des
Bundesamts fur Statistik nicht berticksichtigt. In einer alteren Studie wurde die Mediennutzung
von Jugendlichen mit MH in der Schweiz untersucht (Bonfadelli und Bucher 2007). Es konnte
gezeigt werden, dass bereits 2007 der Internetzugang Schweizer*innen sowie Personen mit
MH gleichermassen zur Verfligung stand. 70 % der Jugendlichen (mit und ohne MH) nutzen
das Internet hadufig. Unterschiede in der Nutzungshéaufigkeit konnten bezlglich des
Geschlechts und des Bildungsstandes festgestellt werden (ebd.). Generell unterscheidet sich
die Internetnutzung von Personen mit MH und der Mehrheitsgesellschaft kaum (Bonfadelli
und Signer 2008, 16). Die Gruppe der Personen mit MH muss jedoch differenziert betrachtet
werden. Individuelle Unterschiede liegen in der ethnischen Herkunft und in der
Aufenthaltsdauer im Aufnahmeland (Bonfadelli 2019, 136). Tlrkischstdmmige Personen in
Deutschland geben beispielsweise hdufiger als andere Ethnien an, das Internet vorwiegend fir
Alltagtipps zu verwenden. Andere Motivationen, wie um sich zu informieren, sind wiederum
nicht von der ethnischen Abstammung abh&ngig, sondern vom Bildungsstand (Muller und
Beisch 2011, 497). Personen mit MH sind im Vergleich zur Mehrheitsgesellschaft in Bezug
auf Bildung und sozio6konomischen Status benachteiligt. Diese Benachteiligung zeigt sich in
geringeren digitalen Fahigkeiten, was zu einer starkeren Ungleichheit in der Online-
Partizipation fihren konnte (Bonfadelli 2019, 123; Dalton 2017b, 1:130).
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Bei der Internetnutzung von Personen mit MH muss weiter die Sprache der genutzten
Plattformen beriicksichtigt werden. Deutschkenntnisse werden von Personen mit MH in der
Deutschschweiz als wichtigster Integrationsfaktor identifiziert (Bonfadelli und Signer 2008,
42). Je nach Heimatland werden unterschiedlich oft deutschsprachige oder heimatsprachige
Internetseiten besucht. Eine Studie aus Deutschland hat gezeigt, dass tlrkischstimmige
Personen am haufigsten mit 9 % exklusiv heimatsprachige Angebote nutzen, wahrend dieser
Wert bei russisch- oder polnisch-stimmigen Personen bei knapp 5 % liegt und bei den
restlichen Ethnien lediglich bei 1 %. Zusatzlich spielt das Alter eine Rolle. Altere Personen mit
MH nutzen h&ufiger Angebote in der Heimatsprache als jlingere. Bei einer Studie aus
Deutschland geben mehr als die Hélfte der 14- bis 29-jahrigen Personen mit MH an,
vorwiegend deutschsprachige Websites zu besuchen (Miiller und Beisch 2011, 497).

Bisher gibt es keine empirischen Studien, die sich mit der politischen Online-Partizipation
von Personen mit MH in der Schweiz beschéftigen. Es kann aber davon ausgegangen werden,
dass die Sprache und die Partizipation bei Offline-Formen wichtige Einflussfaktoren sind. Bei
der Umfrage von 2016 zu ‘Ziiri wie neu’ wird weder der MH einer Person noch die
Staatsbirgerschaft erfragt. Daftr wird die Muttersprache der Teilnehmer*innen erhoben.
Stellvertretend fur die Gruppe der Personen mit MH wird bei der folgenden Analyse auf
Personen eingegangen, welche nicht Deutsch als Muttersprache lernten. Ausreichende
Sprachkenntnisse konnen als bedingender Faktor fiir die Beteiligung bei ‘Ziiri wie neu’
betrachtet werden, da die Plattform nur auf Deutsch zur Verfligung steht. Wichtig ist
anzumerken, dass man nicht davon ausgehen kann, dass Personen mit einer anderen
Muttersprache als Deutsch nicht tber genligend Deutschkenntnisse verfligen. Daflir kann
angenommen werden, dass bei einer anderen Muttersprache die Wahrscheinlichkeit hoher ist,
dass aufgrund von Sprachschwierigkeiten die Beteiligung bei ‘Ziiri wie neu’ ausbleibt. Diese
Annahme wird untermauert durch den Zusammenhang, dass bei einer geringeren Integration
(aufgrund von Sprachbarrieren) ein geringeres Zugehorigkeitsgefthl zur Mehrheitsgesellschaft
besteht, was zu einer geringeren politischen Partizipation fuhrt (Bonfadelli und Signer 2008).
Aufgrund von sprachlichen Schwierigkeiten und der Sprache als Integrationsfaktor wird
erwartet, dass die Beteiligung von Personen mit einer anderen Muttersprache als Deutsch bei
‘Ziri wie neu’ untervertreten ist.

Die Auseinandersetzung mit den unterrepréasentierten sozialen Gruppen hat gezeigt, dass

ein dhnliches Muster der Ungleichheit in der politischen Online-Partizipation zu erwarten ist
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wie bei analogen Beteiligungsformen. Im folgenden Kapitel 7 wird nun Uberprift, ob die
Annahmen zur Beteiligung bei ‘Ziiri wie neu’ bestétigt werden kdnnen. Es wird erwartet, dass
Frauen &dhnlich unterrepréisentiert sein werden bei ‘Ziiri wie neu” wie bei Abstimmungen.
Bezuglich des Alters ist eine Verschiebung in der Beteiligung anzunehmen. Wahrend altere
Personen weniger vertreten sind aufgrund fehlender digitaler Fahigkeiten, steigt die
Beteiligung bei den jungen Erwachsenen. Personen mit niedrigem Bildungsniveau und
Personen mit MH (gemessen an der Muttersprache) werden erwartungsgemass bei ‘Ziiri wie
neu’ stirker untervertreten sein wie bei Offline-Formen. Dabei wird versucht aufgrund der
Uberpriifung dieser Annahmen eine Antwort auf die erste Forschungsfrage zu geben, wer sich

bei lokalen Formen der politischen Online-Partizipation beteiligt.
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7 Beteiligung der untervertretenen Gruppen bei ‘Ziiri wie neu’

Eine kooperative, lokale Online-Beteiligungsform wie ‘Ziiri wie neu’ ist unter anderem dann
erfolgreich, wenn sich die demographische Struktur der Gesellschaft in der Beteiligung
spiegelt. In verschiedenen Studien wurde gezeigt, dass dies nicht der Fall ist, sondern Manner
mittleren Alters mit hohem Bildungsabschluss Uberreprasentiert sind (Kubicek 2016, 89;
Rottinghaus und Escher 2020, 281). Durch eine deskriptive Analyse der Bevolkerungsstruktur,
der Abstimmungsbeteiligung und der Erhebung der ‘Ziiri wie neu’ Usern wird untersucht, ob
sich die demographische Struktur der Gesellschaft in der Online-Beteiligung spiegelt. Die
Analyse der Beteiligung bei ‘Ziiri wie neu’ soll einen Beitrag dazu leisten, um die Frage zu
beantworten, wer sich bei lokalen Formen der politischen Online-Partizipation beteiligt. Gibt
es Hinweise darauf, dass Online-Partizipationsmdglichkeiten die Ungleichheit in der
Beteiligung verbessert (Mobilisierungsthese), verstarkt (Verstarkungsthese) oder bleiben die
Verhaltnisse gleich (Status Quo)?

Zunéchst wird darauf eingegangen und begriindet, welche Daten fir die deskriptive
Analyse verwendet werden und wie methodisch vorgegangen wird. Der Fokus liegt in der
Beschreibung der ‘Ziiri wie neu’ Daten, da diese gleichzeitig die Grundlage fiir die multivariate
Analyse bilden (Kapitel 8). Darauf folgt die deskriptive Analyse, bei der die Ergebnisse mit
den zuvor beschriebenen Erwartungen zu den jeweiligen untervertretenen Gruppen
aufgearbeitet werden. Es wird mit einer Diskussion abgeschlossen, um am Beispiel von ‘Ziiri
wie neu’ eine Antwort auf die erste Forschungsfrage zu geben: Wer beteiligt sich bei lokalen

Formen der politischen Online-Partizipation?

7.1 Datengrundlage und methodisches Vorgehen

Fur die deskriptive Analyse der Offline- und Online-Partizipation im Vergleich zur
demographischen Struktur der Stadt Zirich werden unterschiedliche Datensétze verwendet.
Mit den Daten zur demographischen Struktur der Stadt Zurich, werden die effektiven
Gruppengrossen gemessen. Die Offline-Partizipation wird durch die Abstimmungsbeteiligung
der Personen mit Wohnsitz im Kanton Zlrich bei den nationalen Abstimmungen vom 25.
September 2016 ausgedriickt. Die Online-Partizipation wird durch die Beteiligung bei ‘Ziiri
wie neu’ reprisentiert. ES wurde darauf geachtet, dass alle Daten zu einem &hnlichen Zeitpunkt

erhoben wurden und sie sich vergleichen lassen. Bei der Untersuchungsebene handelt es sich
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um ein Querschnittdesign. Es ermdglicht die Analyse von Daten zu einem bestimmten
Zeitpunkt und stellt eine Momentaufnahme dar.

Um feststellen zu kdnnen, ob eine soziale Gruppe Uber- oder untervertreten ist, muss die
Gruppengrosse mit der realen gesellschaftlichen Struktur verglichen werden. Fir diesen
Vergleich wird die demographische Struktur der Stadt Ziirich untersucht, da es sich bei ‘Ziiri
wie neu’ um eine lokale Moglichkeit handelt, online zu partizipieren. Die Beteiligung ist offen
fur alle, was bedeutet, dass auch Personen mit einem anderen Wohnsitz sich beteiligen kdnnen.
Es ist davon auszugehen, dass sich mehrheitlich in Zlrich sesshafte Personen beteiligt haben.
Um diese Annahme zu tberprifen, wird die Verteilung der Anzahl Meldungen nach Wohnort
betrachtet (vgl. Abb. 11). Von den bis zu 167 Meldungen pro User, haben Personen, die nicht
in der Stadt Zirich wohnen, maximal 31 Mangel gemeldet. Insgesamt sind 81 % der

Umfrageteilnehmer*innen in der Stadt Zurich wohnhaft.
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Anzahl Meldungen

Wohnort

B Nicht Stadt Ziirich
I Stadt ZUrich

Abb. 11: Anzahl Meldungen ‘NrRep’ nach Wohnort ‘ZH’
Quelle: ‘Zuri wie neu’ Daten, eigene Darstellung, n=728

Die Daten zur demographischen Zusammensetzung der Stadt Zrich sind frei zugéanglich
Uber die Website der Stadt Zirich®. Flr die Analyse der untervertretenen Gruppen werden

verschiedene Datensétze bezogen. Die Daten Alter und Geschlecht vom Jahr 2016 wurden dem

20 Die Stadt Zirich stellt seit 2012 Daten aus der 6ffentlichen Verwaltung kostenlos und frei zugéanglich zur Verfiigung. Das
Projekt Open Data Zirich ist Teil der Open Government Strategie (vgl. Stadt Zurich 2020d; 2020a).
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Datensatz ‘BEV390T3900° (Stadt Zirich 2020a) # entnommen. Die Angaben zum
Bildungsniveau vom Jahr 2016 stammen aus dem Datensatz ‘BIL100T1001° (ebd.)?. Mit dem
Bildungsniveau wird die hochste abgeschlossene Ausbildung beschrieben und in die
Kategorien ‘Obligatorische Schule’, ‘Sekundarstufe II” und ‘Tertidrstufe’ eingeteilt.?® Bei der
letzten Gruppe der Personen mit MH gibt es verschiedene Messmoglichkeiten. In den ‘Ziiri
wie neu’ Daten wird der MH nicht erhoben, sondern die Muttersprache. Da die Sprache ein
wichtiger Faktor fiir die politische Integration einer Person ist, wird die Muttersprache
stellvertretend fiir den MH betrachtet. Bei den Bevolkerungsdaten der Stadt Zirich werden
unter anderem die Hauptsprache einer Person und der Anteil eingebirgerte Personen erfasst.
In dieser Analyse wird nicht die Hauptsprache der Personen betrachtet, da bei den
Bevolkerungsdaten mehrere Hauptsprachen angegeben werden konnten und so auch Personen
dazugezahlt werden, welche zu einer anderen Sprache zusatzlich Deutsch als Muttersprache
gelernt haben. Im Jahr 2016 gaben 78 % der Stadtzircher Bevolkerung Deutsch als ihre
Hauptsprache an. Gleichzeitig haben 48 % eine andere Sprache als Hauptsprache genannt
(Stadt Zirich 2020e)?*. Fir eine genauere Beschreibung der Personen mit MH wird der Anteil
eingeblrgerter Personen betrachtet. Die Betrachtung dieses Merkmals stellt sicher, dass die
Personen einen Migrations- und / oder Integrationsprozess erfahren hat. Weiter wird so die
Vergleichbarkeit mit der Offline-Partizipation erleichtert, da Personen mit MH nur durch die
Einblrgerung dazu berechtigt sind, sich bei nationalen Abstimmungen zu beteiligen. Die Daten
zum Anteil der eingeburgerten Personen in der Stadt Zirich werden dem Datensatz
‘BEV530T5305” (Stadt Zurich 2020¢)?® entnommen. Es handelt sich bei den Datensétze zum
Bildungsniveau und Anteil eingebirgerter Personen um Strukturerhebungen, welche auf

Stichprobendaten mit einem Konfidenzintervall von 95 % beruhen.

21 Der Datensatz ist auf der Website unter ‘Bevélkerung nach Alter, Geschlecht und Herkunft, seit 1993° als Excel Format
zu finden und wurde am 25.02.2020 erstellt.

22 Der Datensatz ist auf der Website unter ‘Bildungsstand der Wohnbevdlkerung, seit 1970 als Excel Format zu finden und
wurde am 04.03.2020 erstellt.

23 personen, die die obligatorische Schule nicht abgeschlossen haben, werden trotzdem dieser Kategorie dazugezahlt. Die
Kategorie ‘Obligatorische Schule’ umfasst weiter Real-, Sekundar-, Bezirks- und Oberstufenschulen. Die Sekundarstufe |1
fasst Berufslehren, Berufsmittel-, Fachmittel-, und Kantonsschulen wie Gymnasium. Die Tertidrstufe umfasst Ausbildungen
im Bereich der héheren Berufshildung, Fachhochschulen sowie Hochschulen.

24 Der Datensatz ist auf der Website unter ‘Mutter- und Hauptsprachen, seit 1980 als Excel Format zu finden und wurden
am 04.03.2020 erstellt.

25 Der Datensatz ist auf der Website unter ‘Anteil eingebiirgerte Personen’ als Excel Format zu finden und wurden am
06.03.2020 erstellt.
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Die Daten zur ‘Ziri wie neu’ Nutzung wurden durch die Forschungsstelle Digitale
Nachhaltigkeit am Institut fir Wirtschaftsinformatik der Universitat Bern im Sommer 2016
erhoben. Die Grundgesamtheit ergibt sich aus allen Personen, die sich in der Stadt Zirich
bewegen und potenziell eine Méangel-Meldung bei ‘Ziiri wie neu’ titigen konnen. In Form
eines schriftlichen Online-Fragebogens wurde eine Umfrage zur Nutzung und Bewertung von
‘Ziiri wie neu’ per Mail an alle 2'613 Nutzer*innen verschickt, die im Zeitraum zwischen Juni
20132 und Juli 2016 mindestens eine Mangel-Meldung getatigt haben. Es wurden 730
Fragebdgen ausgefullt und retourniert 2 . Die Individualdaten, die sich aus den
Umfrageantworten ergeben, wurden durch Informationen der tatsachlichen Nutzungsdaten von
‘Ziiri wie neu’ erginzt. Die Informationen aus den Real-Daten beziehen sich unter anderem
auf die Anzahl Meldungen, die getatigt wurden. Das hat zum Vorteil, dass die Personen keine
subjektiven Aussagen Uber die Anzahl Meldungen geben mussten (Abu-Tayeh, Neumann, und
Stirmer 2018, 218; Universitdt Bern 2016). Dies hétte zu einer Verzerrung geflhrt, da
Personen mit einer geringen Nutzung dazu tendieren, mehr Meldungen anzugeben und
Personen mit einer intensiven Nutzung die Anzahl Meldungen eher unterschatzen (Petter,
DeLone, und McLean 2008). Trotz der Verbindung mit den Real-Daten konnten die Daten
anonym behandelt werden. Die Stadt Zirich hat fir jede Mail-Adresse der ‘Ziiri wie neu’
Nutzer*innen eine User ID erstellt. Diese User 1D wurde verwendet, um die Umfrageantworten
mit den entsprechenden realen Nutzungsdaten zu verbinden (Abu-Tayeh, Neumann, und
Stlirmer 2018, 218). Die Datenerhebung und Evaluation wurde nicht im Auftrag der Stadt
Ziirich durchgefihrt und ist daher unabhangig und neutral (Universitat Bern 2016).

Die Umfrage wurde von der Universitdt Bern durchgefiihrt, um einen Beitrag im
Forschungsfeld der Digitalen Nachhaltigkeit zu leisten. Die Universitdt Bern hat bereits
verschiedene Studien zu den Themen Open Government, Information System Success sowie
Motivation und Public Service Motivation durchgefiihrt. Mit der Erhebung der ‘Ziiri wie neu’
Daten kann hier angeknipft werden und neue Erkenntnisse gewonnen werden. Die Relevanz
dieser Erhebung ist dadurch gegeben, dass Open Government Initiativen wie ‘Ziiri wie neu’
immer mehr an Bedeutung fur Verwaltungen und Birger*innen gewinnen. Dienstleistungen

werden vermehrt online bezogen und durch IKT gibt es neue Kommunikationsmdaglichkeiten

26 Die Applikation ‘Ziiri wie neu’ wurde im April 2013 eingefiihrt.
27 Insgesamt wurden 966 Datensétze retourniert. Mittels der Variable ‘finished’ konnten die unvollstindigen Daten aus dem
Datensatz entfernt werden. Daraus ergibt sich n=730.
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zwischen Verwaltung und Bevolkerung. Weiter werden Open Government Initiativen durch
staatliche Ressourcen finanziert, welche sich unter anderem aus den Steuergeldern ergeben.
Die Investition kann durch die Evaluation solcher Instrumente und deren Nutzung legitimiert
werden. Durch die erhobenen ‘Ziiri wie neu’ Daten wird die Evaluationsgrundlage der
Applikation ‘Ziiri wie neu’ fiir die Stadt Ziirich verbessert (Universitat Bern 2016). Schliesslich
ergibt sich die Relevanz grundlegend aus der normativen Erwiinschtheit der politischen
Partizipation (Kapitel 3). Die Moglichkeit, sich an offentlichen VVorgangen zu beteiligen, ist
die zentrale Grundlage einer Demokratie.

Die Qualitdt der ‘Ziiri wie neu’ Daten liegt in der hohen Relevanz, Aktualitidt und der
unabhéngigen Durchfiihrung. Die Daten sind vielseitig, da Fragen zur Qualitat und
Zufriedenheit der App sowie politischen Grundeinstellungen und demographische Angaben
abgedeckt werden. Die Limitation liegt darin, dass keine Informationen zum Ausbleiben einer
Beteiligung bei ‘Ziiri wie neu’ erhoben wurden. Zusitzlich fallen die Fragen zu politischen
Grundeinstellungen knapp aus. Fur weitere soziologische und politikwissenschaftliche
Untersuchungen wéren Informationen zum politischen Partizipationsverhalten, zur Einbindung
in  Netzwerke oder zu Parteimitgliedschaften interessant. Fir Aussagen zum
soziobkonomischen Status wére die Erhebung des Haushaltseinkommen und genauere
Angaben zur Berufsgruppe nitzlich gewesen.

Die Beteiligung bei Offline-Partizipationsformen wird durch die Abstimmungsbeteiligung
reprasentiert. Stellvertretend werden Daten zu den nationalen Abstimmungen vom 25.
September 2016 verwendet. Die Schweizer Bevolkerung hat an diesem Tag Uber die Initiative
‘Griine Wirtschaft’, ‘AHVplus: fiir eine starke AHV’ und das Nachrichtendienstgesetz
abgestimmt2¢. Die Datenerhebung zur Abstimmungsbeteiligung und zum Abstimmungs-
verhalten erfolgte zwischen dem 27. September und dem 14. Oktober 2016 im Rahmen der
VOTO-Studien. Die VOTO-Studien sind ein Projekt von FORS?, dem ZDA Aarau® und dem
Befragungsinstitut LINK 3. Mittels einer zufélligen Stichprobe wurden 1'575 Stimm-
berechtigte per Telefoninterview befragt. Die Ergebnisse der Umfrage werden in der VOTO-

Studie vom November 2016 zusammengefasst (Milic und Kubler 2016, 6). Die Rohdaten der

28 Fiir eine Ubersicht der Abstimmungsvorlagen siehe “VOTO-Studie zur eidgendssischen Volksabstimmung vom 25.
September 2016 S.4-5 (Milic und Kiibler 2016).

29 www.forscenter.ch

30 www.zdaarau.ch

3L www.link.ch
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Umfrage sind fur wissenschaftliche Zwecke uber die Datenbank FORSbase® frei zugéanglich.
Die Stichproben wurden nach Sprachregion geschichtet, um représentative Aussagen Uber die
verschiedenen Gebiete treffen zu konnen. Die Gesamtstichprobe ist daher disproportional
geschichtet, wobei die italienisch und franzésischsprachige Schweiz Gberproportional und die
deutschsprachige Schweiz unterproportional vertreten sind. Bei der Aufarbeitung der
Abstimmungsbeteiligung fir die jeweilig untervertretenen Gruppen wurde entsprechend eine
Designgewichtung verwendet. Die Grundgesamtheit der VOTO-Studien ist die
stimmberechtigte Schweizer Bevolkerung (ebd., 39). Die Erhebung bietet kombiniert mit
Daten aus der Personen- und Haushaltserhebung (SRPH) unter anderem Informationen zum
Geschlecht, Alter, Bildungsniveau und MH einer Person. In dieser Arbeit liegt der Fokus auf
der Region Zirich, weshalb in der Analyse auf die Abstimmungsbeteiligung von den im
Kanton Zirich wohnhaften Personen eingegangen wird (n=203). Die Beteiligung der
abstimmungsberechtigten Schweizer Bevolkerung lag bei rund 43 %, wahrend diese fur die
Zurcher Bevolkerung bei rund 44 %. Bei der folgenden Analyse gilt die
Abstimmungsbeteiligung von 44% als Richtwert fir die Bewertung, ob eine soziale Gruppe
Uber- oder untervertreten ist. Eine alternative Methode fiir den Vergleich der Offline- und
Online Beteiligung im Kontext der demographischen Struktur der Stadt Zirich ist dem Anhang
C zu entnehmen. Anstelle der Abstimmungsbeteiligung wurde bei diesem Vorgehen die
jeweiligen Gruppengréssen ermittelt, die sich bei der Abstimmung beteiligt haben.

Die Analyse der untervertretenen Gruppen befasst sich nacheinander mit den jeweiligen
Merkmalen. Es werden jeweils die demographischen Daten der Stadt Zlrich mit der
Abstimmungsbeteiligung und der Teilnahme bei ‘Ziiri wie neu’ verglichen. Zunédchst werden
die Strukturen zwischen Ménner und Frauen analysiert. Danach werden verschiedene
Altersgruppen miteinander verglichen. Die Bildung der Altersgruppen wurde analog zu der
Darstellung der Studienergebnisse der Universitit Bern von ‘Ziiri wie neu’ gebildet
(Universitat Bern 2016). In der Analyse werden daher die Altersgruppen bis 17 Jahre, 18-24,
25-34, 35-44, 45-54, 55-64, 65-74 und Uber 75 Jahre genauer betrachtet. Die Gruppe der jungen
Erwachsenen wird durch die Lebensphase zwischen Kindheit und Erwachsensein definiert, bei
der sich die Abhéngigkeit von den Eltern zu mehr Selbststandigkeit verlagert. Nach der

Direktion fur Entwicklung und Zusammenarbeit werden 15- bis 24-J&hrige als Jugendliche
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zusammengefasst (DEZA 2007, 7). Je nach Studie unterscheiden sich die Abgrenzungen. In
der Studie CH@YOUPART (Rothenbiihler, Ehrler, und Kissau 2012) werden beispielsweise
18- bis 25-J&hrige den jungen Erwachsenen zugeordnet. Da es keine eindeutige Definition flr
die .jungen Erwachsenen‘ gibt, orientiert sich diese Arbeit an der FEinteilung der
Studienergebnisse von ‘Ziiri wie neu‘. Zu den jungen Erwachsenen werden die 18- bis 24-
Jahrigen gezahlt. Bei der Analyse der unterschiedlichen Bildungsniveaus werden die hochsten
Bildungsabschliisse den Kategorien ,Obligatorische Schule‘, ,Sekundarstufe II° und
,Tertidrstufe zugeteilt. Entsprechend den demographischen Angaben der Stadt Zirich werden
tiefere Abschliisse wie zum Beispiel Primarschulabschluss der Kategorie ,Obligatorische
Schule® zugeordnet. Schliesslich werden Personen mit MH betrachtet. Aufgrund der
unterschiedlichen Datenlage werden bei der demographischen Struktur der Stadt Zirich und
der Abstimmungsbeteiligung der Anteil eingeblrgerte Personen betrachtet, wéahrend bei den
‘Ziiri wie neu‘ Usern die Muttersprache als Indikator fiir einen MH untersucht wird. Obwohl
dies den Vergleich erschwert und der MH nicht differenzierter betrachtet wird, ermdglicht

diese Analyse einen ersten Blick auf diesen Forschungsschwerpunkt.

7.2 Analyse der untervertretenen Gruppen

Das Ziel der folgenden Analyse liegt in einer Anndherung an die Fragestellung, welche
Personen sich bei lokalen Formen der politischen Online-Partizipation beteiligen. Damit soll
ein Beitrag zu der Frage geleistet werden, ob Online-Mdglichkeiten bisherige strukturelle
Ungleichheiten in der politischen Partizipation verstdarken oder eine Chance flr eine gréssere
Inklusion darstellen. In der anschliessenden Diskussion werden die Resultate kritisch

beleuchtet und mit den Erwartungen aus Kapitel 6.2.2 verglichen.

Tabelle 2: Ubersicht der Annahmen und Erwartungen zur Offline- und Online-Partizipation

Untervertretene Gruppe

Annahme (Kapitel 6.2.2)

Erwartung (Kapitel 6.2.2)

Frauen

Reproduktion der Offline-
Partizipation

Kein Gender-Gap bzgl.
Digital Divide

Geringere Beteiligung als Manner
Ahnliche Ungleichheit bei Online- und
Offline-Partizipation

- Status Quo

Junge Erwachsene

Reproduktion der Offline-
Partizipation
Digital Divide

Starkere Beteiligung der jungen
Erwachsenen bei Online-Partizipation
Untervertretung alterer Personen bei
Online-Partizipation

Starkste Online-Beteiligung zwischen
25-54 Jahren

-> Mobilisierungsthese
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Personen mit tiefem Reproduktion der Offline- Starkere Ungleichheit bei Online- als
Bildungsniveau Partizipation bei Offline-Partizipation
Digital Divide - Verstarkungsthese
Personen mit MH Sprache als Barriere Geringere Beteiligung als Personen
(Integration, Motivation) ohne MH
Ungleiche Verteilung von Ahnliche Ungleichheit bei Online- und
Bildung und Einkommen Offline-Partizipation
- Status Quo

Die Verteilung der Beteiligung nach Geschlecht bei Offline- und Online-
Partizipationsmdglichkeiten im Vergleich zu der demographischen Struktur der Stadt Zurich
zeigt, dass es eine enorme Ubervertretung von Mannern und Untervertretung von Frauen bei
‘Ziiri wie neu’ gibt (vgl. Abb. 12). Es wurde bereits angenommen, dass eine Ungleichheit
zwischen den Geschlechtern bei der Online-Partizipation auftreten wird. Dafur spricht die

Ubertragung der Offline- auf die Online-Partizipation. Da bei bisherigen Studien zu lokalen
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Abb. 12: Offline- und Online-Partizipation nach Geschlecht im demographischen Vergleich in Prozent
Quelle: Stadt ziri, VOTO 1 (Milic und Kubler 2016), ‘Zuri wie neu’ Daten, eigene Darstellung

Online-Partizipationsmoglichkeiten kein Gender-Gap beobachtet werden konnte, wurde eine
dhnlich ausgeprédgt Ungleichheit bei der Abstimmungsbeteiligung und der Teilnahme bei ‘Ziiri
wie neu’ erwartet. Die Ungleichheit bei den ‘Ziiri wie neu’ Usern féllt jedoch unerwartet stark
aus. Der Unterschied zwischen der Beteiligung der Zurcher*innen bei den nationalen
Abstimmungen vom September 2016 ist gering und liegt bei 2 Prozentpunkten. Die
Ubertragung der Ungleichheit der Offline-Partizipation wird entsprechend nicht als Ursache
fiir die starke Untervertretung der Frauen bei ‘Ziiri wie neu’ betrachtet. Um herauszufinden,
ob ein Digital Divide zu diesem Ergebnis gefiihrt hat, wird die Beurteilung der

Bedienungsfreundlichkeit von ‘Ziiri wie neu’ nach Geschlecht betrachtet (vgl. Abb. 13). Die
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Umfrageteilnehmer mussten von einer Skala von 1 bis 7 angeben, ob sie der Aussage ‘Ziiri wie
neu’ ist leicht zu bedienen, zustimmen. Der Wert 1 bedeutet, dass man der Aussage liberhaupt
nicht und 7, dass man voll und ganz zustimmt. Die Verteilung der Antworten ist nach

Geschlecht sehr ahnlich. Es haben rund 45 % Maénner als auch Frauen angegeben, dass sie der
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0.2- I Manner
) .
S — ]
2 3 4 5 6 7

Bedienungsleichtigkeit von 'Ziiri wie neu’

Prozent

Abb. 13: Beurteilung der Bedienungsleichtigkeit von ‘Ziri wie neu' in Prozent nach Geschlecht
Quelle: ‘Ziri wie neu’ Daten, eigene Darstellung, n=716

Aussage zustimmen. Einen Digital Divide kann demnach nicht beobachtet werden, da von
ahnlichen digitalen Fahigkeiten ausgegangen werden kann (vgl. Schéttle 2019, 338). Ein
weiterer Grund konnte in der Untervertretung von Frauen bei kooperativen Plattformen liegen
(Hargittai und Shaw 2015), da ‘Ziiri wie neu’ als solche eingeordnet werden kann. Welche
Mechanismen tatséchlich hinter dieser ungleichen Beteiligung liegen, wird in dieser Arbeit
nicht abschliessen geklart werden kdnnen. Verschiedene Aspekte werden in der Diskussion
aufgegriffen, welche einen Einfluss haben konnten. Die getroffene Annahme zur Beteiligung
von Frauen kann bei der Beteiligung bei ‘Ziiri wie neu’ nicht bestétigt werden. Der Status Quo
in der politischen Partizipation bleibt bei ‘Ziiri wie neu’ nicht erhalten. Die Ungleichheit ist
unerwartet hoch und um einiges starker als bei Abstimmungen. Dieses Ergebnis spricht fir die
Verstarkungsthese, dass Frauen bei politischer Online-Partizipation noch starker untervertreten
sind als bei Offline-Formen.

Die Beteiligung nach Alter erfolgt nach den zuvor beschriebenen Altersgruppen. Dadurch
entstehen je nach Altersgruppen Kkleine Stichproben, was die Anwendung auf die

Grundgesamtheit erschwert. Beispielsweise liegt die Stichprobengrdsse der Altersgruppe 18
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Abb. 14: Offline- und Online-Partizipation nach Altersgruppen im demographischen Vergleich in Prozent
Quelle: Stadt Zuri, VOTO 1 (Milic und Kubler 2016), ‘Zuri wie neu’ Daten, eigene Darstellung

bis 24 Jahre bei n=10. Zum Vergleich wurde daher die Abstimmungsbeteiligung der gesamten
Schweiz ebenfalls in die Analyse aufgenommen (vgl. Abb. 14). Auf den ersten Blick féllt auf,
dass die Beteiligung nach Altersgruppe bei den ‘Ziiri wie neu‘ Usern eine dhnliche Form
aufweist wie die demographische Struktur der Stadt Zlrich. Die grosste Ungleichheit tritt bei
den Altersgruppen der 35- bis 44- und bei den Uber 75-J&hrigen (vgl. Tabelle 3)% ein. Die 35-
bis 44-Jahrigen sind mit 10 Prozentpunkten Uberproportional zur demographischen
Gruppengrosse vertreten. Weiter wird die Annahme bestétigt, dass die 25- bis 54-Jahrigen sich
am starksten beteiligen. Wie erwartet, sind dltere Personen untervertreten, was ein Hinweis auf
den Digital Divide sein kann.

Die Betrachtung der Abstimmungsbeteiligung zeigt, dass é&ltere Personen deutlich
uberreprésentiert sind. Die allgemeine Abstimmungsbeteiligung lag insgesamt bei 43 %. Ab
55 Jahren liegt die durchschnittliche Beteiligung der verschiedenen Altersgruppen Gber diesem
Wert und bei den bis zu 44 Jahren alten Personen darunter. Diese Struktur untermauert die
bisherigen Erkenntnisse aus der Abstimmungsforschung. Der Vergleich deutet darauf hin, dass
die Annahme der Verschiebung der Ungleichheit von jung zu alt bei der Online-Partizipation
bestatigt werden kann. In Bezug auf junge Erwachsene gibt es Hinweise fir die

Mobilisierungsthese, dass die Ungleichheit in der Représentation durch Online-Formen

33 Ausgeschlossen der Altersgruppe bis 17 Jahren, da diese Gruppe aus demokratietheoretischer Perspektive vernachlassigt
werden kann in der Diskussion gleicher Beteiligung / Einbringung der Interessen.
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vermindert werden kann. Es muss aber im Auge behalten werden, ob dafir neue

Ungleichheiten geschaffen werden, wie beispielsweise gegenlber dlteren Personen.

Tabelle 3: Ubersicht der Gruppengrésse nach Alter und -Unterschiede in Prozentpunkte

Demographie Zirich ~ ‘Zuri wie neu‘ User Unterschied

18-24 8 10 +2
25-34 22 28 +6
35-44 18 28 +10
45-54 14 17 +3
55-64 10 10 0
65-74 7 3 -4

75+ 8 0 -8

Quelle: Stadt Ziri, ‘Ziri wie neu’ Daten, eigene Darstellung

Bei der Untersuchung der Beteiligung nach Bildungsniveau ist zu erkennen, dass die
Gruppe der Personen mit einem formal tiefen Bildungsniveau (obligatorische Schule) bei
Abstimmungen untervertreten und bei ‘Ziiri wie neu’ addquater reprasentiert ist (vgl. Abb. 15).
Die Gruppe der Hochgebildeten (Tertiarstufe) ist wiederum bei Abstimmungen Ubervertreten
und bei ‘Ziiri wie neu’ ebenfalls angemessen représentiert. Interessant ist die Verschiebung bei
Personen mit einem Abschluss auf der Sekundarstufe IlI. Diese Gruppe weist eine
Abstimmungsbeteiligung von 43 % auf und entspricht somit der durchschnittlichen
Beteiligungsquote der Schweiz. Bei ‘Ziiri wie neu’ ist die Gruppe mit mittlerem

Bildungsniveau aber unterreprasentiert.
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Abb. 15: Offline- und Online-Partizipation nach Bildungsniveau im demographischen Vergleich in Prozent
Quelle: Stadt Zuri, VOTO 1 (Milic und Kubler 2016), ‘Ziri wie neu’ Daten, eigene Darstellung

Es wurde erwartet, dass es eine starkere Ungleichheit bei der Online- als bei der Offline-
Partizipation geben wird in Bezug auf Personen mit einem tiefen Bildungsniveau. Wie sich
zeigt, 10st sich diese Ungleichheit bei ‘Ziiri wie neu’ auf und die jeweilige Unter- und
Ubervertretung der Niedrig- und Hochgebildeten bei Abstimmungen lésst sich nicht tibertragen.
Erstaunlicherweise ist es die Gruppe der mittel gebildeten Personen (Sekundarstufe 1), bei
welcher eine Verschiebung von représentativer zu ungleicher Beteiligung beobachtbar ist. In
Bezug auf Personen mit einem tiefen Bildungsniveau ist die Erwartung einer starkeren
Ungleichheit bei Online-Partizipationsformen nicht aufgetreten und die Verstarkungsthese
findet hier keine Unterstiitzung. Die Auflosung der Ungleichheiten bei einem tiefen als auch
bei einem hohen Bildungsniveau sprechen fur die Mobilisierungsthese. Es ist daher
anzunehmen, dass sich die Offline-Partizipation nicht bedingungslos in die Online-
Partizipation ubertragen lasst. Der Digital Divide zwischen den Bildungsgruppen, der zu einer
starkeren Ungleichheit hatte fihren kénnen, kann hier ebenfalls nicht beobachtet werden. Eine
interessante Erkenntnis ist die Verstarkung der Ungleichheit bei den mittel gebildeten Personen
und soll in weiteren Untersuchungen fokussiert werden.

Personen mit MH werden in dieser Analyse unterschiedlich erfasst und zeigt daher nur
Tendenzen auf. Zusétzlich wird der Vergleich dadurch erschwert, dass die Partizipation bei
‘Ziiri wie neu’ allen Personen offensteht und die Beteiligung bei nationalen Abstimmungen

nur fur Personen mit der Schweizer Staatsbirgerschaft zuganglich ist. Es wurde erwartet, dass
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Abb. 16: Offline- und Online-Partizipation nach MH im demographischen Vergleich in Prozent
Quelle: Stadt ziri, VOTO 1 (Milic und Kubler 2016), ‘Ziri wie neu’ Daten, eigene Darstellung

eine ahnliche Ungleichheit bei der Offline- und Online-Partizipation bei Personen mit MH
auftritt. Die Ergebnisse zeigen, dass die Abstimmungsbeteiligung bei eingebirgerten Personen
deutlich unter dem Schnitt von 43 % liegt, wahrend Personen ohne Einbiirgerungsprozess mit
rund 50 % deutlich dariiber liegen (vgl. Abb. 16). Die jeweilige Uber- und Untervertretung
befindet sich im Rahmen von bis 12 Prozentpunkte. Wenn man die ‘Ziiri wie neu’ User
betrachtet, ist ebenfalls eine Ungleichheit erkennbar. Im Vergleich zur Gruppengrosse der
eingebdrgerten Personen in Zirich sind Personen mit einer anderen Muttersprache bei den
‘Ziri wie neu’ Usern mit 19 Prozentpunkten untervertreten. Personen mit Deutsch als
Muttersprache sind mit 23 Prozentpunkte gegeniiber der Zircher*innen ohne
Einburgerungserfahrung tberreprasentiert. Es wird deutlich, dass sich die Ungleichheit von der
Offline- zur Online-Partizipation verstérkt hat.

Fur eine dhnliche Ungleichheit in der Offline- und Online-Partizipation haben gesprochen,
dass die Sprache als Barriere und Integrationsfaktor sowie die ungleiche Verteilung von
beteiligungsfordernden Ressourcen sich Ubertragen. Dass es zu einer Verstarkung der
Ungleichheit kommt, kdnnte methodische Ursachen haben. Zum einen liegt eine Schwierigkeit
darin, dass bei der Offline-Partizipation die Einblrgerung als Indikator fiir den MH verwendet
wird und bei der Online-Partizipation die Muttersprache. Es wurde davon ausgegangen, dass
eine andere Muttersprache als Deutsch zur Folge haben konnte, dass es eine sprachliche

Barriere bei der Verwendung von ‘Ziiri wie neu’ gibt. Diese Barriere kann bei eingeblirgerten

81



Ungleichheit in der politischen Partizipation

Personen  vernachlassigt werden, da ein gewisses Sprachniveau fir das
Einburgerungsverfahren vorausgesetzt wird (SEM 2018)3*. Zum anderen ist der Vergleich mit
der demographischen Gruppe nur bedingt méglich, da die Muttersprache keinen Hinweis auf
den aktuellen Migrationsstatus bietet. Zusétzlich kann die ungleiche Verteilung der
beteiligungsfordernden Ressourcen in Bezug auf Bildung nicht als Ursache gesehen werden,
da die Analyse nach Bildungsniveau gezeigt hat, dass bei ‘Ziiri wie neu’ Personen mit einem
niedrigen Bildungsniveau stirker mobilisiert werden als bei Abstimmungen. Bei weiteren
Untersuchungen zur Beteiligung bei Online-Partizipationsformen ist es wichtig, dass
einheitliche Indikatoren verwendet werden, um Verénderungen deutlicher erkennen und
interpretieren zu kénnen.

Schliesslich bietet die Analyse trotzdem einen Hinweis darauf, wie sich die Ungleichheit
bei Offline- zu Online-Partizipationsformen verschiebt. Die Annahme, dass die Ungleichheit
ahnlich stark ausgepragt bleibt (Status Quo), muss verworfen werden. Viel mehr unterstitzen
die Ergebnisse die Verstarkungsthese. Eine Gesamtbetrachtung der Ergebnisse ist wichtig, um
die Hinweise fur die Verstarkungsthese, Mobilisierungsthese und die Beibehaltung des Status
Quos zu evaluieren. Zudem wird die Struktur der Beteiligung bei ‘Ziiri wie neu’ kritisch
beleuchtet und im Kontext weiterer Umstande besprochen. Abschliessend wird versucht, die
Frage zu beantworten, wer sich bei Online-Partizipationsformen beteiligt und ob die
Digitalisierung der politischen Partizipationsformen eine Herausforderung fir die Gleichheit
und Inklusion darstellt, oder ob sie eine Chance fir weniger Ungleichheit in der Beteiligung
bietet.

7.3 Diskussion: Wer beteiligt sich bei ‘Ziiri wie neu’?

Fur die Analyse der Ungleichheit in der politischen Online-Partizipation ist die Frage, wer sich
bei ‘Ziiri wie neu’ beteiligt, grundlegend. Durch den Vergleich der Struktur der ‘Ziiri wie neu’
Usern und der demographischen Zusammensetzung der Stadt Zurich konnten Gruppen
identifiziert werden, die beim Mangel-Melder Gber- oder untervertreten sind. Das Einbeziehen

der Abstimmungsbeteiligung ermdéglicht wiederum Aussagen, die die Online- mit der Offline-

34 Nachweis der Sprachkompetenzen in einer der Schweizer Landessprachen: Mundlich mind. B1, schriftlich mind. B2.
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Partizipation vergleicht. Diese umfassende Aufbereitung bietet viele Erkenntnisse, welche in
diesem Kapitel diskutiert werden.

Der Vergleich der Online- und Offline-Beteiligung konnte aufzeigen, dass es
unterschiedliche Verschiebungen je nach sozialer Gruppe gibt. Zum Teil konnten bestehende
Ungleichheiten der Offline- in der Online-Partizipation nicht mehr beobachtet werden. Andere
Ungleichheiten treten daflir bei ‘Ziiri wie neu’ stirker auf oder es werden sogar neue
Ungleichheiten geschaffen. Genau so unterschiedlich sind die Ergebnisse im Hinblick auf die
in Kapitel 6.2.2 formulierten Erwartungen. Bezlglich des Alters wurden die Erwartungen
erflllt: Junge Erwachsene beteiligen sich online stérker, wahrend &ltere Personen online kaum
mobilisiert werden. Die Vergleiche der Merkmale Geschlecht und MH haben gezeigt, dass
nicht wie erwartet ahnliche Ungleichheiten beobachtet werden kénnen, sondern sich die
Ungleichheiten bei ‘Ziiri wie neu’ verstirken. In Bezug auf das Bildungsniveau wurde
entgegen der Erwartung die Ungleichheit bei Personen mit niedrigem Bildungsniveau
aufgelost. Dafur ist eine neue Ungleichheit entstanden. Personen mit einem mittleren
Bildungsniveau sind bei Abstimmungen addquat reprisentiert und bei ‘Ziiri wie neu’
untervertreten.

Die starksten Ungleichheiten treten in der Abstimmungsbeteiligung bei den Merkmalen
Alter und MH auf. Am starksten untervertreten sind eingebiirgerte Personen mit 17
Prozentpunkten weniger Beteiligung als der Durchschnitt (43 %). Die Gruppe der 65- bis 74-
Jahrigen ist wiederum am ausgepragtesten Uberrepréasentiert mit 27 Prozentpunkten tber der
durchschnittlichen Beteiligung (43 %). Bei der Beteiligung bei ‘Ziiri wie neu’ sind die grossten
Ungleichheiten bei den Merkmalen Muttersprache und Geschlecht beobachtbar. Frauen und
Personen mit einer anderen Muttersprache sind im Verhéltnis zu ihrer eigentlichen
Gruppengrosse mit 26 und 19 Prozentpunkte am starksten untervertreten. Uberrepréasentiert
sind mit 23 Prozentpunkte Unterschied zur eigentlichen Gruppengrisse Manner und Personen
mit deutscher Muttersprache. Die Beschreibung der einzelnen Ergebnisse hat gezeigt, wie
vielseitig sich die Ungleichheiten von Offline- zu Online-Partizipation verschieben. Trotzdem
kann bei beiden untersuchten Beteiligungsformen die gleiche Gruppe, Personen mit MH,
festgemacht werden, die die starkste Ungleichheit erfahrt. Unterschiedliche Extreme zeigen
sich beziiglich des Alters und dem Geschlecht. Bei Abstimmungen zeigen sich enorme

Ungleichheiten zwischen den Altersgruppen. Bei ‘Ziiri wie neu’ wiederum sind die Gruppen
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proportional vertreten. Dafiir sind bei ‘Ziiri wie neu’ viel stirker unterrepriasentiert als bei
Abstimmungen.

Die Erwartungen zu den Verschiebungen der Ungleichheiten haben darauf hingewiesen,
dass insgesamt durch die Etablierung von Online-Partizipationsméglichkeiten der Status Quo
beibehalten wird und sich Ungleichheiten &hnlich dussern. Die Analyse der untervertretenen
Gruppen in ihrer Beteiligung zeigt, dass die Ungleichheiten nicht ohne weiteres bestehen
bleiben. Online gibt es eine starkere Ungleichheit fur Frauen; junge Erwachsene werden
mobilisiert, gleichzeitig ergibt sich eine neue Untervertretung alterer Personen; Personen mit
einem formal tiefen Bildungsniveau werden mobilisiert, dafiir sind Personen mit mittlerem
Bildungsniveau neu unterrepréasentiert und die Ungleichheit fur Personen mit MH verstarkt
sich. Obwohl es soziale Gruppen gibt, die online starker mobilisiert werden, Gberwiegen die
verstarkten und neuen Ungleichheiten. Eindeutig ist, dass sich die Offline-Partizipation nicht
unverandert auf die Online-Partizipation uUbertragen l&sst. Es ist wichtig, dass in
weiterfiihrenden Untersuchungen auf zusatzliche Beteiligungsformen eingegangen wird, um
Unterschiede innerhalb der Online-Partizipation festzustellen und beteiligungsfordernde
Ressourcen zu erkennen. Es ist anzunehmen, dass wie bei Offline-Partizipationsmdoglichkeiten
auch online unterschiedliche Formen unterschiedliche Ressourcen beanspruchen und
konsequenterweise unterschiedliche soziale Gruppen mobilisieren.

Die Analyse zeigt, dass bei ‘Ziiri wie neu’ Frauen, dltere Personen, mittel gebildete
Personen und Personen mit einer anderen Muttersprache als Deutsch unterreprésentiert sind.
Das bedeutet, dass diese Personen entweder weniger Mangel in der Stadt als meldungswiirdig
betrachten, weniger Mangel in der Stadt Zurich beobachten oder nicht Gber die Méglichkeit
der Mangelmeldung informiert sind. Bei einer weiterfuhrenden Studie zu den ersten beiden
Begriindungen wdre es interessant, wenn die Motivationen und Einstellungen fur die
Teilnahme bei ‘Ziiri wie neu’ untersucht werden. Gibt es gruppenspezifische Motivationen und
Einstellungen, welche die Teilnahme bei der lokalen Online-Beteiligungsform begunstigen?
Eine andere Studie, die sich mit der Nutzung von ‘Ziiri wie neu’ befasst hat, konnte einen
Zusammenhang zwischen Motivation und Teilnahmehdufigkeit bestétigen. Je stérker sich eine
Person aus Eigeninteresse oder fiir das Allgemeinwohl bei ‘Ziiri wie neu’ beteiligt, desto
haufiger wurde ein Mangel gemeldet (Abu-Tayeh, Portmann, und Stirmer 2017). Es wére

spannend zu untersuchen, wie sich diese Motivationen bei den untervertretenen Gruppen
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zeigen und welche weiteren Motivationen und Einstellungen zur Nutzung von ‘Ziiri wie neu’
fuhren.

Die dritte Begrindung schl&gt vor, dass die untervertretenen Gruppen aufgrund von
fehlendem Wissen iiber die Beteiligungsmoglichkeit bei ‘Ziiri wie neu’ unterreprisentiert sind.
Die allgemeine Bekanntheit und die Art, wie fiir ‘Ziiri wie neu” Werbung gemacht wird, konnte
einen Einfluss auf die Teilnehmerstruktur haben. Die Stadt Zurich gibt tiber das GIS-Zentrum
Auskunft tiber die Bewerbung von ‘Ziiri wie neu’. Seit der Einfithrung 2013 wurde die Méangel
App ausser bei der Lancierung nicht aktiv beworben. Als die Ergebnisse der Universitat Bern
zu der ‘Ziiri wie neu’ Nutzung veroffentlicht wurden, gab es einige Zeitungsartikel, unter
anderem im ‘Tagesanzeiger’ oder in *20 Minuten’. In diesem Jahr und 2018 wurde die App
beworben, indem an ca. 150 Standorten in der Stadt Zirich Plakate angebracht wurden. Das
Ziel der Plakataktion ist, neue Kund*innen zu gewinnen und aufzuzeigen, dass sich die Stadt
Zurich mit einem niederschwelligen und digitalen Kanal um eine funktionierende Infrastruktur
kiimmert, bei dem jede Person etwas dazu beitragen kann. Weiter wird betont, dass ‘Ziiri wie
neu’ dann erfolgreich ist, wenn keine Méngel mehr gemeldet werden (Gees 2020). Diese
Stellungnahme der Stadt Ziirich zeigt, dass der Fokus bei ‘Ziiri wie neu’ auf der Optimierung
der Infrastruktur liegt und eine gleiche Beteiligung nicht vordergrindig angestrebt wird. Die
Ungleichheiten bei der ‘Ziiri wie neu’ Beteiligung konnte aus der Unwissenheit liber die
Maoglichkeit resultieren. Die Personen, welche die Stichprobe der Untersuchung bilden, haben
im Zeitraum zwischen der Lancierung von ‘Ziiri wie neu’ im Jahr 2013 und 2016 mindestens
einen Mangel gemeldet. In dieser Zeit wurde der Mangelmelder kaum beworben und besonders
die Mund zu Mund Propaganda scheint eine treibende Wirkung zu haben (Gees 2020). Belegen
lasst sich diese Vermutung jedoch nicht. Wenn man davon ausgeht, dass die Mund zu Mund
Verbreitung treibend war, ist naheliegend, dass sich vor allem Personen aus dem gleichen
Umfeld gegenseitig mobilisieren und so spezifische soziale Gruppen mobilisiert werden,
andere daflir unerreicht bleiben. Es wére interessant zu tberpriifen, auf welchem Weg die ‘Ziiri
wie neu’ User von dem Mingel-Melder erfahren haben. Zusétzlich ware interessant zu sehen,
ob bei einer zweiten Erhebung der ‘Ziiri wie neu” Usern zum aktuellen Zeitraum eine
Verdnderung in der Nutzung von ‘Ziiri wie neu’ beobachtet werden kénnte. Durch die mit der
Zeit steigende Bekanntheit von ‘Ziiri wie neu’ konnte eine dhnlich hohe Bekanntheit zwischen
den sozialen Gruppen erreicht werden, was wiederum Ungleichheiten minimieren kénnte.

Gemass der Stadt Zurich gibt es monatlich ca. 30 % neue Registrierungen (ebd.). Gegen eine
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solche Entwicklung sprechen die Studienergebnisse von Rottinghaus und Escher (2020). Es
wurde eine lokale Online-Beteiligungsmoglichkeit in Deutschland untersucht und es wurde
festgestellt, dass die Bekanntheit der Beteiligungsmdglichkeit bei ungefahr 25 % lag und diese
uber verschiedene soziale Gruppen mehr oder weniger gleich verteilt war (ebd., 285). Weiter
kommt die Studie zum Schluss, dass lokale Regierungen durch Digitalisierung nicht mehr
Menschen erreichen, sondern insgesamt die gleichen informierten, gebildeten und politisch
aktiven Personen mobilisiert werden.

Die Ergebnisse dieser Analyse zeigen, dass es eine Verschiebung beziglich der
untervertretenen sozialen Gruppen gibt. Ein Spezialfall ist die Demobilisierung der Frauen bei
‘Ziiri wie neu’. Es wurde bereits besprochen, dass digitale Féhigkeiten nicht als Ursache
betrachtet werden. Weiter ist die Ubersetzung der Offline- in die Online-Partizipation kein
ausreichender Grund, da Frauen bei Abstimmungen beispielsweise kaum noch untervertreten
sind. Ein moglicher Grund wire, dass die Bekanntheit von ‘Ziiri wie neu’ speziell bei Frauen
niedrig ist. Um eine ldee zu bekommen, ob dies ein Grund sein kdnnte, wurde die Leserschaft
von Zeitungen betrachtet, die Artikel zu ‘Ziiri wie neu’ veréffentlicht haben (Universitat Bern
2016). Frauen sind nur leicht unterreprisentiert in der Leserschaft beim ‘Tages-Anzeiger’ und
20 Minuten’ (vgl. Goldbach 2020a; 2020b), weshalb diese Begrindung wieder verworfen
wird. Wie bereits erwéhnt, hat die Studie von Abu-Tayeh, Portmann und Stiirmer (2017)
gezeigt, dass die Motivation fir die Teilnahme einen Einfluss auf die Anzahl Meldungen bei
‘Ziiri wie neu’ hat. Es konnte keine starke unterschiedliche Verteilung dieser Motivationen
nach Geschlecht festgestellt werden. Die Studie von Rottinghaus und Escher (2020) konnte
zeigen, dass Griinde fiir eine Nicht-Teilnahme auf Einstellungen beruhen. Zweifel an der
Wirkung der Teilnahme, negative Einstellungen gegeniiber Online-Formen, fehlendes
Interesse und die Einstellung, dass es keine Veranderung braucht, fihren dazu, dass Personen
lokalen Online-Partizipationsmoglichkeiten fernbleiben (ebd., 276). In einer weiterfiilhrenden
Studie sollte untersucht werden, ob die beteiligungshemmenden Einstellungen ungleich nach
Geschlecht verteilt sind.

Im Hinblick auf das Alter hat ‘Ziiri wie neu’ eine positive Wirkung fiir die Gleichheit in
der politischen Beteiligung. Die Altersgruppen sind bei ‘Ziiri wie neu’ zum grdssten Teil
proportional reprasentiert. Fur die jungen Erwachsenen bedeutet das, dass die Ungleichheit aus
Offline-Formen aufgeldst werden kann. Die Nutzung von neuen Medien gibt jungen Personen

das Geflhl, eine gleichwertige Position in der Gesellschaft einzunehmen. Wegen des jungen
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Alters werden junge Erwachsene oft mit Unwissen oder Unfahigkeiten in Verbindung gebracht,
waéhrend sie als Expert*innen im Bereich Technik gelten (Vinken 2007: 48). Weiter fordert die
Internetnutzung den Zugang zu politischer Meinungsbildung durch das Lesen von Online-
Zeitschriften. Die ‘IEA civic education study’ zeigt, dass ein Zusammenhang zwischen der
Internetnutzung und politischem Wissen besteht (Amadeo 2007: 136). Durch die Nutzung von
‘Ziiri wie neu’ konnte sich das Gefiihl von jungen Personen steigern, ein vollwertiger Teil der
Gesellschaft zu sein sowie die politische Informiertheit steigern, was sich positiv auf die
politische Offline-Partizipation auswirken konnte. Es stellt sich die Frage, ob die Nutzung von
neuen Medien das Potenzial hat, die tiefe politische Partizipation von jungen Personen zu
uberwinden. Livingstone (2007) findet heraus, dass junge Menschen eifrig auf politischen
Plattformen flr Jugendliche partizipieren. Trotzdem ist die Peergroup entscheidend: Wenn das
erhohte politische Interesse nicht 6ffentlich geteilt wird und zusammen ausgeuibt werden kann,
ist die Hoffnung auf eine Verénderung in der Partizipation von Jungen gering (ebd., 119-121).
Die neue Ungleichheit in Online-Partizipationsformen ist bei den &lteren Personen
festzumachen. Als Ursache bietet der Digital Divide eine plausible Losung. Die Gruppe der
55- bis 65-Jahrigen ist proportional bei ‘Ziiri wie neu’ vertreten, wahrend die Ungleichheit bei
den 65- bis 74-Jahrigen beginnt und ab 75 Jahren noch starker zunimmt. Diese neue
Ungleichheit ist nicht nur in Bezug auf die Représentation der Interessen alterer Personen
problematisch, sondern flhrt zu einer sozialen Exklusion durch den Ausschluss aus der
digitalen Gesellschaft (Seifert, Hofer, und Rossel 2018).

Von der Online- zur Offline-Partizipation konnte beides beobachtet werden: Mehr
Gleichheit, aber auch verstarkte Ungleichheiten. Insgesamt l&sst sich sagen, dass die
Digitalisierung der Partizipationsformen flr junge Erwachsene und Personen mit tiefem
Bildungsniveau eine Chance darstellt. Eine starkere Mobilisierung durch Online-Formen fiihrt
dazu, dass die Interessen dieser sozialen Gruppen angemessen eingebracht werden. Eine
Herausforderung stellt dar, dass die Interessen von Frauen und Personen mit MH online noch
weniger abgeholt werden als durch Offline-Beteiligungsformen. Zusatzlich bilden sich neue
Gruppen, die online unterreprésentiert sind wie Personen mit mittlerem Bildungsniveau oder
altere Personen. Wéhrend die Untervertretung bei der alteren Bevolkerungsgruppe erwartet
wurde, ist die Demobilisierung der mittel gebildeten Bevolkerungsschicht unerwartet. Damit
die Digitalisierung der politischen Partizipationsformen eine Chance fiir mehr Gleichheit und

Inklusion darstellt, ist eine friihe Erkennung der nicht mobilisierten sozialen Gruppe wichtig.
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Nachdem nun beleuchtet wurde, wer sich online politisch beteiligt, wird in einem zweiten
Schritt beleuchtet, welche Faktoren das Online-Engagement férdern. Sind es die gleichen
treibenden Faktoren der Offline-Partizipation, die sich auf das Online-Engagement auswirken?
Die Beantwortung der Forschungsfrage, welche Einflussfaktoren das politische Online-
Engagement fordern, wird im folgenden Kapitel anhand des Beispiels ‘Ziiri wie neu’ erarbeitet

und diskutiert.
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8 Einflussfaktoren der politischen Online-Partizipation

Durch die Darstellung der soziodkonomischen Bevdélkerungsstruktur der Stadt Zirich sowie
der Abstimmungsbeteiligung und Teilnahme bei ‘Ziri wie neu’ konnten Unterschiede
zwischen der Offline- und Online-Partizipation aufgezeigt werden. Nun verschiebt sich der
Fokus auf die Personen, die bei ‘Ziiri wie neu‘ durch mindestens eine Miangelmeldung
partizipiert haben. Es wird die zweite Forschungsfrage dieser Arbeit untersucht: Welche
Faktoren haben einen positiven Einfluss auf das Engagement bei Online-Partizipationsformen?
Die Forschungsfrage wird am Beispiel der Applikation ‘Ziiri wie neu’ untersucht. Die Form
der Beteiligung ist eine Berichterstattung (Mé&ngel-Meldung) auf lokaler Ebene. Online-
Engagement wird in Form von Anzahl Meldungen bemessen. Das Analyse-Modell l&sst sich
von dem CVM ableiten. Das Ziel ist es, zu Uberprufen, ob die etablierten Einflussfaktoren der
politischen Partizipation sich ebenfalls auf lokale Online-Beteiligungsformen ubertragen
lassen. Das Modell wird durch die Komponente digitale Fahigkeiten erganzt (vgl. Abb 17).
Die digitalen Fahigkeiten kdnnen als Ressource einer Person betrachtet werden, welche einen
Einfluss auf das Online-Verhalten hat. In einem ersten Schritt werden die
Forschungshypothesen vorgestellt, welche durch das Analysemodell getestet werden sollen.
Anschliessend wird die Operationalisierung der verschiedenen Einflussfaktoren besprochen
und die Analysestrategie aufgezeigt. Darauf folgt die Darstellung der Ergebnisse. In der
Diskussion werden die Ergebnisse kritisch beleuchtet und es wir versucht, eine Antwort auf
die zweite Forschungsfrage dieser Arbeit eine Antwort zu geben. Welche Einflussfaktoren

fordern das politische Online-Engagement?
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Abb. 17: Einflussfaktoren der politischen Online-Partizipation nach CVM von Verba, Scholzman und Brady (1995)

8.1 Forschungshypothesen

Die Forschungshypothesen dieser Arbeit basieren auf dem CVM (vgl. Kapitel 5.2), welche
Ressourcen, politische Involvierung und politische Mobilisierung als entscheidende
Einflussfaktoren fur die politische Partizipation identifiziert werden. Die Auspragung dieser
drei Faktoren ist wiederum abhangig von der individuellen Position in der Gesellschaft. Das
Geschlecht, das Alter, das Bildungsniveau und der MH einer Person werden als
determinierende Merkmale fir die gesellschaftliche Stellung betrachtet. Daraus ergibt sich das
Modell der Einflussfaktoren der politischen Partizipation, welches fiir die Untersuchung der
Online-Partizipation um die Komponente der digitalen Fahigkeiten erweitert wurde (vgl. Abb.

17). Aus dem Modell der Einflussfaktoren der politischen Online-Partizipation ergeben sich
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drei Haupthypothesen zu den Ressourcen, der politischen Involvierung und der politischen
Mobilisierung einer Person.

Im CVM werden Zeit, Geld und Bilirgerkompetenzen als Ressourcen fir die politische
Partizipation identifiziert. Die Diskussion des Modells hat gezeigt, dass je nach Art der
Beteiligungsform unterschiedliche Ressourcen wichtig sind (Brady, Verba, und Schlozman
1995). Bei zeitintensiven Aktivitaten konnen die Ressourcen Geld und Birgerkompetenzen als
Einflussfaktoren vernachléssigt werden, wéhrend Zeit die entscheidende Rolle spielt. Bei
Aktivitaten, die einen finanziellen Beitrag verlangen, ist die Ressource Geld der
determinierende Faktor. Die Beteiligung bei ‘Ziiri wie neu’ ist weder mit einem nennenswerten
Zeitaufwand noch mit einem finanziellen Beitrag verbunden. Die Ressourcen Geld und Zeit
konnen entsprechend als Einflussfaktor bei der Beteiligung bei ‘Ziiri wie neu’ ausgeschlossen
werden. Die Burgerkompetenzen, die sich nach dem CVM auf die kommunikativen
Fahigkeiten und dem subjektiven Gefihl der Wirksamkeit beschranken, werden als
entscheidende Ressource betrachtet. Zum urspringlichen CVM werden zusétzlich noch
digitale Fahigkeiten in das Modell aufgenommen (vgl. Abb. 17), da diese einen Einfluss auf

das Online-Verhalten einer Person aufweisen. Daraus lassen sich folgende Hypothesen ableiten:

H1: Kompetenzen als Ressource der politischen Partizipation haben einen positiven Einfluss
auf das Engagement bei Online-Partizipationsmdéglichkeiten.
H1.1: Burgerkompetenzen haben einen positiven Einfluss auf das Engagement bei Online-
Partizipationsmdoglichkeiten.
H1.2: Digitale F&higkeiten haben einen positiven Einfluss auf das Engagement bei Online-

Partizipationsmdoglichkeiten.

Der zweite Einflussfaktor geméss dem CVM bezieht sich auf die politische Involvierung einer
Person, die sich durch ihr politisches Interesse, subjektive politische Kompetenzen und die
politische Informiertheit ausdriickt. Die subjektiv politischen Kompetenzen lassen sich durch
die Wahrnehmung der Burgerpflicht, die Verbundenheit mit dem Schicksal anderer und dem
Geflhl der Einflussnahme durch das Einbringen der eigenen Interessen zusammenfassen. Es

ergibt sich folgende Haupt- und Teilhypothesen:
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H2: Die politische Involvierung einer Person hat einen positiven Einfluss auf das Engagement
bei Online-Partizipationsméglichkeiten.
H2.1: Je starker das politische Interesse, desto ausgepréagter ist das Engagement bei
Online-Partizipationsméglichkeiten.
H2.2: Je starker die subjektive politische Kompetenz, desto ausgepragter ist das
Engagement bei Online-Partizipationsmoglichkeiten.
H2.3: Je hoher die politische Informiertheit, desto ausgeprégter ist das Engagement bei

Online-Partizipationsmoglichkeiten.

Die politische Mobilisierung wird als weiterer Einflussfaktor auf die politische Partizipation
verstanden. Die Aufforderung, sich zu beteiligen, kann durch verschiedene Netzwerke
stattfinden. Durch Familie oder Freunde, am Arbeitsplatz oder durch Organisationen. Es wird

folgende Hypothese angenommen:

H3: Je stérker eine Person politisch mobilisiert wird, desto ausgeprégter ist das Engagement

bei Online-Partizipationsmoglichkeiten.

8.2 Operationalisierung und Analysestrategie

Die Operationalisierung ist ein entscheidender Schritt fir die Messung eines theoretischen
Modells. Die Forschungshypothesen beschreiben die Zusammenhénge, welche untersucht
werden. In diesem Kapitel werden die Indikatoren beschrieben, welche fiir die Uberpriifung
der theoretisch formulierten Zusammenhange verwendet werden. Zunéchst wird die abhéngige
Variable  beschrieben, welche das Engagement bei  politischen  Online-
Partizipationsmdglichkeiten erfasst. Darauf folgt die Operationalisierung der unabhé&ngigen
Variablen, welche sich aus den Forschungshypothesen ergeben. Im letzten Schritt wird auf die
Kontrollvariablen eingegangen. Die Kontrollvariablen werden in der Untersuchung

bertcksichtigt, um weitere Einflisse zu kontrollieren und um Verzerrungen zu verhindern.

8.2.1 Die abhéangige Variable Anzahl Meldungen

Die abhdngige Variable misst das Engagement Dbei politischen  Online-

Partizipationsmdglichkeiten und wird durch die Anzahl Meldungen operationalisiert, die eine

92



Ungleichheit in der politischen Partizipation

Person bei ‘Ziiri wie neu’ getitigt hat. Die Daten stammen aus den realen Nutzungsdaten der
Applikation (Anzahl getétigte Meldungen im Zeitraum Juni 2013 bis Juli 2016) und wurden
mit den Antwortdaten der Umfrage mittels der User ID verknUpft. Die abhdngige Variable ist
im Datensatz original ‘NumberOfReportsPerUser’ benannt und wurde fiir die Analyse zu
‘NrRep’ unbenannt. Zwei Beobachtungen im Datensatz hatten keine Meldungen und wurden
daher herausgefiltert (n=728). Die abhangige Variable ist nicht normal verteilt, sondern weist
eine starke rechtsschiefe auf (Kurtosis = 126,33). Die Verteilung der Anzahl Meldungen zeigt,
dass nur wenige User sehr viele Meldungen getétigt haben und die meisten Meldungen
zwischen 1 und 3 liegen (3. Quantil liegt bei 3) (vgl. Abb. 18). Rund 47 % der ‘Ziiri wie neu’
User haben einen Mangel gemeldet. Der Modus liegt ebenfalls bei einer Meldung. Der Median
wurde mittels der Bootstrapping-Methode berechnet, um auf die geometrische Verteilung der

Variable einzugehen und liegt bei 4 Meldungen.
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Abb. 18: Verteilung der abhangigen Variable (aV) Anzahl Meldungen ‘NrRep’
Quelle: ‘Zuri wie neu’ Daten, eigene Darstellung, n=728

8.2.2 Die unabhangigen Variablen nach dem CVM

Die unabhangigen Variablen lassen sich in drei Gruppen nach dem CVM qgliedern (vgl. Abb.
19). In einem ersten Schritt wird der Einfluss von Ressourcen gepruft, wobei das Interesse in
den burgerlichen und den digitalen Kompetenzen liegt. Die darauffolgende Hypothesengruppe
zur politischen Involvierung einer Person setzt sich aus den unabh&ngigen Variablen
politisches Interesse, den Einschéatzungen der subjektiven politischen Kompetenzen und der

politischen Informiertheit zusammen. Die letzte Hypothese testet die politische Mobilisierung
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anhand der unabhéngigen Variablen zum Stellenwert des politischen Austausches einer Person.
Alle unabhdngigen Variablen sind im Datensatz mittels einer Likert-Skala mit Werten
zwischen 1 und 7 erhoben worden. Der Wert 1 bedeutet, dass die Person einer Aussage
Uberhaupt nicht zustimmt. Mit dem Wert 7 wird beschrieben, dass eine Person der Aussage
voll und ganz zustimmt. Dementsprechend ist 4 der neutrale Wert und beschreibt weder eine
Zustimmung noch Ablehnung. Keine Angaben wurden unter dem Wert 0 zusammengefasst
und fir die Analyse aus dem Datensatz entfernt. Daraus ergeben sich unterschiedliche

Stichprobengrossen bei der Betrachtung der einzelnen Variablen.

csernst, cskom
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Abb. 19: Operationalisierung der Einflussfaktoren nach CVM von Verba, Scholzman und Brady (1995)

Die unabhéngigen Variablen burgerliche und digitale Kompetenzen lassen sich aus den
‘Ziri wie neu’ Daten durch folgende Items beschreiben. Die biirgerliche Kompetenz wird

anhand von zwei Aspekten gemessen. Wie theoretisch bereits begriindet, setzt sich die
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blrgerliche Kompetenz aus verschiedenen kommunikativen und organisatorischen
Kapazitaten zusammen. Je ausgeprégter diese sind, desto einfacher fallt es einer Person, die
politischen Prozesse wund Institutionen nachzuvollziehen, was zu einer hoheren
Beteiligungswahrscheinlichkeit fuhrt. Diese kommunikativen und organisatorischen
Kapazitaten werden demnach mit vier Items operationalisiert, die diese Kapazitaten abbilden
und das Verstindnis der Prozesse beziiglich ‘Ziiri wie neu’ représentieren (vgl. Tabelle 4).

Mittels einer explorativen Faktoranalyse wurde untersucht, ob sich die Items dafiir eigenen,

Tabelle 4: Items zur Erfassung der birgerlichen Kompetenzen gemass civic skills nach CMV (1995)

cskom  ‘Ziri wie neu’ ist eine zielgerichtete Art, um mit der Stadt Zirich zu kommunizieren

csernst Die Stadt Zirich nimmt meine Meldungen auf "Z{ri wie neu" ernst

Dank ‘Zuri wie neu’ kann ich auf einfache Art den zustéandigen Behérden eine

csmeld Meldung abgeben

cseff Dank ‘Ziri wie neu’ wird mein Anliegen effizient bearbeitet

zu einem Einflussfaktor zusammengefasst zu werden. Cornbachs Alpha ist dafur eine
geeignete Methode, um die Reliabilitat der Items zu Uberprifen (Eid, Gollwitzer, und Schmitt
2017). Die Analyse ergibt, dass der Wert fiur diese vier Items bei 0.84 liegt und somit einer
guten Reliabilitat entspricht (Nunnally und Bernstein 1994). Die burgerlichen Kompetenzen
werden in diesem Modell demnach durch diese vier Items zusammengefasst zur

Einflussvariable ‘cs’.
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Abb. 20: Visualisierung der Korrelationen Birgerkompetenzen 'cs'

Quelle: ‘Zuri wie neu’ Daten, eigene Darstellung, n=708

Die digitalen Fahigkeiten einer Person werden im ‘Ziiri wie neu’ Datensatz nicht
umfassend erhoben. Der Fokus der Erhebung lag auf der Benutzerfreundlichkeit der App, die
im allgemeinen als sehr gut bewertet wird (Abu-Tayeh, Portmann, und Stirmer 2017).
Unterstiitzt wird dies von einer klaren Mehrheit der ‘Ziiri wie neu’ Usern, die die App als leicht
zu bedienen einschatzen (vgl. Abb 21). Es kann davon ausgegangen werden, dass Personen,
die die Applikation nicht als leicht zu bedienen empfinden, tber geringe digitale Fahigkeiten
verfugen. Der Einfluss der digitalen Fahigkeiten wird durch das Item ‘ds’ gepriift. Weiter wird
uberprift, wie die Verteilung der digitalen Fahigkeiten in Prozent in Bezug auf die Anzahl
Meldungen bei ‘Ziiri wie neu’ ist. Die Abbildung 22 zeigt pro Antwortkategorie, wie die

Bedienungsleichtigkeit von ‘Ziiri wie neu’ beurteilt wird. Personen, die eine 1 angegeben
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Abb. 21: Verteilung der unabhéngigen Variable (uV) digitale Fahigkeiten ‘ds’
Quelle: “Ziri wie neu’ Daten, eigene Darstellung, n=717

1 = stimme der Aussage, dass ‘Ziri wie neu’ leicht zu bedienen ist, iberhaupt nicht zu.
7 = stimme der Aussage, dass ‘Zuri wie neu’ leicht zu bedienen ist, voll und ganz zu.

haben, stimmen der Aussage, dass ‘Ziiri wie neu’ einfach zu bedienen ist, iberhaupt nicht zu.
Im Datensatz trifft dies auf zwei Personen zu, eine davon hat 2 und die andere 50 Mangel
gemeldet. Dementsprechend haben 50 % der Personen, die mit 1 geantwortet haben, entweder
2 oder 50 Meldungen abgeben. Es wird deutlich, dass es einen Ausreisser in den Daten gibt.

Die Person mit 50 Mangel-Meldungen wird als Ausreisser identifiziert und aus dem Modell
ausgeschlossen.
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Abb. 22: Digitale Féhigkeiten 'ds' in Prozent nach Anzahl Meldungen 'NrRep'
Quelle: ‘Ziri wie neu’ Daten, eigene Darstellung, n=717
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Die zweite Hypothesengruppe befasst sich mit dem Einfluss der politischen Involvierung
auf die politische Beteiligung. Verschiedene Komponenten wie das Interesse an Politik, die
subjektive Einschdtzung der eigenen politischen Kompetenzen sowie die politische
Informiertheit beschreiben die politische Involvierung einer Person. Um die verschiedenen
Aspekte zu erfassen, wird die politische Involvierung anhand von drei Teilhypothesen
uberpraft.

Das politische Interesse wird in der ‘Ziiri wie neu” Umfrage durch das Item erhoben, ob
sich die Befragten fur Politik interessieren. Es handelt sich um eine subjektive Angabe zum
politischen Interesse. Obwohl es nicht méglich ist, zu Uberpriifen, ob die subjektive Angabe
mit dem realen Interesse uUbereinstimmt, ist dies eine zul&ssige Art, politisches Interesse zu
operationalisieren (Prior 2018).

Die zweite Hypothese zur politischen Involvierung bezieht sich auf die subjektiven
politischen Kompetenzen. Darunter werden unterschiedliche Einstellungen verstanden, wie
das Geflhl, etwas im politischen System bewirken zu konnen, die Empathie, mit anderen
Menschen in Notlagen mitzuftihlen und das Wahrnehmen der politischen Partizipation als eine
Birgerpflicht. Daher wird fur die Operationalisierung der subjektiven politischen

Kompetenzen wieder eine explorative Faktoranalyse durchgefuhrt (vgl. Tabelle 5). Cronbachs

Tabelle 5: Items zur Erfassung der subjektiven politischen Kompetenzen nach CMV (1995)

sknot Ich flihle mich mit Menschen, die sich in einer Notlage befinden, verbunden
skbp Ich bin Uberzeugt, dass Birgerpflichten vor Eigeninteressen stehen sollen
skinfl ‘Zuri wie neu’ erlaubt mir, auf Dinge Einfluss zu nehmen, die mir wichtig sind

skdemo ‘Ziri wie neu’ gibt mir das Geflihl, dass Entscheidungstrager mich anhéren

Alpha liegt bei 0.63, was einem akzeptablen Wert entspricht. Gestiitzt wird die Annahme, dass
die Items durch die positiven Korrelationen untereinander reliabel sind (vgl. Abb. 23).

Zusammengefasst werden die Items im Modell unter der Einflussvariable ‘sk’.
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Abb. 23: Visualisierung der Korrelationen zwischen subjektiven politischen Kompetenzen 'sk'
Quelle: ‘Zuri wie neu’ Daten, eigene Darstellung, n=692

Die dritte Komponente der politischen Involvierung beschreibt die politische
Informiertheit, welche sich durch eine subjektive Empfindung operationalisieren l&sst. Bei der
‘Ziiri wie neu’ Umfrage wurden die Teilnehmer*innen zu gefragt, ob es ithnen wichtig ist, bei
politischen Ereignissen immer auf dem Laufenden zu sein. Bei dieser Operationalisierung gibt
es zwei mogliche Verzerrung, die es zu beachten gilt. Einerseits wird nicht nach einer
Einschatzung der eigenen politischen Informiertheit gefragt, sondern nach der Wichtigkeit.
Dabei muss berticksichtigt werden, dass die Wichtigkeit nicht die eigentliche Informiertheit
misst. Andererseits konnte gezeigt werden, dass Mé&nner dazu neigen, ihr Wissen zu
Uberschétzen. Andersherum neigen Frauen dazu, ihr Wissen zu unterschatzen (Fox und
Lawless 2011, 62). Es besteht die Gefahr, dass die Manner bei der Frage zur politischen
Informiertheit sich tendenziell zu hoch eingeschatzt haben, wéhrend Frauen eher tiefere Werte
angegeben haben. Diese Verzerrung kann in den Daten beobachtet werden, wenn man
vergleicht, wie viel Prozent der Frauen und Manner die jeweilige Antwortkategorie ausgewéhlt
haben (vgl. Abb. 24). Die Darstellung zeigt, dass Frauen der Aussage, ob es ihnen wichtig ist,
bei politischen Ereignissen auf dem Laufenden zu sein, weniger zustimmen als Méanner.
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Ménner sind daflr bei der Zustimmung der Aussage Ubervertreten. Dies spricht dafir, dass
eine solche Verzerrung in den Daten vorliegen konnte. Es kann aber keine definitive Aussage

getroffen werden, da die zugrundeliegenden Mechanismen unbekannt sind.
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Abb. 24: Verteilung der uV politische Informiertheit ‘polinf nach Geschlecht im Verhéltnis
Quelle: ‘Ziri wie neu’ Daten, eigene Darstellung, n=708

Die letzte Hypothese bezieht sich auf die politische Mobilisierung, der Aufforderung, sich
politisch zu beteiligen. Diese entsteht durch ein Netzwerk, welches aus Freunden, Familie, dem
Arbeitsumfeld oder anderen Organisationen wie Sportvereine oder religiésen Gruppen
bestehen kann. Der Datensatz ‘Ziiri wie neu’ bietet keine Informationen zu den personlichen
Netzwerken der Befragten. Die politische Mobilisierung kann trotzdem stellvertretend durch
den politischen Austausch erhoben werden. Nur Personen, die sich gerne mit anderen uber
Politik austauschen, haben ein Umfeld, welches dies ermdglicht. Durch den politischen
Austausch wird daher auf das Netzwerk geschlossen, welches zu einer Mobilisierung und einer
hoheren Beteiligung fuhrt. Die Schwierigkeit bei diesem Stellvertreter liegt darin, dass eine
Person sich auch nicht gerne Uber politische Sachverhalte austauscht und trotzdem durch ein

bestimmtes Netzwerk mobilisiert werden kann.

8.2.3 Die Kontrollvariablen: Geschlecht, Alter, Bildungsniveau und MH

Die Kontrollvariablen dieser Analyse setzen sich aus den Merkmalen der Gruppen zusammen,
die bei Offline-Beteiligungsformen untervertreten sind: Geschlecht, Alter, Bildungsniveau und

MH. Wie bereits theoretisch hergeleitet, ergeben sich aus diesen Merkmalen soziale Gruppen,
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bei denen sich die ungleiche Verteilung von Ressourcen, politischer Involvierung und
politischer Mobilisierung zeigen (Kapitel 6.2.2). Die Kontrollvariablen stehen daher im
Zusammenhang mit der abhé&ngigen und unabhdngigen Variablen. Durch das Einbeziehen der
Kontrollvariablen im Modell kann geprift werden, wie stark der Einfluss der unabhangigen
Variablen unter Bertcksichtigung der Merkmale der Kontrollvariablen ist.

Soziodemographische Merkmale wie Alter, Geschlecht und Bildungsniveau werden in der
empirischen Forschung zu politischem Verhalten als Standardprédiktoren betrachtet (vgl.
Kapitel 5.3). Haufig wird das Einkommen als weiterer erklarender Faktor fiir das politische
Verhalten hinzugezogen (Rottinghaus und Escher 2020, 270). Es wurde bereits empirische
mehrfach bestétigt, dass das Einkommen einen Einfluss auf das politische Verhalten hat. Ein
héheres Einkommen begiinstigt die politische Partizipation, was zu einer Ubervertretung der
Interessen der Wohlhabenden fuhrt (Whelan 2019, 235). Aufgrund der Datenlage ist der
Einbezug dieses soziotkonomischen Merkmals nicht moglich. Dafir wird zusatzlich
stellvertretend fur den MH gepriift, ob eine Person als Muttersprache Deutsch gelernt hat. Wie
die Analyse im Kapitel 7 gezeigt hat, sind besonders mannliche Personen im mittleren Alter,
einem hohen Bildungsabschluss und Muttersprache deutsch bei den ‘Ziiri wie neu’ Usern
ubervertreten. Bezlglich der soziodemographischen Merkmale zeigen sich Unterschiede in
den Anzahl Meldungen. Frauen haben maximal 21 Mangel gemeldet, wéhrend alle hdheren
Anzahl Meldungen von Mannern stammen (vgl. Abb. 25). Frauen wiederum haben haufiger
eine oder zwei Meldungen angegeben als Manner.
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Abb. 25: Verteilung der aV Anzahl Meldungen ‘NrRep’ nach Geschlecht ‘sex’ im Verhéltnis
Quelle: ‘Ziri wie neu’ Daten, eigene Darstellung, n=724
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Fir eine genauere Betrachtung des Merkmals Alter wurden Altersgruppen gebildet. Die
erste Altersgruppe reprasentiert die jungen Erwachsenen und fasst alle Personen bis und mit
34 Jahren zusammen. Die zweite Gruppe bildet sich aus den 35- bis 64-Jahrigen. Personen, die
65 Jahre und &lter sind, werden in der letzten Altersgruppe zusammengefasst. Die Darstellung

der Anzahl Meldungen nach Altersgruppen in Prozent (vgl. Abb. 26) weist darauf hin, dass es
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Abb. 26: Verteilung der aV Anzahl Meldungen ‘NrRep’ nach Altersgruppen ‘agebygroup’ im Verhaltnis
Quelle: ‘Ziri wie neu’ Daten, eigene Darstellung, n=724

einen Ausreisser gibt. Die Gruppe der jungen Erwachsenen ist bei einer Mangelmeldung leicht
ubervertreten. Die Anzahl Meldungen sinkt exponentiell bis 33 Meldungen. Eine Person, die
22 Jahre alt ist, hat 167 Mangel gemeldet. Diese Person wird aus der Analyse entfernt. Uber
20 Meldungen haben mehrheitlich Personen im mittleren Alter abgegeben. Altere Personen
haben am seltensten nur eine Meldung getatigt, aber auch niemals Uber 14 Mangel gemeldet.
Bis 34-Jahrige haben zu rund 50 % nur eine Mangel-Meldung getétigt. Die Verteilung der
Anzahl Meldungen nach Altersgruppen weist darauf hin, dass das Alter einen Einfluss auf das
Online-Engagement einer Person hat.

Das dritte soziodemographische Merkmal beschreibt den hdchsten Bildungsabschluss.
Bezogen auf die Anzahl Meldungen, die nach den unterschiedlichen Bildungsniveaus getétigt
wurden, gibt es keine klaren Strukturen (vgl. Abb. 27). Personen mit einem obligatorischen
Schulabschluss haben haufiger eine oder zwei Meldungen getatigt als Personen mit einem
Abschluss auf der Sekundarstufe Il. Diese wiederum haben h&ufiger ein oder zwei Mangel

gemeldet als Personen mit einem Abschluss auf der Tertidrstufe. Ab drei Meldungen ist kein
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Muster mehr erkennbar und die prozentuale Verteilung der getatigten Meldungen nach
Bildungsniveau variiert je nach Anzahl Meldungen. Beztglich der Haufigkeit der Mangel-

Meldungen, die von einer Person bei ‘Ziiri wie neu’ getétigt wird, wird erwartet, dass das
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Abb. 27: Verteilung der aV Anzahl Meldungen ‘NrRep’ nach Bildungsniveau ‘edubygroup’ im Verhaltnis
Quelle: ‘Zuri wie neu’ Daten, eigene Darstellung, n=691

Bildungsniveau einen positiven Einfluss hat. Digitale Fahigkeiten beglinstigen nicht nur, dass
Online-Beteiligungsformen genutzt werden, sondern auch wie haufig (Kahne, Lee, und Feezell
2012, 14).

Die letzte Kontrollvariable untersucht den Zusammenhang der Online-Partizipation mit
der Muttersprache. Diese Variable wird stellvertretend fur den MH verwendet, da dieser in der
‘Ziiri wie neu‘ Umfrage nicht direkt erhoben wurde. Es ist klar, dass diese Analyse keine
Aussagen Uber Personen mit MH treffen kann. Trotzdem ist es sinnvoll, die Muttersprache zu
kontrollieren, wie bereits in Kapitel 6.2.2 besprochen. Im Hinblick auf die Anzahl Meldungen
fallt auf, dass Personen mit einer anderen Muttersprache als Deutsch maximal 18 Meldungen
getétigt haben, ausser einer Person mit 80 Meldungen (vgl. Abb. 28). Dies konnte zu einer
Verzerrung des Einflusses der Muttersprache fuhren, weshalb diese Person aus dem Modell

ausgeschlossen wird.
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Abb. 28: Verteilung der aV Anzahl Meldungen ‘NrRep' nach Muttersprache ‘langubygroup’ im Verhéltnis
Quelle: ‘Ziiri wie neu’ Daten, eigene Darstellung, n=727

Das Analysemodell setzt sich folglich aus der abh&ngigen Variable Anzahl Meldungen bei
,Ziiri wie neu‘ und den unabhdngigen Variablen Biirgerkompetenzen, digitale Fahigkeiten,
politisches Interesse, subjektive politische Kompetenzen, politische Involvierung und
politischer Austausch sowie den Kontrollvariablen Geschlecht, Alter, Bildungsniveau und MH
zusammen. Im Folgenden wird die Analysestrategie aufgezeigt, um danach auf die Ergebnisse

einzugehen.

8.2.4 Analysestrategie

Die einzelne Betrachtung der Einflussfaktoren hat die Struktur der Daten deskriptiv
beschrieben. Dadurch konnten drei Beobachtungen identifiziert werden, welche Ausreisser
sind und dementsprechend von der Analyse ausgeschlossen werden. Mit dem Ausschluss der
Variablen, bei denen Angaben fehlen, ergibt sich fur die Analyse eine Stichprobe von n=658.
Das Gesamtmodell nach dem CVM wird mittels einer negativen Binominalregression getestet.
Die negative Binominalregression stammt aus der Poisson Familie und ist flr die
Zusammenhangsprufung geeignet, da die abhéngige Variable geometrisch verteilt ist und eine
Uberdispersion aufweist (Gardner, Mulvey, und Shaw 1995; Abu-Tayeh, Neumann, und
Stirmer 2018). Die Uberdispersion beschreibt, dass die Varianz grosser ist als der
Erwartungswert. In einem ersten Schritt wird nun daher gepriift, ob die Uberdispersion im

Modell nachzuweisen ist. Mittels dem Verfahren nach Cameron und Trivedi (1990) kann
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festgestellt werden, dass das Modell eine Konstante von 4,58 aufweist, was stark fur eine
Uberdispersion spricht. Weitere VVoraussetzungen fiir die negative Binominalregression sind,
dass die Stichprobengrdsse tber 50 ist und die abh&ngige Variable nur positive Werte aufweist,
da es sich um Z&hldaten handelt (Wang u. a. 1993, 979-94). Beide Bedingungen sind bei den
‘Ziiri wie neu’ Daten erfiillt. Die unabhdngigen Variablen bestehen aus Werten der Likert-
Skala mit Auspragungen zwischen 1 bis 7. Diese kénnen im Modell als numerische Variablen
verwendet werden. Die Bildung von Dummy-Variablen wirden zu einer hohen Komplexitéat
im Modell fuhren. Die Kontrollvariablen Geschlecht ‘sex’, Bildungsniveau ‘edubygroup’ und
Muttersprache ‘langubygroup’ werden als Dummy-Variablen und das Alter ‘age’ als
nummerische Variable in das Modell aufgenommen. Nachdem die Bedingungen und die
Struktur der negativen Binominalregression geklart wurden, werden die Ergebnisse im

folgenden Kapitel présentiert.

8.3 Ergebnisdarstellung der Datenanalyse

Die Ergebnisse der negativen Binominalregression sind unerwartet, da fir keine der
aufgestellten Hypothesen einen signifikanten Zusammenhang gefunden werden konnte (vgl.
Tabelle 6). Durch die Hypothesengruppe 1 (H1.1 und H1.2) wird der Einfluss der Ressourcen
einer Person auf die Anzahl Meldungen bei ‘Ziiri wie neu’ getestet. Weder die
Burgerkompetenzen noch die digitalen Fahigkeiten bieten einen signifikanten
Erklarungsbeitrag. Die zweite Hypothesengruppe (H2.1, H2.2 und H2.3) setzt sich aus dem
politischen Interesse, der subjektiven politischen Kompetenzen und der politischen
Informiertheit zusammen und beschreibt die politische Involvierung einer Person. Fir keine
der Komponenten konnte ein signifikanter Zusammenhang mit den Anzahl Meldungen
gefunden werden. Fir die dritte Hypothese (H3) wurde mittels des politischen Austausches die
politische Mobilisierung einer Person Uberpruft und ebenfalls kein signifikanter
Zusammenhang gefunden (vgl. Tabelle 6). Obwohl alle Hypothesen verworfen werden miissen,
bieten die Ergebnisse der negativen Binominalregression spannende Erkenntnisse zu den
Kontrollvariablen. Der Marginaleffekt kann aus den Regressionskoeffizienten () abgeleitet
werden und beschreibt den Einfluss einer unabhéngigen Variablen auf die abhéngige Variable

bei konstanter Haltung der anderen unabhé&ngigen Variablen. Bezliglich des Geschlechtes und
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Tabelle 6: Regressionstabelle der negativen Binominalregression mit aV Anzahl Meldungen ‘NrRep’

Regressionskoeffizient
Intercept 075"
(0.34)
Biirgerkompetenzen 0.04
(0.04)
Digitale Féahigkeiten -0.05
(0.04)
Politisches Interesse -0.05
(0.05)
Subjektive politische Kompetenzen -0.05
(0.05)
Politische Informiertheit 0.06
(0.05)
Politischer Austausch 0.05
0.04)
Weiblich (RK: Minnlich) 028
(0.09)
Alter 001"
(0.00)
Sekundarstufe II (RK: Obligatorische Schule) (22"
0.11)
Tertidrstufe (RK: Obligatorische Schule) 0.14
(0.10)
Andere Muttersprache (RK: Deutsch) 0.18
(0.16)
AIC 3022.76
BIC 3081.12
Log Likelihood -1498.38
Deviance 605.56
Num. obs. 658

*

*p<0.001; “p<001; p<0.05

Quelle: ‘Zuri wie neu’ Daten, eigene Berechnungen, n=658

der Anzahl Meldungen bei ‘Ziiri wie neu’ wird ein signifikanter Zusammenhang beobachtet (p
= 0.01). Das Geschlecht weist gleichzeitig die grosste Effektstarke auf (f = -0.28). Das
bedeutet, dass Manner im Vergleich zu Frauen eine hohere Anzahl Méangel melden. Der Wert
lasst sich jedoch nicht direkt interpretieren, da es sich bei der negativen Binominalregression
um eine logarithmische Verteilung der Poisson-Verteilung handelt (Wang u. a. 1993, 979-94).
Die Regressionskoeffizienten beziehen sich daher auf die vorausgesagte log of count der

Anzahl gemeldeten Méngel. Zusatzlich bezieht sich die Signifikanzangabe bei kategorialen
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Variablen nicht auf den Einfluss auf die unabhéngige Variable, sondern auf den Unterschied
zur Referenzkategorie.

Um zu testen, ob das Geschlecht einen signifikanten erklarenden Beitrag leistet, wird ein
Vergleich zwischen dem Gesamtmodell und dem Gesamtmodell ohne Geschlecht als
erklarender Faktor unternommen. Die Varianzanalyse bestétigt, dass das Geschlecht einen
signifikanten Erklarungsbeitrag leistet (p = 0.002). Der erklarende Beitrag des Alters auf die
Anzahl Meldungen bei ‘Ziiri wie neu’ ist signifikant. Pro steigendes Lebensjahr steigt der log
of count der Anzahl Meldungen um 0.01. Fiir eine weitere Interpretation flr den Einfluss von
Geschlecht und Alter wurde ein vereinfachtes negatives Binominalregression verwendet,
welches nur das Alter und das Geschlecht als erklarende Einfliisse misst. Wenn der Mittelwert
des Alters (38 Jahre) konstant gehalten wird, liegt die vorausgesagte Anzahl Meldungen fir

Frauen bei 2.6 und fur Ménner bei 3.5 Meldungen. Die Verteilung der vorausgesagten Anzahl
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Abb. 29: Vorausgesagte Anzahl Meldungen ‘NrRep’ uber das Alter 'age' nach Geschlecht 'sex’
Quelle: ‘Ziri wie neu’ Daten, eigene Berechnungen, n=658

Meldungen nach Geschlecht tber das Alter verteilt mit einem Konfidenzintervall von 95 %
werden in Abbildung 29 dargestellt. Es handelt sich dabei um ein Log-lineares Modell, weshalb

Aussagen Uber die Erwartungswerte getroffen werden konnen. Schliesslich wird ein
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signifikanter Erklarungsbeitrag fur das Bildungsniveau Sekundarstufe Il in Bezug auf Personen
mit einem Abschluss der obligatorischen Schule beobachtet (p < 0.05). Von dem
Regressionskoeffizienten (B = 0.22) kann abgeleitet werden, dass Personen mit mittlerem
Bildungsniveau (Sekundarstufe 1) signifikant eine hohere Anzahl Mangel melden als Personen
mit einem tiefen Bildungsniveau (obligatorische Schule). Der Vergleich der Varianzanalyse
zwischen dem Gesamtmodell und dem Gesamtmodell ohne Bildungsniveau als Einflussfaktor
zeigt, dass das Bildungsniveau keinen signifikanten erklarenden Beitrag leistet. Obwohl die zu
untersuchenden Einflussfaktoren keine signifikanten Erklarungsbeitrdge aufweisen, sind die
aus dem Modell gewonnen Erkenntnisse fiir weiterfiihrende Studien von hoher Relevanz. In
der Diskussion werden die Ergebnisse interpretiert, in den Kontext der aktuellen Forschung
gesetzt und kritisch reflektiert. Abschliessend wird ein Versuch unternommen, die zweite
Forschungsfrage dieser Arbeit zu beantworten. Welche Faktoren foérdern das Online-

Engagement?

8.4 Diskussion: Welche Faktoren fordern Online-Engagement?

Das Ziel dieser Analyse war, den Zusammenhang zwischen Einflussfaktoren der politischen
Partizipation nach dem CVM und dem Online-Engagement bei ‘Ziiri wie neu’ ausgedriickt
durch Anzahl Méngel-Meldungen zu untersuchen. Die Ergebnisse der Analyse zeigen, dass die
Einflussfaktoren nach dem CVM keinen signifikanten Erklarungsbeitrag fur das Online-
Engagement einer Person leisten. Alle Hypothesen miissen verworfen werden. Dafiir bieten
das Geschlecht und das Alter einen signifikanten Erklarungsbeitrag. Daraus lasst sich
schliessen, dass sich das politische Online-Engagement nicht durch die klassischen
Einflussfaktoren der politischen Partizipation erklaren l&sst. Es miissen neue, onlinespezifische
Einflussfaktoren ermittelt werden. Trotzdem muss das CVM als Erklarungsmodell nicht
ganzlich verworfen werden. Signifikante Zusammenhdnge konnten bezlglich des
Geschlechtes und dem Alter festgestellt werden. Beides Faktoren, die eine strukturierende
Wirkung auf die Position einer Person in der Gesellschaft haben. Es kann daher angenommen
werden, dass die Grundidee des CVMs bei der politischen Online-Partizipation ihre Gultigkeit
beibehélt: Der Zufall der Geburt kombiniert mit Lebensentscheidungen ber Beruf, Familie
und Involvierung in Organisationen determinieren die Ressourcen und Position in der

Gesellschaft, die wiederum die politische Partizipation fordern. Es gilt nun herauszufinden,
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welches die neuen onlinespezifischen Einflussfaktoren sind, die den Ressourcen und Position
in der Gesellschaft zugrunde liegen und die politische Online-Partizipation beeinflussen.

Verschiedene Studien bieten bereits erste Befunde zu den neuen onlinespezifischen
Einflussfaktoren. Einen grundlegenden Einfluss hat das Wissen dariiber, dass eine bestimmte
Online-Beteiligungsform besteht (Escher und Riehm 2017). Weiter konnte festgestellt werden,
dass andere Grinde und Motivationen die Online-Beteiligung fordern, die bei Offline-
Partizipationsformen nicht auftreten. Konservative Einstellungen fordern eine schlechtere
Bewertung von Online-Partizipationsformen, was zu einer geringeren
Beteiligungswahrscheinlichkeit fuhrt (Schottle 2019, 337). Konservative Einstellungen lassen
sich auf der politischen Rechts-Links-Skala auf der rechten Seite verordnen. Bei Offline-
Beteiligungsformen  haben  politisch rechte Personen ebenfalls eine Kkleinere
Beteiligungswahrscheinlichkeit. Dieser Befund ldsst sich jedoch auf einen anderen
Mechanismus zurtckfihren als die negative Bewertung der Partizipationsform. Politisch
rechte Personen haben ein weniger grosses Interesse daran, politisch und soziale
Verénderungen herbeizufiihren und beteiligen sich deshalb weniger (vgl. Inglehart 2015)%. Es
kdonnte demnach sein, dass konservative Einstellungen als Einflussfaktor bei Online-
Partizipationsformen an Gewicht gewinnen. Weiter gibt es Hinweise dafiir, dass unzufriedene
Personen sich eher bei Online-Formen beteiligen (Rottinghaus und Escher 2020; Einstein,
Palmer, und Glick 2019). Dies ist ein Widerspruch zu den Erkenntnissen der traditionellen
Partizipationsforschung, bei der ein positiver Zusammenhang zwischen der
Lebenszufriedenheit und der politischen Beteiligung belegt wird (Flavin und Keane 2012).
Schliesslich wurde in der Studie von Gibson, Lusoli und Ward einen positiven Zusammenhang
zwischen der Internetaffinitat einer Person unabhéngig von ihrem sozialen Status und dem
Online-Engagement gefunden (2005). Da die Studie aus dem Jahr 2005 stammt und die
Digitalisierung des Alltags seither schnell vorangeschritten ist, sollte dieser Zusammenhang in
weiterfihrenden Studien tberprift werden.

Neben den neuen, onlinespezifischen Einfliissen haben auch bekannte Faktoren einen
Einfluss auf das Online-Engagement. Die Studie von Oser, Hooghe und Marien untersucht vier

Formen der Online-Partizipation in den USA. Die Ergebnisse zeigen, dass der

3 Das Buch «The Silent Revolution: Changing Values and Political Styles Among Western Publics» von Ronald Inglehart
wurde erstmals 1977 von ‘Princeton University Press’ veroffentlicht.
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soziobkonomische Status sich entlang politischer Offline- und Online-Aktivitaten verteilt. Aus
der Studie kann geschlossen werden, dass wie bei Offline-Formen die Gruppe mit dem tiefsten
sozio6konomischen Status auch online am wenigsten aktiv ist (2013). Weiter gibt es Hinweise
flr einen positiven Zusammenhang zwischen dem Haushaltseinkommen und dem Online-
Engagement (Rottinghaus und Escher 2020). Die formale Bildung als Einflussfaktor wird
spater ausflhrlicher diskutiert, da es unterschiedliche Ergebnisse entlang der Online-
Partizipationsforschung gibt. In weiterfihrenden Studien wére es Interessant, alle
Komponenten des soziookonomischen Status’ zu erheben und den Einfluss auf verschiedene
Online-Partizipationsformen zu testen. Daraus konnte gefolgert werden, in welchem Ausmass
der soziodokonomische Status oder einzelne Aspekte davon Einfluss auf das Online-
Engagement nehmen.

Der starkste Einflussfaktor auf die Anzahl Meldungen bei ‘Ziiri wie neu’ ist das
Geschlecht. Dieser Befund unterstiitzt Erkenntnisse aus anderen Studien, die ebenfalls einen
Zusammenhang zwischen dem Geschlecht und der Online-Partizipation bestétigen (Gibson,
Lusoli, und Ward 2005; Rottinghaus und Escher 2020; Abu-Tayeh, Portmann, und Stirmer
2017; Schottle 2019). Grinde fur das geringere Online-Engagement konnte in
geschlechterspezifischen Motivationen liegen. Wahrend Manner héufiger teilnehmen, um
Einfluss zu nehmen, nehmen Frauen haufiger zur Meinungsbildung teil oder ausgehen von
Gesprachen mit Bekannten Uber die Online-Plattform (Schoéttle 2019, 339). Die
Teilnahmemotivation wurde bei ‘Ziiri wie neu’ nicht erhoben, weshalb dieser Befund nicht mit
den ‘Ziiri wie neu’ Usern abgeglichen werden kann. Die Besonderheit beim Geschlecht als
Einflussfaktor bei der ‘Ziiri wie neu’ Beteiligung liegt darin, dass Frauen aussergewohnlich
stark untervertreten sind. Ein Grund fr die verstarkte Ungleichheit beziiglich des Geschlechts
bei ‘Ziiri wie neu’ konnte in der Nutzungshédufigkeit der Ziircher Infrastruktur liegen. Ménner
sind in Zlrich haufiger und zu einem héheren Pensum erwerbstétig als Frauen (Stadt Zlrich
2020Db) (Erwerbstatigkeit Stadt Zuri). Dadurch konnte eine erhdhte Nutzung der Infrastruktur
in unterschiedlichen Stadtteilen bei Méannern auftreten. Konsequenterweise wiirden Ménner
haufiger von Mangeln betroffen sein und diese entsprechend melden. Die Datenlage von ‘Ziiri
wie neu’ spricht fiir diese These. Beim Vergleich der Erwerbstétigkeit der Frauen und Manner
in der Stadt Ziirich und unter den ‘Ziiri wie neu’ Usern zeigt, dass jeweils die erwerbslosen

Personen bei ‘Ziiri wie neu’ untervertreten sind (vgl. Abb. 30). Weiter findet die Studie von
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Abu-Tayeh, Portmann und Stirmer einen signifikanten negativen Zusammenhang zwischen

momentan erwerbslosen Personen und der Anzahl Meldungen bei ‘Ziiri wie neu’ (2017).

'Zliri wie ned' Frauen

'Ziri wie neu' Manner

Demographie Zirich Manner

Demographie Zirich Frauen _

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100
m Nicht erwerbstatig mTeilzeit = Vollzeit

Abb. 30: Erwerbstatigkeit nach Geschlecht der 'Ziiri wie neu' Usern und der Demographie der Stadt Zurich
Quelle: Stadt zuri (2020b), ‘Zuri wie neu’ Daten, eigene Darstellung

Bemerkung: Nicht erwerbstatig = Hausfrauen/Hausmanner, Personen in Ausbildung, Rentner*innen und andere
Nichterwerbspersonen; Teilzeit = Arbeitspensum bis 90 %; Vollzeit = Arbeitspensum zwischen 90 % und 100 %

Zusétzliche Unterstiitzung findet diese These in der Studie von Rottinghaus und Escher (2020).
Die Autoren haben die lokale Online-Beteiligung in der Beratschlagung zu Fahrradwegen
untersucht und herausgefunden, dass die Nutzungshaufigkeit der Fahrradwege der starkste
Einfluss auf das Online-Engagement war. Der Zusammenhang zwischen der Betroffenheit und
der Beteiligung wurde von Leino und Laine (2012) theoretisch bestétigt. Daraus ergibt sich die
Forderung, dass bei zukinftigen Studien in einem ersten Schritt der Fokus auf das Thema und
die damit verbundene unterschiedliche Betroffenheit gelegt werden soll und in einem zweiten
Schritt die Beteiligungsstruktur analysiert wird.

Der positive signifikante Zusammenhang zwischen dem Alter und den Anzahl Meldungen
ist auf den ersten Blick erstaunlich, da dltere Personen generell bei der ‘Ziiri wie neu’
Beteiligung untervertreten sind (vgl. Kapitel 7.2) Wenn aber eine Beteiligung stattfindet, dann
ist die Wahrscheinlichkeit grésser, dass mit héherem Alter mehr Méngel gemeldet werden.
Dies passt zu der aktuellen Forschung. Da einerseits ein digitaler Ausschluss der alteren
Bevolkerung beobachtet werden kann (Seifert, Hofer, und Rossel 2018) und diese sich
andererseits bei traditionellen Abstimmungsformen (berproportional beteiligt (vgl. Kapitel
7.2). Es kann daraus geschlossen werden, dass &ltere Personen sich bei uneingeschranktem

Zugang und entsprechenden digitalen Fahigkeiten auch online stérker beteiligen wirden.
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Das Bildungsniveau als Einflussfaktor gewinnt oder verliert an Gewicht, je nachdem um
welche Form der politischen Partizipation es sich handelt. So sind Personen mit einem tiefen
formalen Bildungsniveau bei den Abstimmungen vom 25. September 2016 untervertreten. Bei
der Partizipation von Wahlen hat das Bildungsniveau keinen signifikanten Einfluss. Dafiir
beeinflusst das politische Interesse die Wahlbeteiligung. Das politische Interesse einer Person
héngt wiederum mit der formalen Bildung zusammen (Brady, Verba, und Schlozman 1995,
283). Unterschiedlich starker Einfluss zeigt das Bildungsniveau auch bei Online-
Partizipationsformen. So haben Escher und Riehm (2017) festgestellt, dass bei Offline- und
Online-Petitionen eine hohe Ungleichheit in der formalen Bildung auftritt. Dies liegt daran,
dass Petitionen komplex sind und Féahigkeiten erfordern, die besonders durch formale Bildung
gewonnen werden. Die Studie von Rottinghaus und Escher (2020) konnte bei der lokalen
Online-Beratschlagung ebenfalls beobachten, dass Personen mit tiefem Bildungsniveau
untervertreten sind. Im Gegensatz dazu konnten Gibson, Lusoli und Ward (2005) feststellen,
dass bei der politischen Online-Partizipation, die durch verschiedene Aktivitaten erfasst wird,
eine Mobilisierung der Personen mit tiefer formaler Bildung, eintritt. Die Autoren schliessen
aus den Ergebnissen, dass der Grund fir die Absenz von Personen mit tiefem Bildungsniveau
bei Offline-Partizipationsformen bei Online-Formen verschwindet. Die Ergebnisse der
vorliegenden Analyse bekréftigen diese Schlussfolgerung. Es konnte eine Mobilisierung der
Personen mit tiefem Bildungsniveau beobachtet werden und keine signifikanten
Zusammenhdange zwischen Bildungsniveau und Online-Engagement. Es gibt entsprechend
Befunde fur die Mobilisierungsthese und die Verstarkungsthese beziiglich der formalen
Bildung und dem Online-Engagement. In zukiinftigen Studien soll ein Augenmerk auf der
formalen Bildung bleiben, um die unterschiedlichen Befunde zu erklé&ren und einschétzen zu
konnen, bei welcher Form der politischen Online-Partizipation die formale Bildung
determinierend wirkt.

Zusammenfassend zeigt die Analyse, dass die Einflussfaktoren der politische Partizipation
nach dem CVM nicht unverandert fur die Online-Partizipation Ubernommen werden kénnen
und die Kontrollvariablen Geschlecht und Alter einen signifikanten Erklarungsbeitrag leisten.
Es muss berlcksichtigt werden, dass sich diese Arbeit auf Erklarungsfaktoren auf der
Individualebene fokussiert hat. Flr eine umfassende Erklarung der Online-Partizipation sollten
ebenfalls Faktoren der Meso- und Makroebene berticksichtigt werden. Beispielsweise haben

Steinbach, Wilker und Schottle herausgefunden, dass die Grosse einer Stadt die
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Wahrscheinlichkeit beeinflusst, ob eine Person Erfahrung mit Online-Partizipation hat
(Steinbach, Wilker, und Schoéttle 2020, 27). Dies ist ein Hinweis darauf, dass grossflachigere
Online-Partizipationsformen, nicht wie ‘Ziiri wie neu’, die lokal organisiert ist, zu einer neuen
Ungleichheit zwischen Stadt und Land flhrt. Der Unterschied in der Erfahrung kénnte daher
kommen, dass grosse Stadte wahrscheinlicher lokale Online-Partizipationsformen einfiihren
als kleinere Stadte. Die Studie kommt zum Schluss, dass die Grosse einer Stadt einen
entscheidenden  Einfluss auf die  Verbreitung und Nutzung von  Online-
Partizipationsmdglichkeiten hat (ebd., 28). Eine weitere Schwachstelle der Analyse liegt in der
limitierten Vielfalt der Datenlage und die daraus resultierte Operationalisierung der
unabhéngigen Variablen. Politische Aspekte wurden zum Teil nicht umfassend erhoben. Eine
Uberpriifung der Einfliisse nach dem CVM mit einer adaquateren Operationalisierung ware
sinnvoll. Besonders die Messung der digitalen Fahigkeiten und der politischen Mobilisierung
waren unzureichend. Die digitalen Fahigkeiten beschréanken sich in der Analyse auf die
Bewertung der Bedienungsfreundlichkeit von ‘Ziiri wie neu’. Weitere Aspekte von Fahigkeiten
und Online-Verhalten wie die Einbettung im Alltag wurden nicht berticksichtigt und kdnnten
einen erkldrenden Beitrag leisten. Die politische Mobilisierung wurde Uber das Item erhoben,
ob es einer Person gefallt, mit anderen tber Politik zu diskutieren. Die Einbindung in Familie,
Freundeskreis, Arbeit und Religionsgemeinschaften oder anderen Organisationen konnte nicht
in die Analyse aufgenommen werden. Besonders die Einbindung in Interessensgruppen und
Parteien haben eine mobilisierende Wirkung auf die Birgerbeteiligung (Whelan 2019).
Abschliessend kann die zweite Forschungsfrage dieser Arbeit nicht beantwortet werden.
Weitere Forschung ist notig, um die onlinespezifischen Einflussfaktoren zu identifizieren. Fir
das Engagement bei ‘Ziiri wie neu’ leisten das Geschlecht und das Alter einen erkldrenden
Beitrag. In Verbindung mit den Erkenntnissen der Analyse aus Kapitel 7, ergeben sich
Handlungsfelder, die fiir mehr Gleichheit in der Beteiligung bei ‘Ziiri wie neu’ angegangen
werden konnen. Die Ausgangslage dieser Arbeit war, ob Online-Partizipationsformen wie
‘Ziri wie neu’ eine Chance oder eine Herausforderung fiir mehr Gleichheit in der
Burgerbeteiligung darstellen. Die Erweiterung der Partizipationsformen kann mobilisierend
wirken, aber auch neu Ungleichheiten schaffen und Bekannte verstarken. Das Erkennen und
Angehen dieser Handlungsfelder ist wichtig, damit neue Online-Partizipationsformen als
Chance fur mehr Gleichheit genutzt werden konnen. Das Identifizieren solcher

Handlungsfelder ist nur durch das Monitoring und Evaluieren der Nutzung von
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Biirgerbeteiligungsplattformen mdoglich, was bei der Plattform ‘Ziiri wie neu’ durch die
Initiative der Universitat Bern umgesetzt wurde. Mehr als 40 % der lokalen Regierungen und
Verwaltungen lassen Biurgerbeteiligungsprogramme laufen, ohne deren Nutzung zu
beobachten (Pina und Torres 2016, 301). Im Gegensatz zu dieser Arbeit verfolgt die Stadt
Ziirich mit ‘Ziiri wie neu’ nicht das Ziel, mehr Gleichheit in der Biirgerbeteiligung zu schaffen,
sondern eine perfekte Infrastruktur anzubieten. Das Ziel von Ziiri wie neu’ ist erreicht, sobald
keine Meldungen mehr eingehen (Gees 2020). Diese Haltung passt dazu, dass sich die Stadt
Ziirich kaum fiir die Studienergebnisse mit den ‘Ziiri wie neu’ Daten interessiert hat (Stirmer
2020).

Trotzdem wird abschliessend auf mdgliche Massnahmen eingegangen, welche zu mehr
Gleichheit in der ‘Ziiri wie neu’ Beteiligung fithren kdnnten. Die untervertretenen Gruppen
sind Frauen, Personen Uber 65 Jahre, Personen mit mittlerem Bildungsniveau und Personen
mit einer anderen Muttersprache als Deutsch. Eine effektive Strategie zur Mobilisierung
untervertretener Gruppen ist eine personliche Einladung zur Beteiligung (Rottinghaus und
Escher 2020; Oser, Hooghe, und Marien 2013). Personen, die einer der untervertretenen
Gruppen angehoren, koénnten mit dieser Strategie abgeholt werden. Weiter konnte eine
Mobilisierung durch die Zusammenarbeit der Stadt und Institutionen gefordert werden.
Beispielsweise konnten altere Personen durch die Zusammenarbeit mit gerontologischer
Sozialarbeit digital abgeholt werden (Seifert, Hofer, und Rdssel 2018, 784). Um die
Beteiligung von Personen mit Migrationshintergrund zu férdern, konnte die Applikation auf
Englisch oder weiteren Sprachen zur Verfiigung gestellt werden. Wichtig ist, dass eine
ungleiche Beteiligung in einem ersten Schritt als problematisch anerkennt und in einem
zweiten Schritt die Herausforderung in der Politikgestaltung zur Lo6sungsfindung
aufgenommen wird. Neue Online-Partizipationsformen kdnnten so zu einer Chance fiir mehr

Gleichheit in der Burgerbeteiligung werden.
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9 Fazit

Diese Forschungsarbeit hat sich umfassend mit der politischen Partizipation befasst und sich
mit der normativen Sichtweise auseinandergesetzt, wieso eine breite und gleiche
Burgerbeteiligung wiinschenswert ist, um die Forschungsfragen zu legitimieren.
Zusammenfassend l&sst sich sagen, dass die politische Partizipation ein grundlegendes
Element einer Demokratie ist. Einerseits ist sie eine Bedingung fiir die Gewahrleistung der
Regierung durch das VVolk. Andererseits werden politische Entscheidungen und Prozesse durch
die politische Partizipation legitimiert. Es werden dabei Funktionen der Beeinflussung und
Mitsprache bei kollektiven Entscheidungen erftllt sowie die Meinungs- und Willensbildung
gefordert. Auf den Punkt gebracht, lasst sich sagen: «Citizen participation is at the heart of
democracy» (Verba, Schlozman, und Brady 1995, 1).

Die Analyse der untervertretenen Gruppen der Frauen, jungen Erwachsenen, Personen mit
tiefem Bildungsniveau und Personen mit MH hat gezeigt, dass diese aufgrund fehlender
Ressourcen, Motivation und Netzwerke in der Birgerverteilung strukturell unterrepréasentiert
sind. Die Befunde aus der Partizipationsforschung spiegeln sich in  der
Abstimmungsbeteiligung der Zlrcher Abstimmungsberechtigten bei der nationalen
Volksabstimmung vom 25. September 2016. Der Vergleich mit der soziodemographischen
Struktur der Stadt Ziirich und der ‘Ziiri wie neu’ Beteiligung gibt einen Einblick in die
politische Online-Partizipation. Bei ‘Ziiri wie neu’ sind Frauen, Personen iiber 65 Jahre,
Personen mittleren Bildungsniveau und Personen mit einer anderen Muttersprache als Deutsch
untervertreten. Bezogen auf Frauen und Personen mit MH konnten Hinweise fiir die
Verstarkungsthese gefunden werden. Junge Erwachsene und Personen mit einem tiefen
Bildungsniveau sind bei ‘Ziiri wie neu’ entsprechend ihrer Gruppengrdsse vertreten, was auf
die Mobilisierungsthese hinweist. Neue Ungleichheiten bei ‘Ziiri wie neu’ entstehen fiir
Personen Uber 65 Jahre und Personen mittleren Bildungsstandes. Damit die Einflihrung neuer
Online-Partizipationsformen eine Chance fir mehr Gleichheit in der Blrgerbeteiligung ist,
mussen Einflussfaktoren fiir das Online-Engagement identifiziert werden, um diese spezifisch
bei den neuen untervertretenen Gruppen friihzeitig férdern zu kénnen.

Die zweite Forschungsfrage beschéaftigt sich entsprechend mit der Frage, welche
Einflussfaktoren eine férdernde Wirkung auf die Birgerbeteiligung haben. Am Beispiel der
‘Ziirt wie neu’ Nutzung zwischen 2013 und 2016 wird diese Frage untersucht, wobei das

Online-Engagement durch die Anzahl gemeldeten Meldungen ausgedrickt wird. Mittels einer
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negativen Binominalregression werden Einflussfaktoren des CVMs erganzt durch digitale
Fahigkeiten getestet. Die Forschungshypothesen werden durch die multivariate Analyse nicht
bestatigt. Dafur konnten das Geschlecht und das Alter als Einflussfaktor auf die Anzahl
Meldungen bei ‘Ziiri wie neu’ identifiziert werden. Aus der Diskussion der Ergebnisse konnte
geschlossen werden, dass es neue online-spezifische Einflussfaktoren gibt, die sich auf das
Online-Engagement auswirken. Weitere Forschung in Bezug mit Fokus auf der Art der Online-
Partizipationsform und der Betroffenheit der zu beeinflussenden Entscheidungen ist wichtig,
um diese zu identifizieren. Die Kombination der beiden Forschungsfragen ermdglicht die
Erkennung von Handlungsfeldern. Welche online-spezifischen Ressourcen einen positiven
Einfluss auf die Beteiligung haben, muss in weiterfihrenden Studien geklart werden.
Abschliessend ldsst sich nicht sagen, ob ‘Ziiri wie neu’ eine Chance oder eine Herausforderung
fur mehr Gleichheit in der Biirgerbeteiligung birgt. Mit einer gezielten Mobilisierung der neuen
untervertretenen Gruppen durch politische Entscheidungen in Zusammenarbeit mit sozialen
Institutionen sowie durch persénliche Beteiligungseinladungen kann ‘Ziiri wie neu’ eine
Chance fir mehr Gleichheit sein. Um den Nutzen dieses wissenschaftlichen Beitrages zu
maximieren, sollten die Erkenntnisse von den zusténdigen politischen Akteuren berlcksichtigt
werden.

Insgesamt leistet diese Arbeit einen Beitrag zur Forschung im Bereich der politischen
Online-Partizipation, indem am Beispiel von ‘Ziiri wie neu’ herausgearbeitet wurde, welche
sozialen Gruppen bei ‘Ziiri wie neu’ unterreprisentiert sind und welche Einflussfaktoren das
Online-Engagement férdern. Dadurch konnten Handlungsfelder identifiziert werden, welche
bei entsprechenden Massnahmen zu einer grosseren Gleichheit fuhren konnen. Die
Limitationen dieser Arbeit bieten gleichzeitig Ausblicke fir weiterfiihrende Studien. Erstens
wurde fur die Legitimation der Forschungsfrage, die normative Sicht auf die politische
Partizipation und deren Rolle im demokratischen System aufgearbeitet. Dabei wurden kritische
Stimmen gegenuber der partizipativen Demokratie ausgeklammert. Eine pessimistische
Sichtweise auf die Birgerbeteiligung geht davon aus, dass sich die Ungleichheiten in
Einkommen, Wohistand, sozialem Status und Bildung immer in Form politischer
Ungleichheiten niederschlagt und sich durch Partizipationsmoglichkeiten eine pseudo-
demokratische Eliteherrschaft manifestiert (vgl. Papadopoulos 2004, 220). Eine Diskussion
verschiedener Sichtweisen waére interessant, um die Legitimation der Forschungsfrage zu

untermauern oder zu hinterfragen. Zweitens wird stellvertretend fir Online-
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Partizipationsformen die lokale Online-Beteiligungsform ‘Ziiri wie neu’ untersucht, was das
Schliessen auf allgemeine Aussagen erschwert. Weiter ist zu erwarten, dass unterschiedliche
Online-Partizipationsformen andere Einflussfaktoren fir die Beteiligung aufweisen. Eine
genauere Analyse der unterschiedlichen Online-Partizipationsformen und deren
zugrundeliegenden Mechanismen ware ein wichtiger nachster Schritt. Ankntpfende Studien
sollen Zusammenhdnge zwischen der Art der Online-Beteiligung und den spezifischen
Einflussfaktoren untersuchen, um ein differenziertes Bild der Online-Beteiligung zu erhalten.
Drittens lasst sich das gewéhlte Vorgehen im Identifizieren der Einflussfaktoren auf das
Online-Engagement kritisch hinterfragen. In dieser Arbeit wurden die Hypothesen vom CVM
abgeleitet, deren Zusammenhange in Bezug auf die politische Offline-Partizipation empirisch
fundiert sind. Es wurde versucht, die Online-Komponente in das Modell mitaufzunehmen.
Aufgrund der Datenlage konnte dies nur bedingt umgesetzt werden. Weiterfiihrende
Untersuchungen sollen versuchen, spezifische Einfliisse auf das Online-Verhalten mit in die
Analyse aufzunehmen. Zudem handelt es sich bei der Stichprobe um eine
Querschnittserhebung, die keine endgultige Aussagen (ber die Kausalitat der untersuchten
Variablenzusammenhénge zuldsst (Abu-Tayeh, Portmann, und Stiirmer 2017).

Fiir ein genaueres Bild der Beteiligung bei ‘Ziiri wie neu’ und somit einen Beitrag fiir die
Forschung politischer Online-Partizipation wére eine zweite Datenerhebung zur Nutzung von
‘Ziiri wie neu’ notig. Dadurch konnten einerseits weitere Dimensionen erfasst werden wie
beispielsweise das Online-Verhalten und -Einstellungen einer Person, der Grund fur die
Teilnahme oder die Einbettung in soziale Netzwerke. Andererseits kdnnte ein wichtiger
Beitrag dazu geleistet werden, die neuen untervertretenen Gruppen zu beobachten und
Veranderungen wber die Zeit festzustellen. Besonders im Hinblick auf die fortschreitende
Digitalisierung der politischen Partizipation ist es wichtig, den Fokus der

Partizipationsforschung auf Online-Formen zu legen.
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Anhang A: Datenbeschreibung und Operationalisierung

Tabelle 7: Ubersicht der verwendeten Daten

Daten Quelle Jahr |Verwendete Variablen

‘Zuri wie neu’ Datensatz | Zugang durch PD Dr. 2016 |NumberOfReportsPerUser,
Matthias Sturmer, finished, D1, D2, D3, D5, D4,
Leiter der SQ1, SvQ3, US2, US3, US5,
Forschungsstelle QID22_1, QID22_2, QID22_3,
Digitale Nachhaltigkeit QID23_3, QID23_6, NB10, NB14,
der Universitat Bern NB16

BEV390T3900: Daten zur Bevolkerung | 2016 |Geschlecht, Alter

Bevolkerung nach Alter, | der Stadt Zurich (Stadt

Geschlecht und Zurich 2020a)

Herkunft, seit 1993’

BIL100T1001: Daten zur Bevolkerung | 2016 |Bildungsniveau

Bildungsstand der der Stadt Zirich (Stadt

Wohnbevolkerung, seit Zirich 2020a)

1970

BEV530T5305: Daten zur Bevolkerung | 2016 |Migrationshintergrund

Anteil eingeblrgerte der Stadt ZUrich (Stadt

Personen Zurich 2020a)

VOTO 1: FORSbase, (Bernhard | 2016 |w_dtccp, part, bigregion, sex,

Swiss Popular Vote u. a. 2020, 1) birthyear, educ, citizen_rep

25.09.20186,

Nr. 826

Tabelle 8: Verwendete Variablen ‘Ziiri wie neu’

ID |Fragecode Unbenennung |Beschreibung und Auspragungen der
Kategorien
NumberOfReportsPerUser |NrRep [Anzahl Meldungen, die eine Person bei
Zuri wie neu im Zeitraum Juni 2013 bis Juli
2016 getatigt hat]
1 [finished Wurde die Umfrage beendet?
Kategorien:
0 not finished
1 finished
2 D1 sex Bitte geben Sie lhr Geschlecht an
Kategorien:
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0 nicht beantwortet
1 mannlich
2 weiblich

D2

age

Bitte geben Sie Ihr Alter an

agebygroup

Einteilung nach Altersgruppe
Kategorien:

1-17

218-24

325-34

4 35-44

5 45-54

6 55-64

7 65-74

8 75+

D3

ZH

Erhebung der Postleitzahl
Kategorien:

0 Nicht Stadt Zirich

1 Stadt Zirich

D5

langu

Was ist lhre Muttersprache (erste gelernte
Sprache)?
Kategorien:

0 keine Angabe

1 Deutsch

2 Franzdsisch

3 Italienisch

4 Réatoromanisch

5 Englisch

6 Andere

langubygroup

Einteilung nach Deutsch und Andere
Kategorien:

1 Deutsch

2,3,4,5, 6 Andere

D4

edu

Bitte geben Sie lhren héchsten
Bildungsabschluss an
Kategorien:

0 keine Angabe

1 Obligatorische Schulzeit

2 Berufsbildung/KV/Lehre

3 Berufsmatura

4 Gymnasiale Matura

5 Hbhere Fachschule

6 Hochschulabschluss

7 Doktorat oder hoher

8 Andere

edubygroup

Einteilung nach Bildungsniveau
Kategorien:

1 Obligatorische Schule

2, 3, 4 Sekundarstufe Il

5, 6, 7 Tertiarstufe

10

D7

pensum

Wie hoch ist Ihr Arbeitspensum in Prozent?
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Kategorien:
1 Momentan erwerbslos
2 Teilzeit erwerbstétig
3 Vollzeit erwerbstétig

12

SQ1

ds

[ZUri wie neu] ist leicht zu bedienen
Kategorien: Likert-Skala

1 Stimme Uberhaupt nicht zu

2 Stimme nicht zu

3 Stimme eher nicht zu

4 stimme weder zu noch

nicht zu

5 Stimme eher zu

6 Stimme zu

7 Stimme voll und ganz zu

24

SvQ3

csernst

Die Stadt Zirich nimmt meine Meldungen
auf "Ziri wie neu" ernst
Kategorien: Likert-Skala 1-7

28

us2

cseff

Dank "Ziri wie neu" wird mein Anliegen
effizient bearbeitet
Kategorien: Likert-Skala 1-7

29

US3

csmeld

Dank "Ziri wie neu" kann ich auf einfache
Art den zustandigen Behorden eine
Meldung abgeben

Kategorien: Likert-Skala 1-7

32

QID22_1

polint

Ich interessiere mich sehr fur Politik
Kategorien: Likert-Skala 1-7

33

QID22_2

polaus

Mit anderen Uber Politik zu diskutieren,
gefallt mir sehr
Kategorien: Likert-Skala 1-7

34

QID22_3

polinf

Mir ist es wichtig, Uber politische
Ereignisse immer auf dem Laufenden zu
sein

Kategorien: Likert-Skala 1-7

40

QID23_3

sknot

Ich fihle mich mit Menschen, die sich in
einer Notlage befinden, verbunden
Kategorien: Likert-Skala 1-7

43

QID23_6

skbp

Ich bin Uberzeugt, dass Burgerpflichten vor
Eigeninteressen stehen sollen
Kategorien: Likert-Skala 1-7

57

NB10

cskom

Ist eine zielgerichtete Art, um mit der Stadt
Zurich zu kommunizieren
Kategorien: Likert-Skala 1-7

61

NB14

skinfl

Erlaubt mir, auf Dinge Einfluss zu nehmen,
die mir wichtig sind
Kategorien: Likert-Skala 1-7

63

NB16

skdemo

Gibt mir das Geflhl, dass
Entscheidungstrager mich anhoéren
Kategorien: Likert-Skala 1-7
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Ccs Mittelwerte der Variablen csernst, cseff,
csmeld, cskom zusammengefasst
Kategorien: Likert-Skala 1-7

sk Mittelwerte der Variablen sknot, skbp,
skinfl, skdemo zusammengefasst
Kategorien: Likert-Skala 1-7

Tabelle 9: Verwendete Daten soziodemographische Struktur Zirich
Datensatz Jahr |Merkmal Beschreibung und Auspragungen der Kategorien

BEV390T3900 2016 |Geschlecht Erhebung des Geschlechts
Kategorien:

Total

Frauen

Ménner

BEV390T3900 2016 |Alter Erhebung Alter

Kategorien:
Geburtsjahr
Alter

BIL100T1001 2016 |Bildungsniveau | Erhebung der héchsten Ausbildung, nur 15-Jahrige
und Altere
Kategorien:

Obligatorische Schule: Real- Sekundar-,
Bezirks- und Oberstufenschule und ohne
obligatorischen Schulabschluss

Sekundarstufe Il: Berufslehre, Berufsmittel-,
Fachmittel- und Kantonsschulen wie
Gymnasium

Tertiarstufe: Hohere Berufsbildung,

Fachhochschulen sowie Hochschulen

BEV530T5305 2016 | Migrations- Anteil eingeblrgerte Personen an der Schweizer
hintergrund Bevolkerung

Tabelle 10: Verwendete Variablen ‘Ziri wie neu’

ID Fragecode Unbenennung |Beschreibung und Auspragungen
der Kategorien

w_dtcep [Weight inflating to Swiss population with
the right to vote]
10520 part Wurde die Umfrage beendet?
Kategorien:
0 not finished
1 finished
SRPH Register |bigregion [FROM SRPH REGISTER]
SRPH Register |sex [FROM SRPH REGISTER]
SRPH Register |birthyear Jahrgang

age Alter in Jahren
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agebygroup

Einteilung nach Altersgruppe
Kategorien:

118-24

225-34

3 35-44

4 45-54

5 55-64

6 65-74

7 75+

70800

educ

Was ist lhre hochste abgeschlossene
Ausbildung?
Kategorien
10 Keine abgeschlossene
Schulbildung/Primarschule
21 Obligatorische Schule
22 Ubergangsausbildungen
31 Allgemeinbildung ohne Maturitat
32 Berufliche Grundbildung oder
Berufslehre
33 Maturitat oder Lehrkrafteseminar
40 Nach-sekundére nicht-tertiare Stufe
51 Hohere Berufshildung mit eidg.
Fachausweis, Meisterdiplom
52 Fachhochschule, Universitat, ETH
60 Doktorat, Habilitation
97 Andere
98 Weiss nicht
99 Keine Angabe

educ

Einteilung nach Bildungsniveau
Kategorien:
10, 21, 22 Obligatorische Schule
31, 32, 33, 40 Sekundarstufe Il
51, 52, 60 Tertiarstufe

70100

citizen_rep

Welche Staatsburgerschaft haben Sie bei
der Geburt gehabt?
Kategorien:

1 Schweiz

7 andere Staatsbirgerschaft

8 Weiss nicht

9 Keine Angabe
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Anhang B: Zusatzliche Abbildungen und Tabellen

Histogram of meanNrRep
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Abb. 31: Histogram des Medians der abhangigen Variable 'NrRep' mittels Bootstrapping
Quelle: ‘Ziri wie neu’ Daten, eigene Darstellung, n=728
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Abb. 32: Visualisierung des Bootstrappings des Mittelwerts der abhéngigen Variable ‘NrRep'

Quelle: ‘Ziri wie neu’ Daten, eigene Darstellung, n=728
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Abb. 33: Verteilung der subjektiven politischen Informiertheit nach Geschlecht 'sex'
Quelle: ‘Ziri wie neu’ Daten, 1=Manner, 2=Frauen, eigene Darstellung, n=724
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Abb. 34: Anzahl Meldungen nach digitalen Fahigkeiten 'ds' bis max. 20 Meldungen in Prozent
Quelle: ‘Zuri wie neu’ Daten, eigene Darstellung, n=702
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Prozent
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Abb. 35: Anzahl Meldungen nach Altersgruppen 'agebygroup’ bis max. 20 Meldungen in Prozent
Quelle: ‘Ziri wie neu’ Daten, eigene Darstellung, n=706
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Abb. 36: Anzahl Meldungen nach Bildungsniveau 'edubygroup
Quelle: ‘Ziri wie neu’ Daten, eigene Darstellung, n=691
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Tabelle 11: Outcome verschiedener Tests fiir Uberdispersion

Ubersidparitatstest nach Cameron und Trivedi (1990)
data: rd
z = 4.9208, p-value = 4.309e-07
alternative hypothesis: true alpha is greater than 0
sample estimates:

alpha
4.57562

Ubersidparitatstest nach Pearson Chi2
pearson.chi2 dispersion
3669.130195 5.679768

Ubersidparitatstest nach odTest

Likelihood ratio test of HO: Poisson, as restricted NB model:

n.b., the distribution of the test-statistic under HO is non-standard
e.g., see help(odTest) for details/references

Critical value of test statistic at the alpha= 0.05 level: 2.7055
Chi-Square Test Statistic = 986.5675 p-value = < 2.2e-16
Quelle: ‘Zuri wie neu’ Daten, eigene Berechnungen, n=728

Tabelle 12: Outcome vorausgesagte Anzahl Meldungen 'NrRep' nach Geschlecht 'sex’, age = mean

Predicted values

age sex predictedvalue
138.231 mannlich 3.488731
2 38.231 weiblich 2.544446

Quelle: ‘Ziri wie neu’ Daten, eigene Berechnungen, n=728
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Tabelle 13: Regressionstabelle Gesamtmodell und Modell nur mit den Kontrollvariablen im Vergleich

Ungleichheit in der politischen Partizipation

Model

(Intercept)

cs

ds

polint

sk

polinf

polaus

sexweiblich
edubygroupSekundarstufe II
edubygroupTertidrstufe
age

langubygroupAndere Muttersprache

BIC

Log Likelihood
Deviance

Num. obs.

1 Model 2

.75 % Q.78 ***

.34) (0.14)

.04

.04)

.05

.04)

.@5

.05)

.05

.05)

.06

.05)

.@5

.04)

.28 ** -Q.32 ***

.09) (0.09)

.22 % Q.22 *

11 (0.11)

.14 Q.16

.10) (0.10)

.01 ** Q.01 **

.00) (0.00)

.18 0.14

16) (0.16)

76 3017.63

12 3049.05

38 -1501.81

56 607.07
658

*** p < 0.001; ** p < 0.01; *p < 0.05
Quelle: ‘Zuri wie neu’ Daten, eigene Berechnungen, n=658
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Tabelle 14: Regressionstabelle des Gesamtmodells ohne Ausschluss der identifizierten Ausreisser

Estimate
Intercept -0.04
(0.37)
Biirgerkompetenzen 0.02
(0.05)
Digitale Fahigkeiten -0.00
(0.04)
Politisches Interesse -0.04
(0.05)
Subjektive politische Kompetenzen 0.07
(0.05)
Politische Informiertheit 011"
(0.05)
Politischer Austausch 0.03
(0.05)
Weiblich (RK: Minnlich) -039™*
(0.10)
Sekundarstufe II (RK: Obligatorische Schule) (29"
(0.12)
Tertidrstufe (RK: Obligatorische Schule) 022"
(0.11)
Alter 0.00
(0.00)
Andere Muttersprache (RK: Deutsch) 039"
(0.16)
AIC 3161.94
BIC 3220.34
Log Likelihood -1567.97
Deviance 620.38
Num. obs. 660

p<0001; “p<001; p<005
Statistical models

Quelle: ‘Ziri wie neu’ Daten, eigene Berechnungen, n=660
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Anhang C: Alternative Methode ftir den Vergleich der Offline- und
Onlinepartizipation im soziodemographischen Kontext Zurichs

Urspringliches Vorgehen: Vergleich der Abstimmungsbeteiligung der untervertretenen Gruppen mit
der allgemeinen Abstimmungsbeteiligung (44%). Vorteil: So kann klar aufgezeigt werden, welche
Gruppen unter- und ubervertreten sind in Bezug auf die Abstimmungsbeteiligung.

Alternatives Vorgehen: Vergleich der Gruppengrésse innerhalb derjenigen, die abgestimmt haben.
Um die Verzerrung der Stichprobe zu verkleinern, werden die Gruppen nach ihrer Grosse gemass der
demographischen Struktur der Stadt Zurich gewichtet.
Folgendermassen wurde fiir die Berechnung der Gewichte vorgegangen:

- DS = Gruppengrdsse gemass Demographischer Struktur in Prozent

- VOTO = Gruppengrésse in der VOTO Stichprobe (unabhéangig davon, ob die Person sich bei

der Abstimmung beteiligt hat oder nicht, n=203) in Prozent

- x = Gewichtung

- Formel: VOTO * x = DS
Beispiel Manner: DS = 50%, VOTO = 41%

- 41%*x=50% -> auflésen nach x, ergibt x = 1.22

- Gewicht fur Manner: 1.22
In einem zweiten Schritt wurden nur noch diejenigen betrachtet, die sich bei der Abstimmung beteiligt
haben (n=139). Dafiir wurde der VOTO Datensatz entsprechend gefiltert und die Gruppengréssen der
teilgenommenen Personen ermittelt. Dieser Wert wurde dann mit der Gewichtung multipliziert.

Geschlecht

- Demographie Stadt Zirich:
o Manner: 50%
o Frauen: 50%

- Stichprobe Kanton ZH (n=203):
o Manner: 41%
o Frauen: 59%

- Gewichtung entsprechend:
o Manner: 1.22
o Frauen: 0.85

Was bedeutet dies fiir die Beteiligung?
Von den Personen, die sich im Kanton Zirich beteiligt haben (n=139), sind 42% Manner und 58%

Frauen. Multipliziert mit den Gewichten, ergibt dies folgendes Resultat:
- Manner: 51%
- Frauen 49%

Abweichung zu den Resultaten mit dem urspriinglichen Vorgehen (vgl. Abb. 37):
Gleiches Ergebnis: Frauen sind leicht unter- und Mé&nner leicht Uberreprésentiert.
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Demographische Struktur

= Manner

Hm Frauen

Abb. 37: Alternative Methode der Offline- und Online-Partizipation nach Geschlecht im demographischen
Vergleich in Prozent

Quelle: Stadt Zuri, VOTO 1 (Milic und Kubler 2016), ‘Ziri wie neu’ Daten, eigene Darstellung

Alter

- Demographie Stadt Zirich:

o O O O O O

o

- Stichprobe Kanton ZH (n=203):

o

O 0O 0 0 O

O

- Gewichtung entsprechend:

o

O O O O O O

Was bedeutet dies fur die Beteiligung?
- Stichprobe Kanton ZH ohne Gewichtung (n=139):

(0]
o

18-24: 8%
25-34: 22%
35-44: 18%
45-54: 14%
55-64: 10%
65-74: 7%
75+: 8%

18-24: 5%
25-34: 5%
35-44: 13%
45-54: 22%
55-64: 15%
65-74: 22%
75+: 18%

18-24: 1.6
25-34: 4.4
35-44:1.385
45-54: 0.636
55-64: 0.667
65-74: 0.318
75+:0.444

18-24: 5%
25-34: 4%
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Beteiligung mit Gewichtung:

o
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35-44: 7%
45-54: 18%
55-64: 16%
65-74: 28%
75+: 22%

18-24: 8%
25-34: 17,6%
35-44: 9,7%
45-54: 18%
55-64: 11,5%
65-74: 8,9%
75+: 9,8%
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Abweichung zu den Resultaten mit dem urspriinglichen Vorgehen (vgl. Abb. 38):

Gleiches Ergebnis:
Es sind ebenfalls Junge unter- und altere Personen Ubervertreten.

Unterschiede:

30

25

20

15

10

Der Wendepunkt von unter- zu Ubervertreten liegt bei dieser Methode zwischen den 35 bis
44-Jahrigen und den 45 bis 54-Jahrigen, wahrend der Wendepunkt bei der urspriinglichen
Methode die 45 bis 54-Jahrigen ebenfalls noch knapp unter- und erst die 55 bis 64-Jahrigen
klar Uberreprasentiert sind.
Die Uberreprasentation der &lteren Bevolkerung ist bei der urspriinglichen Methode
ausgepragter und weist auf eine gréssere Ungleichheit hin als bei dieser Methode.

-17 18-24 25-34 35-44 45-54 55-64 65-74 75+
== Demographische Struktur Zirich === Abstimmungsbeteiligung Zurich ‘Zuri wie neu' User

Abb. 38: Alternative Methode der Offline- und Online-Partizipation nach Alter im demographischen Vergleich in
Prozent
Quelle: Stadt Zuri, VOTO 1 (Milic und Kubler 2016), ‘Ziri wie neu’ Daten, eigene Darstellung
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Bildungsniveau

- Demographie Stadt Zirich:
o Obligatorische Schule: 18%
o Sekundarstufe Il: 33%
o Tertiarstufe: 49%

- Stichprobe Kanton ZH (n=203):
o Obligatorische Schule: 8%
o Sekundarstufe Il: 48%
o Tertiarstufe: 44%

- Gewichtung entsprechend:
o Obligatorische Schule: 2.25
o Sekundarstufe Il: 0.688
o Tertiarstufe: 1.114

Was bedeutet dies fur die Beteiligung?

- Stichprobe Kanton ZH ohne Gewichtung:
o Obligatorische Schule: 8%
o Sekundarstufe Il: 46%
o Tertiarstufe: 46%

- Stichprobe Kanton ZH:
o Obligatorische Schule: 18%
o Sekundarstufe Il: 31,7%
o Tertidrstufe: 51,2%

Abweichung zu den Resultaten mit dem urspringlichen Vorgehen (vgl. Abb. 39):

Gleiches Ergebnis:
- Personen mit dem héchsten Bildungsabschluss auf der Sekundarstufe Il sind adaquat
vertreten.

Unterschiede:
- Personen mit tiefem Bildungsniveau (Obligatorische Schule) waren beim urspriinglichen
Vorgehen unterreprasentiert und sind es bei diesem alternativen Vorgehen nicht mehr.
- Personen mit hohem Bildungsniveau (Tertiarstufe) waren beim urspriinglichen Vorgehen
Uberreprasentiert und sind es bei diesem alternativen Vorgehen nicht mehr.

60
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20

10

Demographische Struktur Abstimmungsbeteiligung 'Zuri wie neu' User
Zirich Zirich

m Obligatorische Schule Sekundarstufe I Tertiarstufe

Abb. 39: Alternative Methode der Offline- und Online-Partizipation nach Bildungsniveau im demographischen
Vergleich in Prozent
Quelle: Stadt Zuri, VOTO 1 (Milic und Kubler 2016), ‘Zuri wie neu’ Daten, eigene Darstellung
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Migrationshintergrund

- Demographie Stadt Zirich:
o Nicht eingebirgerte Personen: 71%
o Eingebirgerte Personen: 29%

- Stichprobe Kanton ZH (n=293)
o Nicht eingeblrgerte Personen: 76.5%
o Eingebirgerte Personen: 23.5%

- Gewichtung entsprechend:
o Nicht eingebirgerte Personen: 0.928
o Eingebirgerte Personen: 1.234

Was bedeutet dies fiir die Beteiligung?
Von den Personen, die sich im Kanton Zirich beteiligt haben (n=139), sind 82% ohne
Migrationshintergrund und 18% mit Migrationshintergrund. Multipliziert mit den Gewichten, ergibt dies

folgendes Resultat:
- Nicht eingeburgerte Personen: 76%
- Eingeburgerte Personen: 22.2%

Abweichung zu den Resultaten mit dem ursprunglichen Vorgehen (vgl. Abb. 40):
Gleiches Ergebnis: Personen ohne Migrationshintergrund sind Ubervertreten, wahrend Personen mit
Migrationshintergrund untervertreten sind.
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Demographische Abstimmungsbeteiligung  'Ziri wie neu' User
Struktur Zirich Zurich

Nicht eingebirgerte Personen m Eingeburgerte Personen
Muttersprache Deutsch ® Andere Muttersprache
Abb. 40: Alternative Methode der Offline- und Online-Partizipation nach MH im demographischen Vergleich in

Prozent
Quelle: Stadt Zuri, VOTO 1 (Milic und Kubler 2016), ‘Ziri wie neu’ Daten, eigene Darstellung

144



Universitat
Zirich™

Modulname:

Betreuer*in/Dozent*in:

Verfasser*in:

Matrikelnummer:

Zirich, 06.01.2021

Ungleiche politische Partizipation.
Masterarbeit

Dr. Prof Jorg Rossel

Noélle Meier
14-740-526
) OSSs Tl
5 {1 [ L/\/R K/\/‘ﬂ
N v L
Unterschrift:

Selbstandigkeitserklarung

145



	Abbildungsverzeichnis
	Tabellenverzeichnis
	1 Einleitung
	2 Demokratie
	2.1 Was ist eine Demokratie?
	2.2 Normative Begründung für Demokratie

	3 Die Rolle der politischen Partizipation
	3.1 Was ist politische Partizipation?
	3.2 Die Rolle der politischen Partizipation in einer Demokratie

	4 Das politische Volk und das Demos-Problem
	4.1 Das politische Volk
	4.1.1 Was ist das politische Volk?
	4.1.2 Das Konzept der Staatsbürgerschaft
	4.1.3 Wer soll sich beteiligen?

	4.2 Die Konstitution des Volkes – das Demos-Problem
	4.2.1 Das Betroffenheitsprinzip
	4.2.2 Die wechselseitige Anerkennung
	4.2.3 Das Condorcet-Jury-Theorem
	4.2.4 Diskussion der verschiedenen Lösungsansätze


	5 Ausgangslage und Forschungsstand
	5.1 Problemstellung und Lösung
	5.2 Das Civic Voluntarism Model (CVM)
	5.3 Welche Gruppen werden nicht gehört?
	5.3.1 Frauen
	5.3.2 Junge Erwachsene
	5.3.3 Tiefes Bildungsniveau
	5.3.4 Personen mit Migrationshintergrund


	6 Veränderung durch Digitalisierung
	6.1 ‘Züri wie neu’ im Kontext der E-Demokratie
	6.1.1 Was ist ‘Züri wie neu’?
	6.1.2 Einbettung im E-Demokratie Kontext

	6.2 Einflussfaktoren der politischen Online-Partizipation
	6.2.1 Digital Divide
	6.2.2 Untervertretene Gruppen und Online-Partizipation


	7 Beteiligung der untervertretenen Gruppen bei ‘Züri wie neu’
	7.1 Datengrundlage und methodisches Vorgehen
	7.2 Analyse der untervertretenen Gruppen
	7.3 Diskussion: Wer beteiligt sich bei ‘Züri wie neu’?

	8 Einflussfaktoren der politischen Online-Partizipation
	8.1 Forschungshypothesen
	8.2 Operationalisierung und Analysestrategie
	8.2.1 Die abhängige Variable Anzahl Meldungen
	8.2.2 Die unabhängigen Variablen nach dem CVM
	8.2.3 Die Kontrollvariablen: Geschlecht, Alter, Bildungsniveau und MH
	8.2.4 Analysestrategie

	8.3 Ergebnisdarstellung der Datenanalyse
	8.4 Diskussion: Welche Faktoren fördern Online-Engagement?

	9 Fazit
	Literaturverzeichnis
	Anhang
	Anhang A: Datenbeschreibung und Operationalisierung
	Anhang B: Zusätzliche Abbildungen und Tabellen
	Anhang C: Alternative Methode für den Vergleich der Offline- und Onlinepartizipation im soziodemographischen Kontext Zürichs


